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Einleitung 

»Meistens hat, wenn zwei sich scheiden, 
einer etwas mehr zu leiden . . .  « ( Peter Fischer) 

Mit diesem Motto stehen wir schon mitten in der Ehescheidungs­
praxis und den im folgenden dargestellten Fällen. Diese verstehen 
sich eigentlich von selbst. Erst recht scheint es nicht sinnvoll zu sein, 
als Einleitung über Wesen und Entwicklung der Ehe.zu schreiben. 
Eine ))Legion von Büchern« gibt es darüber. Aber wenn ich ausge­
drückt habe, die folgenden Beiträge bedürfen keiner Einführung, so 
ist dies, fürchte ich, mit der Fachlichkeit der juristischen Expertin ge­
sehen. Werden Eheleute, die vor oder im Scheidungsverfahren ste­
hen, die Frauen und Männer in den Eheberatungsstellen und sonsti­
gen sozialen Diensten olme weitere Einführung die Fälle in ihre Le­
bens- und Berufswelt einordnen können? Viele sicher nicht. 

Juristische Expertinnen können vieles in dieser Einleitung über­
schlagen. Wrr gehen allerdings davon aus, daß sie aus diesem Band 
zumindest dann neues erfahren werden, wenn sie mit Scheidungen 
nicht befaßt sind, sich über die eigene Arbeit mit Kolleginnen und 
Kollegen wenig austauschen und die T ätigkeit der Angehörigen an­
derer Professionen nur von außen kennen. 

Zurück zum Motto der Einleitung. Trennung und Scheidung ist 
oft mit Schmerz, Trauer und Angsten verbunden. Und dieses Lei­
den soll auch meßbar sein. Zumindest wurde im Jahre 1974 von 
OS-amerikanischen Psychiatern auf der Basis hunderter Befragun­
gen von Patientinnen und Patienten- so eine Meldung der FR vom 
22. 9. 87- eine noch heute anerkannte StreBtabelle aufgestellt, nach 
der sich für 43 WechselfaJle des Lebens der StreBstellenwert errech­
nen läßt. Als größte StreBbelastung wird der Tod des Gatten bzw. 
der Gattin mit 100 Einheiten geführt, gefolgt von Scheidung (73), 

9 



Trennung (65), Gefängnisstrafe oder Tod eines nahen Familienan­
gehörigen Geweils 63) . 

Im Jahre 1986 lösten 122443 Paare in der Bundesrepublik ihre 
Ehe, so die Auskunft des Leiters des Statistischen Bundesamtes in 
Wiesbaden. Betroffen sind also 244886 Menschen, nicht mitge­
zählt deren gemeinsame Kinder, aber auch Eltern, Verwandte, 
Freundinnen, Freunde und die neuen Lebenspartnerlnnen. 

Beteiligt, im Sinne von professionell beschäftigt, ist ein noch 
viel größerer Personenkreis: Anwältinnen und Richterinnen, So­
zialarbeiterlnnen und psychologische Gutachterinnen (nicht mit­
gezählt das Personal in den Gerichts- und Anwaltskanzleien). Im 
vorliegenden Sammelband schreiben die unmittelbar Betroffenen 
nicht mit, obwohl man sie als die eigentlichen Expertinnen der 
Trennung bzw. Scheidung bezeichnen könnte. 

Dem ))Expertentum« der Eheleute widerspricht nicht die häufig 
gemachte Erfahrung, daß sie ohne fremde Hilfe ihre Konflikte oft 
nicht mehr lösen können. Das kann auch für Kinder gelten, die 
)mneinsichtig« gerade nicht die Scheidung, sondern das Zusam­
menbleiben ihrer Eltern wollen. Da die Scheidung der Ehe durch 
Gerichtsurteil geltendes Recht ist, und der drei Mal geäußerte Satz, 
ich verstoße Dich, nicht ausreicht, müssen sich die Eheleute juristi­
scher Fachleute bedienen. 

Will ein Mann oder eine Frau geschieden werden, müssen sie eine 
Anwältin (ihres Vertrauens) aufsuchen und ihr das Mandat erteilen, 
die Vertretung im Scheidungsverfahren zu übernehmen. Das Gesetz 
sieht vor, daß zumindest eine Partei anwaltlieh vertreten sein muß. 
Sind mindeljährige Kinder aus der Ehe hervorgegangen, so wird 
aufgrund richterlicher Anordnung das Jugendamt damit beauftragt, 
ein Votum abzugeben, bei welchem Elternteil das Kind nach der 
Scheidung leben soll. Hierüber muß der Richter laut Gesetzesauf­
trag zusammen mit dem Scheidungsausspruch entscheiden. Ist das 
behördliche Votum - was selten vorkommt - nicht eindeutig und 
können sich die Eltern nicht einigen, d. h. einen gemeinsamen Vor­
schlag an das Gericht machen, so wird - in der Regel- eine psycho­
logische Begutachtung gerichtlich angeordnet, es sei denn, die Rich­
terin ist sicher, aus eigener Sachkompetenz entscheiden zu können. 

10 



Über den Sprachgebrauch 

Zunächst möge man mir einen Einschub verzeihen. Gerade auch, 
weil die Ehe zweigeschlechtlich ist, sollte sich dies im Text wider­
spiegeln. Deswegen muß sich der Leser und die Leserio- sprich 
die Leserinnen - an eine vielleicht - noch - unübliche Schreib­
weise gewöhnen. Immer wenn von Männern und Frauen die 
Rede ist, werden sie auch benannt. Wir Frauen wollen das so. Wir 
möchten uns nicht länger unter die männliche Form subsumieren 
lassen. Das führt oft zu unvermeidbaren Längen. Um dies in 
Grenzen zu halten und das Schrägstrich-Dasein von Mann oder 
Frau zu beenden (z.B. die Mandantinnen/die Mandanten) wird 
ein Wort gebildet, die Mandantlnnen. Damit sind dann beide Ge­
schlechter gemeint und bezeichnet. In der Schweiz haben sogar 
schon konservative Zeitungen diese Schreibweise übernommen. 
In der Bundesrepublik wird noch viel über das Für und Wider ge­
stritten, aber auch herumexperimentiert - wie in diesem Buch. 
Die Leserinnen mögen mir noch eins verzeihen. Da ich die ge­
schlechtsneutrale Form, »das Richter«, was z.B. auch möglich 
wäre, um sprachliche Diskriminierung zu verhindern, nicht 
schön fmde, wechsle ich das Geschlecht ab, spreche mal vom 
Richter, mal von der Richterin. Die anfängliche Irritation legt sich 
beim wiederholten Lesen. 

Scheidungsberichte nur aus Sicht der Professionellen 

Im vorliegenden Sammelband kommen unmittelbar nur die juri­
stischen und Expertinnen anderer Fachrichtung�n zu Wort, um 
aus ihrer Sicht die professionelle Bewältigung von Scheidungen zu be­
schreiben. Es handelt sich hierbei um die Beiträge von einem An­
walt und drei Anwältinnen (Teil 1), einem Richter und einer Rich­
terin (Teil III), einer Sozialarbeiterin sowie dem Direktor des 
Staatsinstituts für Frühpädagogik und Familienforschung, ge­
meinsam mit einer Diplompsychologin (Teil IV ). 

11 



Den Abschluß bilden verfahrensrechtliche Betrachtungen eines in 
juristischer Lehre und Praxis tätigen Ehepaares, die auf die ange­
schnittenen prozessualen Probleme Bezug nehmen (Teil V ). 
Aus dem Rahmen fallt der Beitrag einer feministischen Rechtsan­
wältin, der zeigt, daß sich in den letzten 15 Jahren bei der profes­
sionellen Bewältigung des Sachgebiets »Scheidung« neue Bear­
beitungsformen entwickelt haben, sowie der Beitrag »Scheidung 
2002«, eine V isionjuristischer T ätigkeit, die in kurzer Zeit schon 
Realität sein wird, selbst »wenn nicht sein kann, was nicht sein 
darf« (Teil II) ?! 

Über Ziele und Zielgruppen dieses Buches 

Was und wen wollen die Autorinnen und Autoren, die mit Schei­
dung befaßt sind, erreichen, und welchen Sinn hat es, daß profes­
sionell mit Scheidungen befaßte Personen aus ihrem Berufsalltag be­
richten? V ieles ist schon gesagt worden. 

Erstes Anliegen ist, daß sich die Klientinnen und Mandanten, 
die vor Gericht zu »Parteien« werden, darüber informieren kön­
nen, was die Leute, zu denen sie zwangsweise Kontakt aufzuneh­
men haben, eigentlich tun, und zwar fiir sie tun, gegen- oft nicht 
geringe- Bezahlung. Die Rekordzahl der Geschiedenen aus dem 
Jahre 1986 wurde bereits genannt. Zu denken ist aber auch an die 
noch laufenden Scheidungsverfahren und an die Paare, die ge­
trennt leben und eine Scheidung ihrer Ehe erwägen. Welche psy­
chischen Belastungen sie erleiden, wissen sie selbst am besten, 
welche zu erwarten sind, können sie oft ahnen, welche Probleme 
aber nur mitjuristischer und psychologisch-therapeutischer Hilfe 
zu lösen sind, das können sie aus den einzelnen Beiträgen exem­
plarisch erfahren. 

Als zweite Zielgruppe dies�s Buches sind die Laien- im Sinne 
von Nichtjuristinnen-zu betrachten, die in Zentren der Ehe-, Fa­
milien- und Lebensberatung arbeiten. Die Angehörigen dieser 
»helfenden Berufe« bedienen sich routinemäßigjuristischer Hilfe. 
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Das Lesen der sehr unterschiedlichen Fälle und deren Bearbeitung 
bewirkt vielleicht, daß sie ermessen können, wo ihre Arbeit der 
Hilfe und Ergänzung durch juristisch geschulte Fachleute bedarf 
Sie können Vor- und Nachteile im anwaltliehen Arbeiten erken­
nen und Fragestellungen entwickeln, die sicher nicht eine Kon­
trolle der Arbeit der Expertlnnen, vielleicht aber einen selbstbe­
wußten Umgang mit ihnen ermöglicht. 

Anwältinnen und Richterinnen werden sicherlich, wie gesagt, 
keine Neuigkeiten aus juristischer Sicht erfahren, wenn sie die Bei­
träge der Kolleginnen und Kollegen lesen. Dies könnte natürlich 
für Berufsanfängerinnen und nicht auf das Familienrecht Speziali­
sierte der Fall sein, aber (hoffentlich) auch nur für sie!!? Für man­
che mag es interessant sein, sich anhand der Darstellungen zu 
überlegen, wie sie den Fall »angepackt« hätten, welche Strategien 
gegenüber der Klientel, dem Gericht und den anderen Verfahrens­
beteiligten möglich, vielleicht erfolgreicher gewesen wären. 

Und dann gibt es noch- zahlreich und vielfaltig-Vorurteile der 
einen gegenüber Angehörigen der anderen juristischen Profes­
sion. Informationen über die Arbeitsweisen in den verschiedenen 
Berufsfeldern sind erste Voraussetzung für eine verbesserte Ko­
operation. Was wissen Richterinnen und Richter über die Arbeit 
))vor Ort«, wo die Probleme der Scheidungsmandantinnen noch 
keine gerichtlich verwertbare )) Aktenform « angenommen haben? 
Von welchen Überlegungen, Erfahrungen und Einschätzungen 
werden richterliche Urteile, die im Namen des Volkes ergehen, 
getragen? 

Da das Verhältnis von Sozialarbeiterinnen und Psychologlnnen 
gegenüber Juristinnen und vice versa nicht selten gespannt ist, 
könnten zumindest auch hier ))Einblicke« geeignet sein, den je­
weils anderen als Hilfe und Ergänzung ernst zu nehmen. 

Mit einem Anwalt und vier Anwältinnen (Teil I) sind die Anwalt­
schaft und hierbei wiederum die Kolleginnen überrepräsentiert 
(der %-Anteil von Frauen an der Gesamtanwaltschaft beträgt, re­
gional unterschiedlich, ca. 15 %) . Die hohe weibliche Beteiligung 
entspricht dem Trend, daß sich Kolleginnen gern und häufig mit 
Familienrechtsproblemen beschäftigen. Dies hat zum einen mit 

13 



ihrer Stellung und Erfahrung als Frau zu tun- traditionell ist die 
Familie immer noch die Domaine der Frau -, außerdem sehen 
einige Kolleginnen in diesem Betätigungsfeld auch eine Möglich­
keit, ihre politischen Vorstellungen hinsichtlich der Emanzipation 
der Frau zu verwirklichen. 

Bedauerlich ist, daß sich so wenig Richterinnen und Richter be­
reit erklärt haben, mitzuschreiben. Zum Schreiben aufgefordert 
wurde die gleiche Anzahl wie Anwältinnen. Woran ihre Zurück­
haltung liegt, ist unklar. V ielleicht gebietet - vermeintlich - die 
richterliche Rolle eine besondere Zurückhaltung, sich öffentlich 
zu äußern. 

Anwältinnen und Anwälte hingegen stellen sich- mehr oder 
weniger gern- selbst dar, und es besteht ein nicht abzustreitender 
Zusammenhang zwischen Bekanntheitsgrad und Geld verdienen. 

Für Richter und Richterinnen gilt dies nicht. Bons mots, wie, 
mach der Scheidung behält die Frau die Kinder, der Mann die 
Schulden, der Anwalt das Geld und die Richterin ihren Job« 
(Troje/Meyer) entbehren eben nicht einer gewissen Realität. 

Ungelöste Probleme anläßlich von Scheidung und Trennung 

Das Geld und- zunehmend- der Streit um die Kinder sind zwei 
Stichworte, genauer gesagt Gegenstand erbitterter Auseinander­
setzung zwischen den Eheleuten. 

Scheidungsgeschädigte Spitzenverdiener - Spitzenverdienerin­
nen fallen nicht ins Gewicht-, die ohne Zweifel erhebliche Unter­
haltszahlungen leisten müssen, bringen lautstark ihre Klagen vor. 
Und sie hatten damit auch Erfolg. Nach heftigen Diskussionen in 
der Presse und einhelliger Schelte sämtlicher Berufsverbände ver­
abschiedete der Gesetzgeber das Unterhaltsrechtsänderungsgesetz 
(URÄndG 86), das seit dem 1. 4.86 in Kraft getreten ist. Kernpunkt 
dieses Gesetzes ist die Möglichkeit, den Unterhaltsanspruch zeit­
lich zu begrenzen und bis auf »Null abzuschmelzen«. 

Das Argument: die zeitlich unbegrenzte Lebensstandardgaran-
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tie ist unbillig. Stimmung gemacht wurde in Rundfunk, Fernse­
hen und Presse mit der berühmten Chefarzt-Gattin, die sich 
schmuckbehangen in Pelze hüllt und den hart arbeitenden Mann 
»bluten« läßt. Hauptnutznießer dieses Gesetzes waren neben 
Chefärzten und ähnlichen Spitzenverdienern geschiedene Politi­
ker und Journalisten, von denen man weiß, daß sie Unterhalt ftir 
die Erst-, Zweit- und leider oft für die Drittfrau zahlen müssen. 
Wie so oft, bestimmt auch hier das Sein das Bewußtsein. 

Das URÄndG 86 hat auch Auswirkungen auf den Fall der Ar­
beitslosigkeit. Unterhaltszahlungen sollen auch hier nur noch für 
eine gewisse Zeit geleistet werden. 

Hiermit ist eines der Kernprobleme von Scheidungen über­
haupt angesprochen, die finanzielle Absicherung der Frau. 

Geschiedene Frauen, die schlecht qualifiziert sind, keine Berufs­
erfahrung, dafür aber Kinder zu versorgen haben oder schon 
über 40 Jahre alt sind - um einmal die Hauptbelastungsfaktoren 
konzentriert anzuführen - finden keinen oder nur einen schlecht 
bezahlten Arbeitsplatz, der sie in ihrer persönlichen Lebensfüh­
rung erheblich einschränkt. Sei greifen zurück auf den - zumin­
dest besser - verdienenden Ehemann, der sich verständlicher­
weise dagegen wehrt, Unterhaltszahlungen zu leisten, die seinen 
Lebensstandard auf Dauer empfmdlich einschränken. Solange 
Frauen wie Männer keine Arbeitsplatzgarantie haben, wird sich 
dieses Problem, das ökonomisch-strukturelle Ursachen hat, mit­
nichten privat befriedigend und »gerecht« lösen lassen. Das 
URÄndG 86 sieht aber noch weitere Gründe für die Ablehnung 
oder Begrenzung von Unterhaltszahlungen vor, etwa, das 
»schwerwiegende Fehlverhalten« der Ehefrau. 

Vor der Verabschiedung wurde dieser Passus von Richter Wli­
lutzki, der auch Vorstandsmitglied des Deutschen Familienge­
richtstages ist, als »Hinterhältigkeit des Gesetzgebers« (FR vom 
5. 7.84) bezeichnet. Seine Begründung: Grundlegend an der Schei­
dungsriform aus dem Jahr 1977 war, daß nicht mehr nach dem Schul­
digen geforscht werden und je nach Ergebnis, Unterhalt zugebil­
ligt oder verweigert werden sollte. Nun aber solle die Bestrafung 
der Treulosen durch die Hintertür wieder durchgesetzt werden. 
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Seine Befürchtungen sind längst eingetreten. Die juristischen 
Schmutzwäschewaschanstalten laufen wieder auf vollen Touren. 
Nur darf man eins nicht vergessen, diese gesetzliche Regelung 
war gut vorbereitet durch mehrere moralisierende Entscheidun­
gen des Bundesgerichtshofes sowie einiger Oberlandesgerichte. 
Das Gesetz vollzog nur noch Richterrecht. 

Noch ein persönliches Schlußwort 

Wer sich gerade trennt, wird vielleicht über die Distanziertheit 
verärgert sein, mit der die Autorinnen und Autoren das T hema, 
»Ihr T hema« abhandeln. Sie mögen Verständnis für uns aufbrin­
gen. Geht es uns nicht ebenso wie dem Bahnhofswärter? T äglich 
sieht er viele Züge abfahren und weint ihnen keine Träne hinter­
her. Ganz im Gegensatz zur Liebenden: Mit wieviel Tränen, 
Schmerz und Trauer blickt sie dem Zug hinterher, der sie von ih­
rem Liebsten trennt. Sie und der Bahnhofswärter sehen beide den 
gleichen Zug abfahren. Doch niemand käme auf die Idee zu sa­
gen, der Bahnhofswärter sei ungeeignet ftir seinen Beru( 

Hannover, im Mai 1988 Margarete Fabricius-Brand 
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I. Die » anwaltliehe Bewältigung« 
von Scheidungen 

Die in den Beiträgen des Rechtsanwalts und der Rechtsanwältinnnen 
dargestellten Sachverhalte sind facettenreich, wie Scheidungen in 
unserem Berufsalltag gemeinhin ablaufen. Dabei weisen sie einige 
typische Probleme auf, die herausgestellt werdenn sollen. 

»Die Familiensache Z.!Z. « (u. S. 22ff. ) ist eine )}Mittelstandsschei­
dung«, in der viel verteilt werden kann: der Ehemann verfiigt(e) 
als Psychoanalytiker über ein überdurchschnittlich hohes Ein­
kommen, das ihm erlaubt, Brillanten zu sammeln. Die Ehefrau, 
die während der Ehe zwar fiir die Kinder, nicht aber fiir sich selbst 
sorgen konnte, )}zahlt« im Scheidungsverfahren hierfiir den an­
sonsten nicht sichtbaren Preis, meßbar in der Höhe des Ehegat­
ten- und Kindesunterhaltes sowie des Zugewinns. Der sozialen 
und psychischen Schwäche von Frau Z. stehen Stärke und Schläue 
des Ehemannes gegenüber. Die Anwältin gewinnt juristisch alle 
Prozesse und doch ist klar, daß Frau Z. den bewährten Techniken 
des wirtschaftlich Stärkeren, seine Einkommens- und Vermögens­
verhältnisse zu seinen Gunsten zu verschleiern, nicht gewachsen ist. 

Wenn die Anwältin einen )) Spaziergang« macht und sich vor­
stellt, wie sie wohl als Vertreterin des Herrn Z. handeln würde, er­
scheint dies als )) berufshygienische Maßnahme«. Es ist oft schwer 
erträglich, auf der Seite der emotional und ökonomisch Schwäche­
ren zu stehen, auch bzw. gerade wenn die Person das eigene Ver­
ständnis, ja sogar Sympathie erweckt. Dies hat neben- sicher auch 
bestehenden - ökonomischen Gründen viel mit den Wunsch-
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bildern über eigene Stärke und Schwäche zu tun. Wer wünscht 
sich und der Mandantin nicht Kraft, Stärke, Durchsetzungsver­
mögen und die Anerkennung dessen, was sie in ihrem bisherigen 
Leben geleistet hat? Mitanzusehen, wie sie verliert, verlieren muß, 
weil die eigene Lebensleistung in Form von Kindererziehung, 
Haus- und sonstiger Familienarbeit mit Bestand der Ehe steht und 
fällt, kann zur Falle werden: die Anwältin tut für die Frau mehr, 
als im Rahmen anwaltlicher Tätigkeit geboten ist, sie geht entwe­
der selbst vor Überlastung in die Knie und/oder fängt möglicher­
weise an, ihr übel zu nehmen, daß sie so und nicht ganz anders ist. 
Das kann anwaltliehe Distanz sowie die eigene Arbeitsfähigkeit 
und die -freudigkeit zum Nachteil beider gefährden. »Kleine 
Fluchten« können hier entlasten und die Gefahr verringern, unter 
der enormen Arbeit und hohen psychischen Anteilnahme selbst 
immer kleiner zu werden. 

Der Beitrag, »Wie geht es nach der Trennung weiter? Über die Schwie­
rigkeiten, nicht durch die Löcher des sozialen Netzes zu fallen« (u. S. 
38ff.) berichtet über Scheidungen der Leute, die den niedrigen 
Einkommensgruppen zuzuordnen sind. Sie sind bei Scheidungen 
überrepräsentiert. Da sie sich gerade selbst versorgen können (so­
genannte Mangelfälle), werden Geschiedene aus dieser Einkom­
mensgruppe nur zu einem Fünftel mit Unterhaltszahlungen in die 
Pflicht genommen. Konsequenz für die Restfamilie ist der Gang 
zu den Behörden. Der Beitrag handelt demzufolge über Rechts­
streitigkeiten mit Ämtern und den Krankenkassen. Also letztlich 
geht es hier nicht um Scheidungs-, sondern um »Bürokratie­
recht« .  Und der Scheidungsanwalt betätigt sich eher als »Ehestif­
ter«: da der neue Ehemann als Versorgungsinstitut williger funk­
tioniert als das Sozialamt, kann durch die neue Eheschließung die 
Mangelverwaltung für einige Zeit ohne langwierige Rechtsstrei­
tigkeiten und die demütigende Behandlung seitens der Ämter 
vor sich gehen. Allerdings hat dies wenig Aussicht, die nächste 
Finanzkatastrophe zu verhindern. Spätestens bei Scheidung der 
Zweitehe treten die Unterhaltsengpässe verstärkt auf. Wer Erfah­
rung in der rechtlichen Beratung und Vertretung sozial Schwa-
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eher hat, weiß um die Probleme. Diese Prozesse sind keineswegs 
einfacher oder weniger langwierig, zumal die Klientel oft nicht in 
der Lage ist, ihre Probleme so darzustellen, daß Wichtiges von 
Unwichtigem unterschieden werden kann. Erschwerend kommt 
hinzu, daß die Streitwerte und demzufolge die Gebühren in diesen 
Verfahren äußerst gering sind. 

Der rationelle Umgang mit den eigenen psychischen, physi­
schen und ökonomischen Kräften ist in diesen Mandatsverhältnis­
sen dringend geboten, scheint aber so unlösbar wie die Quadratur 
des Kreises zu sein. 

»Ein normaler Fall« (u.S. 46ff. ), geschrieben von einer Anwältin, 
die anonym bleiben will, ist, was den Ausgang dieses Verfahrens 
angeht, zumindest nicht »normal«. Der Ehemann gehört mit sei­
nem Einkommen von ca. DM 5000,- zu den Spitzenverdienem. 
Wegen Abbezahlung der Schulden für die Eigentumswohnung 
der Eheleute verbleibt ihm dennoch nur der Sozialhilfesatz zum 
Leben. Seine 44-jährige Ehefrau, die ihre Berufstätigkeit auf 
Wunsch des Mannes aufgegeben hatte, findet wohl nach 16-jähri­
ger Hausfrauentätigkeit nicht mehr den Mut, sich um eine Ar­
beitsstelle zu bewerben. Im Verlauf des Scheidungsverfahrens, die 
Gründe weiß der Mandant nicht, nimmt die Ehefrau plötzlich 
doch eine Arbeit an. Außerdem einigen sich die Eheleute auf den 
Vorschlag des Mannes, die verschuldete Eigentumswohnung 
nach einer Übergangszeit zu verkaufen. 

Man fragt sich, wie es zu dieser vernünftigen Lösung gekommen 
ist. Ein Grund ist sicher, daß der Ehemann darauf verzichtet hat, 
mit anwaltlicher Hilfe »Schlammschlachten« zu führen. Vielleicht 
aus Schuldgefühlen wegen seines Auszugs, vielleicht, weil er sich 
gut in die Lage seiner Ehefrau versetzen konnte und das Wohl der 
Restfamilie im Auge behielt, warb er eher darum, seine Frau möge 
arbeiten gehen, als daß er es durch finanzielle Restriktionen oder 
Verfahrenstricks erzwang. Diese ))friedlichen« Strategien müssen 
von der Klientel gewollt sein, gegen ihren Willen kann die Anwältin 
sie nicht durchsetzen. Stören - im Sinne von ))Sie wären schön 
dumm, wenn . . .  « - könnte sie eine solche Haltung sehr wohl. 
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Im Beitrag » Über Mutter- und Faustrecht, eheliche Machtverhält­
nisse und Gerichtsveifahren« (u. S. 59ff) bekommt der Vater, von 
Beruf Zimmermann, nach einigen Auseinandersetzungen die 
Tochter zugesprochen. Der Mann mußte sich nicht nur hinsicht­
lich der äußeren Versorgung, sondern auch innerlich darauf ein­
stellen, das Kind allein zu erziehen, was er im Ergebnis auch 
schaffte.  

In konflikthaften Auseinandersetzungen der Eltern über die 
Frage, wer das Kind »bekommt«, wünsche ich mir als Anwältin 
oft, daß auch das Kind anwaltlieh vertreten sein möge, so wie dies 
u.a. in den USA der Fall ist. Die Beratungssituation in der Eltern­
Kind-Beziehung ist schwierig und mit keiner sonstigen vergleich­
bar, weil stets überlegt werden muß, wie mein Rat bzw. die einge­
leiteten Schritte, sich wohl auf das Kind auswirken werden. Dies 
kann die anwaltliehe Interessenvertretung zumindest sehr ein­
schränken. Neben standesrechtlichen Problemen können sich 
menschlich sehr belastende Konstellationen ergeben. Eine reine 
Vermehrung von juristischen Expertinnen in Scheidungs- bzw. 
Sorgerechtsverfahren garantierte natürlich keine dem Kind ange­
messenere Konfliktlösung (Vgl. Salgo, »Brauchen wir den An­
walt des Kindes?« in: ZIJ 1985, S. 259) . Eine anwaltliehe Vertre­
tung würde die rechtliche Stellung des Kindes im Gerichtsverfah­
ren stärken, birgt aber auch die Gefahr in sich, daß die Verletzbar­
keit und Schutzlosigkeit des Kindes steigt, weil sich noch mehr Er­
wachsene um das Kind streiten und in seinen normalen Alltag ein­
greifen. Dennoch könnte ein unabhängiger Fürsprecher des Kin­
des mit eigenen Möglichkeiten, fachliche Auskünfte einzuholen 
und Beweisanträge zu stellen, dazu beitragen, den zu regelnden 
Sachverhalt aufzuklären und am Wohl des Kindes orientierte Vor­
schläge zu unterbreiten. Dies würde auch die Tätigkeit der Rich­
terinnen unterstützen, die aufgrund ihrer erheblichen Arbeits­
überlastung von sich aus kaum alle Möglichkeiten ausschöpfen, 
den Lebenssachverhalt aufzuklären. Gutachterinnen wären eben­
falls nicht mehr Gehilfinnen des Gerichts oder Beauftragte der El­
tern, sondern die der Kinder. 

In diesem Beitrag geht es auch um den Zusammenhang von 
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Liebe und Geld, der innerhalb der bürgerlichen Ehe negiert, ja ge­
radezu als schändlich bezeichnet wird, wohingegen er in außer­
ehelichen Verhältnissen ganz schlicht abgehandelt wird: wieso soll 
ich Unterhalt zahlen, fragt der empörte Ehemann, wenn meine 
Frau sich im Bett mit einem anderen vergnügt? 
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Sigrid Berenberg-Gossler 

»In der Familiensache Z. /. Z « 

Susanne Z. kam an einem Montag, Anfang März 1982, in mein 
Büro; ohne Voranmeldung stand sie gegen 18 Uhr vor der Tür. Eine 
attraktive Frau, aber mit fahrigen Bewegungen und leichtem Zuk­
ken in den Lidern. Sie redete vom Auszug, alles sei zuviel geworden, 
die Kinder, das Haus sei zu groß für sie, sie käme nicht zurecht, er 
halte sich nicht an sein Wort. Nach einer Weile unterbrach ich den 
Redefluß im Flur und schlug einen Besprechungstermin drei Tage 
später vor. Am folgenden Donnerstag kam Frau Z. wieder. 

Susanne und Hans-Wilhelm Z. heirateten im Juni 1964, damals 
war sie 23, er 31 Jahre alt. Im April des folgenden Jahres wurden 
die Zwillinge Eberhard und Gerhild geboren. Im Frühjahr 1966 
eröffnete Herr Z. - Diplom-Psychologe und Psychoanalytiker ­
eine eigene Praxis. Frau Z. war während der gesamten Ehezeit als 
Hausfrau tätig, vor der Heirat war sie Sekretätin in der Redaktion 
einer Frauenzeitschrift. Frau Z. berichtet: 

Der Ehemann sei ein bekannter Analytiker in Hamburg, arbeite sehr viel 
und verdiene entsprechend. Er sei ein etwas nervöser Mann und könne 
sich über Kleinigkeiten sehr aufregen. Die Familie lebe im eigenen Haus 
in Alsternähe. Die Kinder - Anfang 82 knapp 17 Jahre - besuchten das 
Gymnasium, der Sohn habe eine Klasse wiederholen müssen, inzwi­
schen seien beide gut in der Schule. 

Der Ehemann habe ein ausgeprägtes Bedürfnis nach materieller Sicher­
heit und kein Vertrauen in Banken- es sein denn als Verwahrort ftir Wert­
sachen. Seit etwa zehn Jahren kaufe Herr Z. Brillanten und verwahre sie 
in drei Schließfachern in drei verschiedenen Hamburger Banken. 
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Sonntags betrachte die Familie gelegentlich einzelne wechselnde Ex­
emplare, die von Herrn Z. aus einem der Safes zu diesem Zweck vorüber­
gehend nach Hause geholt würden. 

Das Haus sei mit kompliziertesten Alarmanlagen gesichert, jenseits al­
ler Anregung der Hausratsversicherung. Der Haushalt sei modern mö­
bliert, Gebrauchsgegenstände, sehr schön, keine Wertstücke außer einem 
Silberbesteck. 

Ja, Lebensversicherungen habe er wohl. Wertpapiere? Er habe von 
Coupons schon öfter geredet. 

Im August 1980 habe sie einen Nervenzusammenbruch erlitten und sei 
zur Behandlung und Erholung neun Wochen in einer Privatklinik im 
Harz gewesen. Im Frühsommer 1981 sei es ihr wieder schlecht gegangen. 
Sie habe Tabletten gebraucht, habe dreimal eine Nervenärztin aufgesucht. 
Diese habe ihr dringend zur Trennung von ihrem Mann geraten. 

Im September 1981 habe sie ihren Mann gebeten, vorübergehend aus­
zuziehen, damit es hinterher besser zwischen ihnen laufe. Er habe dies ab­
gelehnt und sie sei dann im November 1981 mit den beiden Kindern aus­
gezogen und wohne jetzt in einer 3-Zimmer-Wohnung, die wenig Kom­
fort biete. Der Mann habe die Wohnung vorher besichtigt, und für gut 
befunden, beim Auszug habe er zugesagt, für sie und die Kinder monat­
lich DM 2.500,- zu zahlen. Tatsächlich zahle er nur DM 1. 700,-. 

Die Kinder seien gern mit ihr ausgezogen, vielleicht die Tochter nicht 
ganz so sehr, ihr fehle vermutlich die schönere Umgebung. Sonst ginge 
es beiden Kindern sehr gut. Sie sei extra in der Nähe des ehelichen Hauses 
geblieben, damit die Kinder weiterhin einen kurzen Schulweg hätten. 

Auf die Frage, warum die Ärztin ihr zum Auszug geraten habe: 

Zum zweiten Gespräch habe auf Anregung der Ärztin und ihrer eigenen 
inständigen Bitten ihr Mann sie schließlich begleitet. Danach habe sie die 
Ärztin noch einmal aufgesucht - der Mann habe dies abgelehnt - und 
Frau Dr. med. F. habe ihr gesagt, daß ihr Mann psychotische Züge auf­
weise und seine verbalen Ausfälle wie Drohungen als ernste Gefahr zu se­
hen seien. 

Ich frage weiter. 

Herr Z. haßt- Frau Z. quält sich, ehe sie dieses Wort ausspricht, gleich 
nimmt sie die Bedeutung etwas zurück - vermutlich den Sohn. Er habe 
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ihn von klein auf in sein Zimmer geschickt, wenn er abends nach Hause 
kam; habe den Sohn beschimpft, er sei blöd, tolpatschig, habe ungewa­
schene Haare, sei zu dick, raube ihm mit seiner kribbeligen Art jede Ruhe, 
der er so bedürfe. 

Mir wird übel; ich sehe angestrengt auf das Bild an der Wand hin­
ter Frau Z. Die Vorstellung, was der Ehemann mit dem Sohn ge­
macht hat und sie mit dem Sohn hat machen lassen, ist mir kaum 
erträglich. Ich sehe einen etwa 4-jährigen Jungen vor mir, ein ver­
trauendes Kindergesicht, auf das die grausamen Worte des Vaters 
herabstürzen, es wendet sich dann zur Mutter, von dort kommt 
kein Schutz, sie zieht ihn aus dem Zimmer. Ich möchte sagen: 
Mein Gott, warum haben Sie sich nicht von Ihrem Mann ge­
trennt, um das Kind vor diesem Sadisten zu schützen? Stattdessen 
wende ich mein Gesicht wieder Frau Z. zu und schweige. 

Es sei ihr sonderbar vorgekommen, daß der Vater nicht sehe, wie der 
Sohn ihm aus dem Gesicht geschnitten sei. Er habe auch mal mit einem 
Buch nach dem Jungen geworfen, wenn dieser nicht schnell genug das 
Zimmer verlassen habe. Einmal habe er die Telefonschnur zerschnitten, 
weil der Junge zu lange im Flur telefoniert habe. Überhaupt habe er im­
mer viel zu viel gearbeitet, diese schwierigen Patienten. Das habe ihren 
Mann mitgenommen, er verausgabe sich zu sehr. Abends höre er dann 
Wagner-Opern. Mit Kopfhörer. Er wolle nicht reden. Gegessen habe er 
oft schon, wenn er gegen 21 oder 22 Uhr nach Hause käme. Sie und die 
Tochter hätten meist im Wohnzimmer bleiben können; manchmal habe 
er auch alle drei angeschrieen. 

Samstags arbeite er auch. Oft sei er wochenends auf Tagungen gefah­
ren. Nein, Freunde hätten sie nicht. Umgang pflegten sie nicht. Ihr Mann 
habe nie Zeit, er sei auch so schwierig. Selbst mit den Nachbarn gäbe es 
nur Streit. Aber sonntags beim Frühstück sei es öfter schön gewesen. 
Dann habe ihr Mann ihr und den Kindern die Brillanten gezeigt, er liebe 
sie, kenne jeden Schliff, sie seien in schmalen länglichen Kartons auf Samt 
befestigt. 

Nach dem Frühstück mache er sonntags immer einen stundenlangen 
Spaziergang. Die Tochter habe ihn öfter begleiten dürfen. 

Frau Z. erklärt, daß ich sie vermutlich nicht verstehen könne, sie habe 
versucht, alles zu ertragen um der Kinder Willen. Für die Kinder habe sie 
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das Elternhaus retten wollen. Sie habe dem Sohn immer erklärt, warum 
der Vater so sei, sie sei mit den Kindem zu ihren Eltern gegangen, wenn 
ein Abend oder Sonntag ganz besonders schlimm gewesen sei. 

Einmal im Jahr seien sie alle zwei Wochen beim Skifahren. Leider habe 
der Junge fast jedes Jahr einen Skiunfall gehabt. Jeden Sommer sei sie mit 
den Kindem drei Wochen auf Nordemey, der Vater käme dann an den 
Wochenenden. 

Jetzt könne sie nicht mehr, sie befürchte einen erneuten Nervenzusam­
menbruch und dann könne sie sich nicht mehr um die Kinder kümmern. 

Frau Z. zittert leicht, mir fallen graue Haare in den schwarz-brau­
nen Locken auf, dunkle Schatten und Hautflechten unter dem 
Make-up. Unter der Hektik ahne ich große Herzlichkeit. Mit 23 
war sie vermutlich strahlend, voller Lachen und hinreißend 
schön. 

Ich frage, was ich für sie tun soll. Unterhalt? Will sie sich schei­
den lassen? Nein. Er könne sich vielleicht ändern, vielleicht sehe 
er ein, daß es doch zu schwierig sei für sie und die Kinder, und ar­
beite dann weniger. Seit dem Auszug sei er aber nur wütend, nicht 
mal die Tochter könne mehr mit ihm reden. 

Frau Z. weiß nicht näheres über den Umfang der Brillanten­
sammlung, sie hat genausowenig Kenntnis von den Lebensversi­
cherungen oder Inhaber-Wertpapieren ihres Mannes. Ich frage sie, 
ob ihr Mann die Trennung akzeptiere. Sie weiß daraufkeine Ant­
wort, er habe sie gehen lassen, zugleich verhalte er sichjetzt aber 
so, als ob er mit dem ausführlich abgesprochenen Auszug nicht 
einverstanden sei. 

Für die Tatsache, daß statt der zugesagten monatlichen DM 2500,­
nur noch DM 1700,- an Unterhalt ftir Ehefrau und Kinder gezahlt 
werden, hat Frau Z. keine Erklärung. 

Ich frage Frau Z . ,  ob sie ihrem' Mann zutraut, daß er sie fman­
ziell betrügen will. Ich erkläre die Funktion des Zugewinnaus­
gleichs im Scheidungsverfahren und weise auf die Bedeutung des 
sogenalmten Stichtages zur Berechnung des Endvermögens bei­
der Ehegatten hin.1 

Wenn Frau Z. gar nicht weiß, was sie von ihrem Ehemann zu 
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erwarten hat, bietet es sich an, Scheidungsantrag2 einzureichen, 
damit nicht zwischen Trennung und einem viel später gestellten 
Scheidungsantrag der Ehemann in Ruhe sein Endvermögen dezi­
mieren bzw. irgend wo vergraben kann. 

Ich frage mich, ob Frau Z. mich versteht. Sie ist ausgezogen 
und möchte doch nur alles dem Mann recht machen. Für sie ist 
der Auszug bisher nur ein Provisorium, die Ehe noch nicht ge­
scheitert. Sie möchte weder die Stellung als Ehefrau noch die ma­
terielle Sicherheit, die der Mann repräsentiert, verlieren. Wie aber 
ein für Frau Z. erträgliches Zusammenleben mit Herrn Z. ausse­
hen könnte, scheint sie nicht zu wissen. Ich möchte diesen Bereich 
nicht weiter berühren, meine Aufgabe ist nicht, Frau Z. Lebens­
entscheidungen nahezulegen. Ich versuche noch einmal die ner­
vöse, ängstliche und sich offensichtlich durch die von ihr geschaf­
fene Situation überfordert fühlende Frau Z. in ein Gespräch über 
juristische Taktiken zu verwickeln. Dann glaube ich, daß sie mich 
verstanden hat. 

1 § 1373 BGB: »Zugewinn ist der Betrag, um den das Endvermögen eines Ehegatten das 

Anfangsvermögen übersteigt«. 

§ 1378 Abs. 1 BGB: »Übersteigt der Zugewinn des einen Ehegatten den Zugewinn des 

anderen, so steht die Hälfte des Überschusses dem anderen Ehegatten als Ausgleichsfor­

derung zu«. 

§ 1378 Abs. 3, Satz 1 BGB: »Die Ausgleichsforderung entsteht mit der Beendigung des 

Güterstandes « . . .  

§ 1384 BGB: >>Wird die Ehe geschieden, so tritt für die Berechnung des Zugewinns an die 

Stelle der Beendigung des Güterstandes der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Schei­

dungsantrags « .  

2 § 253 Abs. 1 ZPO: >>Die Erhebung der Klage erfolgt durch Zustellung eines Schriftsatzes 

(Klageschrift)«. Anm . :  Im Scheidungsverfahren durch Zustellung einer Antragsschrift 

(vgl. § 622 Abs. 1 ZPO) 

§ 261 Abs. 1 ZPO: >>Durch die Erhebung der Klage wird die Rechtshängigkeit der Streit­

sache begründet«. Anm.: Die Rechtshängigkeit im Scheidungsverfahren wird durch Zu­

stellung der Antragsschrift begründet (BGH, NJW 85, 315, 317). 

Dazu muß vorgetragen werden, daß die Eheleute seit einem Jahr getrennt leben. 

§ 1566 Abs. 1 BGB: >>Es wird unwiderlegbar vermutet, daß die Ehe gescheitert ist, wenn 

die Ehegatten seit einem Jahr getrent leben« . . .  Das Getrenntleben kann auch in der ge­

meinsamen ehelichen Wohnung erfolgen (vgl. § 1567 Abs. 1 Satz 2 BGB). Alternativ 

käme die vorzeitige Geltendmachung des Zugewinnausgleichanspruchs innerhalb der 

engen Voraussetzungen des § 1386 in Frage. 
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Sie könne sich jetzt nicht scheiden lassen, dann würde ihr Mann ihr nie 
verzeihen, dann sei alles verloren, auch wenn sie den Scheidungsantrag 
später zurücknehmen würde. Den Zugewinnausgleich jetzt geltend zu 
machen, sei praktisch dasselbe. Sie wolle noch nicht aufgeben. 

Das )>noch« scheint ftir mich gesprochen, weniger eine Einschrän­
kung in den Vorstellungen von Frau Z. 

Es geht also nur um den Unterhalt. Der Ehemann zahlt 
auch nach anwaltlicher Aufforderung nicht mehr Unterhalt als 
DM 1700,-ftir Ehefrau und Kinder, Auskunft über die Höhe seines 
Einkommens gibt er auch nicht. 3 

Zur Verdeutlichung seiner Meinung schickt Herr Z. mir ein ge­
harnischtes Schreiben, in dem die undankbare, faule Ehefrau be­
schworen wird, die knapp achtzehn Jahre von ihm verwöhnt und 
von jeder Arbeit und Verpflichtung freigehalten worden sei, die 
sich jetzt aus einer ganz speziellen Kapriole heraus der Emanzipa­
tionsbewegung an den Hals geworfen habe und nach einer von ihr 
nicht einmal näher zu definierenden Selbstverwirklichung strebe. 
Er zahle nicht mehr, Einkommensbelege, Steuerbescheide o.ä .  
werde er gewiß nicht irgendwelchen Juristen vorlegen. Wenn die 
Ehefrau ihre Kapriolen auf die Spitze treiben wolle, solle sie ihn 
halt verklagen. 

Ende März 1982 erhebe ich für Frau Z. Stufenklage4 auf Aus­
kunft über die Höhe des Einkommens der letzten drei Jahre durch 
Vorlage entsprechender Belege - und auf Zahlung von Ehegatten­
unterhalt über die freiwillig geleistete Höhe hinaus. Aufgrund der 

3 Eine Auskunftspflicht über die eigenen Vermögensverhältnisse- einschließlich Arbeits­

einkommen- ergibt sich aus § 1361 Abs. 4 Satz 4 i. V m. § 1605 BGB, der die Auskunfts­

pflicht Verwandter in gerader Linie regelt. Für geschiedene Ehegatten ist die Auskunfts­

pflicht ausdrücklich normiert in § 1580 Satz 1 BGB (»Die geschiedenen Ehegatten sind 

einander verpflichtet, aufVerlangen über ihre Einkünfte und ihr Vermögen Auskunft zu 

erteilen. «) 

4 § 254 ZPO lautet: »Wird mit der Klage auf Rechnungslegung oder aufVorlegung eines 

Vermögensverzeichnisses . . .  die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden, was der 

Beklagte aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis schuldet, so kann die bestimmte 

Angabe der Leistungen, die der Kläger beansprucht, vorbehalten werden, bis die Rech­

nung mitgeteilt, das Vermögensverzeichnis vorgelegt . . . ist « .  
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Darstellung von Frau Z. vermute ich, daß Herr Z. über ein mo­
natliches durchschnittliches Nettoeinkommen von DM 8000, ­

bis DM 10000,- verfugt, nach Abzug der Beträge, die regelmäßig 
ftir Vermögensbildung, insbesondere die Brillantensammlung, 
verwendet werden. 

Parallel strebe ich im Wege einer einstweiligen Verfügung eine 
Ehegattenunterhaltszahlung von DM 1 800,- als Sockelbetrag an. 

Sowohl ftir das Klag- wie auch das Eilverfahren habe ich Pro­
zeßkostenhilfe ftir Frau Z. beantragt. 5 Prozeßkostenhilfe kann 
Frau Z.  nur beanspruchen, wenn man die bereits außerprozessual 
vom Ehemann vorgetragene schlechte Einkommenslage zu­
grunde legt; Frau Z. möchte den zusätzlichen Konflikt um die 
Übernahme der Prozeßkosten durch den Ehemann vermeiden. 6 

Die einstweilige Verfügung wird antragsgemäß erlassen. 
Im Juli 1982 reduziert Herr Z. plötzlich die Unterhaltsleistun­

gen ftir die Ehefrau und die Kinder; ich beantrage drei weitere 
einstweilige Verfügungen, um den Unterhaltsanspruch der Kin­
der zu sichern, wie auch den bisher durch freiwillige Zahlung an­
erkannten Unterhaltsanspruch der Ehefrau tituliert zu bekommen 
- die frühere einstweilige Verfügung zugunsten von Frau Z. bezog 
sich nur auf den Differenzbetrag zwischen freiwilliger Ehegatten­
unterhaltszahlung und Sockelbetrag DM 1 800,-. 

Im September verurteilte das Familiengericht Herrn Z. ,  Aus­
kunft über die Höhe seines Einkommens aus selbständiger Tätig­
keit ftir die vergangeneu drei Jahre zu erteilen. 

Zu diesem Zeitpunkt hat Frau Z. gegen Herrn Z. bereits vier 
einstweilige Verfügungen erstritten. 7 

5 § 1 14 Satz 1 ZPO: »Eine Partei, die nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhält­

nissen die Kosten der Prozeßftihrung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen 

kann, erhält auf Antrag Prozeßkostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung 

oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-

scheint(<. 

6 § 1360 a Abs. 4, Satz 1 BGB: »Ist ein Ehegatte nicht in der Lage, die Kosten eines Rechts­

streits zu tragen, der eine persönliche Angelegenheit betrifft, so ist der andere Ehegatte 

verpflichtet, ihm diese Kosten vorzuschießen, soweit dies der Billigkeit entspricht«. 

7 § 940 ZPO: »Einstweilige Verftigungen sind auch zum Zwecke der Regelung eines einst­

weiligen Zustandes in bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, sofern diese 
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Herr Z. legt gegen das Auskunftsurteil Berufung ein. 8 Das Ver­
fahren kommt vor das Oberlandesgericht. Beraten durch seinen 
Anwalt, weiß vermutlich auch Herr Z . ,  daß er um seine Aus­
kunftspflicht nicht herum kommt. Herr Z. will aber, dies ist mir 
inzwischen klar, seine Frau solange und soweit wie möglich fman­
ziell beschneiden. 

Im Januar 1983 stellt Herr Z. die Unterhaltszahlungen für Ehe­
frau und beide Kinder völlig ein. Die laufenden einstweiligen Ver­
fügungen vom Juli 1982 sind ohnehin inzwischen abgelaufen. 9 

Im Wege dreier weiterer einstweiliger Verfügungen wird Herr 
Z. zur Unterhaltszahlung gegenüber Ehefrau und Kindern ange­
halten. Die Zwangsvollstreckung muß betrieben werden. Auf 
dem Praxis-Konto bei einer großen Hamburger Bank ist der ein­
geräumte Überziehungskredit bis zum äußersten Rahmen von 
DM 20000,- ausgeschöpft. Die Bank bedauert, insoweit sei die 
Zwangsvollstreckung derzeit aussichtslos. Herr Z. läßt über sei­
nen Anwalt seitenlang vortragen, wie ihn die doppelte Haushalts­
führung finanziell belastet habe. Zudem habe die Familie auf­
grund der verschwenderischen Haushaltsführung der Ehefrau 
schon seit Jahren über ihre Verhältnisse gelebt, die Einnahmen aus 
der Praxis gingen zurück, er sei seelisch derart mitgenommen, 
daß er die Gruppentherapien vermutlich in Kürze einstellen 
müsse, die fmanziellen Ressourcen seien erschöpft. 

Regelung insbesondere bei dauernden Rechtsverhältnissen zur Abwehr wesentlicher 

Nachteile oder zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen nötig er­

scheint« . 

§ 937 Abs. 1 ZPO: »Für den Erlaß einstweiliger Verfligungen ist das Gericht der Hauptsa­

che zuständig«.  

§ 937 Abs. 2 ZPO: »Die Entscheidung kann in dringenden Fällen ohne mündliche Ver­

handlung ergehen« .  

8 Das Auskunftsurteil i s t  ein Teil urteil, § 301 Abs. 1 ZPO: »ist von mehreren in einer Klage 

gemachten Ansprüchen nur der eine oder ist nur ein Teil eines Anspruchs . . .  zur Endent­

scheidung reif, so hat das Gericht sie durch Endurteil (Teilurteil) zu erlassen« .  Berufung 

wird gemäß § 511 ZPO eingelegt: »Die Berufung findet gegen die im ersten Rechtszug 

erlassenen Endurteile statt« .  

9 Die unterhaltsrechtlichen Grundsätze der Familiensenate des Hanseatischen Oberlandes­

gerichts in Harnburg besagen, daß durch einstweilige Verfligungen regelmäßig nur der 

notwendige Unterhalt bis zu 6 Monaten anzuordnen ist. 
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Bei welchen Banken Herr Z. seine Schließfächer unterhält, 
weiß Frau Z. nicht, er habe sie oder die Kinder dorthin nie mitge­
nommen. Er habe gemeint, aus Sicherheitsgründen solle nie­
mand außer ihm die Schließfächer kennen. Nur daß diese bei drei 
verschiedenen Banken seien, weiß Frau Z. aus Berichten ihres 
Mannes. 

Frau Z. will sich jetzt doch scheiden lassen. Scheidungsantrag 
wird Ende Januar 1983 gestellt. Ich fordere Herrn Z. auf, Aus­
kunft über sein Endvermögen zu geben, um den Zugewinnaus­
gleichsanspruch seiner Frau berechnen zu können.10 

Herr Z. läßt weitschweifig mitteilen, daß sein Endvermögen 
nur aus Haus und Grundstück bestehe, wobei er auf das Grund­
stück im September 1981 eine Hypothek habe aufnehmen müs­
sen. Damit seien Schulden aufgrund überhöhten Lebensstils aus 
den Jahren 1980 und 1981 getilgt worden. 

Eine Brillantensammlung besitze er nicht, allerdings habe er 
schon lange vermutet, daß der Gesundheitszustand seiner Frau zu 
Realitätsverlust führe. Sicherlich habe er drei oder vier Brillanten 
besessen, im Schließfach verwahrt; leider seien diese im Laufe der 
letzten Monate ebenfalls verkauft worden, Verkaufspreis etwa 
DM 5000,-, er werde sich bemühen, dies noch genauer zu überprü­
fen. Lebensversicherungen oder Wertpapiere irgendwelcher Art ­
auch Coupons - besitze er nicht. Dies sei der Ehefrau auch be­
kannt. Warum sie anderes behaupte, müsse er vermuten. Sie sei, 
wie die Tochter ihm erzählt habe, in eine Frauen-Emanzipations­
gruppe eingetreten. Dort habe man ihr gewiß gesagt, daß Psycho­
logen viel Geld verdienen und also auch Wertpapiere besitzen 
müßten. Sicherlich hätte es ihm gelingen können, Wertpapiere 
zu erwerben, wenn Frau und Kinder nicht seit Jahren mit immer 
neuen Wünschen nach Luxus an ihn herangetreten seien und er in 
seiner Großzügigkeit stets nachgegeben habe. Im übrigen habe er 
in den vergangenen Jahren nur etwa DM 5000,- bis DM 6000,-netto 

10 § 1379 Abs. 1 Satz 1 BGB: »Nach Beendigung des Güterstandes ist jeder Ehegatte ver­

pflichtet, dem anderen Ehegatten über den Bestand seines· Endvermögens Auskunft zu er­

teilen . « ;  vgl. Fußnote 1 zum Zeitpunkt der Beendigung des Güterstandes. 
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pro Monat verdient, seit Ende 1981 verdiene er bedauerlicher­
weise erheblich weniger. 

Zwei Tage nach Erhalt dieses Schreibens liegt das rechtskräftige 
Urteil des Oberlandesgerichts auf meinem Schreibtisch, welches 
Herrn Z. zur Auskunftserteilung hinsichtlich seiner Einkom­
mensverhältnisse verpflichtet. Auskunft wird auch jetzt nicht er­
teilt, erst nachdem das Familiengericht auf Antrag der Ehefrau ge­
gen den Ehemann wegen Nichtvomahme der Auskunftserteilung 
ein Zwangsgeld von DM 10000,- festgesetzt hat11, übersendet Herr 
Z. durch seinen Anwalt im Mai 1983 umfassende Einkommens­
belege. Danach wird der Zwangsgeldbeschluß aufgehoben. Herr 
Z. weist ausdrücklich auf die schweren Einkommenseinbußen ab 
Anfang 1982 hin. Inzwischen hat Frau Z. Herrn Z. auch auf Aus­
kunftserteilung über das Endvermögen und Zahlung von Zuge­
winn in noch zu beziffernder Höhe verklagt.12 

Jetzt gibt es schon fünf Klageakten Z . . /. Z. in meinem Büro: 
Kindesunterhalt Gerhild Z. ,  Kindesunterhalt Eberhard Z . ,  Ge­
trenntleben-Ehegattenunterhalt Susanne Z. ,  Scheidung Z . . /. Z. , 
Folgesache Zugewinn Z . .  I. Z. ; daneben die Akten aus den Eil ver­
fahren. Ich begreife, daß meine Arbeit zu nichts anderem taugt, als 
Herrn Z. hinterher zu rennen und stets zu spät da zu sein. 

Erkennbar ist, noch bevor die gerichtlich erzwungene vollstän­
dige Auskunft über das Endvermögen von Herrn Z. vorliegt, daß 
er - vermutlich anwaltlieh gut beraten - sofort nach dem Tren­
nungsgespräch im September 1981 begonnen hat, sein Vermögen 
zu reduzieren. Von der Aufnahme der Hypothek zum Verschwin­
denlassen der Brillanten und Coupons wurde vermutlich an alles 
gedacht. Begünstigt ist Herr Z. dadurch, daß er seiner Frau niemals 
Einblick in die tatsächlichen Vermögensverhältnisse und den Ver­
wahrort der verschiedenen Vermögensgegenstände gegeben hat. 

1 1  § 888 Abs. 1 Satz 1 ZPO: »Kann eine Handlung durch einen Dritten nicht vorgenommen 

werden, so ist, wenn sie ausschließlich von dem Willen des Schuldners abhängt, auf An­

trag von dem Prozeßgcricht des ersten Rechtszuges zu erkennen, daß der Schuldner zur 

Vornahme der Handlung durch Zwangsgeld und ftir den Fall, daß dieses nicht beigetrie­

ben werden kann, durch Zwangshaft oder durch Zwangshaft (sie!) anzuhalten sei« .  

12 Vgl. Anm. 4 zur Stufenklage und zur Auskunftspflicht Anm. 10. 
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Begriffen habe ich auch, daß Herr Z. sofort, nachdem er von 
der Trennungsabsicht seiner Frau erfuhr, mit der Reduzierung 
seiner laufenden Einkünfte begann. Die Steuererklärung ftir 
1982 spricht Bände: Ein rund 40%iger Einbruch gegenüber dem 
Einkommen aus den drei vorangehenden Jahren. Mich interes­
siert, was der arbeitssüchtige Herr Z. wohl seit Ende 1981 
macht, um die patientenlose Zeit vor dem Schlafengehen totzu­
schlagen. 

Im August 1984 liegt das Endurteil des Familiengerichts in der 
Unterhaltssache Susanne Z . . /. Hans-Wlihelm Z. vor. Herr Z. 
hatte durch das ganze Verfahren argumentieren lassen, daß nur das 
Einkommen ab 1982 den Unterhaltsansprüchen der Ehefrau zu­
grunde gelegt werden könne, da er seitdem nur noch so wenig 
verdiene. Ich argumentierte mit Manipulation des Einkommens. 

Das Familiengericht bemühte sich um eine Art Mittelweg - al­
tes Einkommen, aber doch etwas reduziert. Herr Z. legte Beru­
fung ein. 

Inzwischen ist Herr Z. vom Familiengericht auch zur Auskunfts­
erteilung über die Höhe seines Endvermögens per 26. 01. 1983 ver­
urteilt worden. Die Auskunft wird auch erteilt; sie geht aber über 
die früher außerprozessual freiwillig erteilten Angaben nicht hinaus 
- fast nichts ist da, was da ist, ist belastet. Herr Z. verweist darauf, 
wie teuer die Trennung der Ehefrau das Leben gemacht habe, er­
klärt umfassend seine unvermeidbare Verschuldung. 

Ich denke an das erste Gespräch mit Frau Z. Hätte sie doch nur 
die Scheidung schon im März 1982 beantragt. Aber Herr Z. war 
ja noch schneller. 

Ich stelle mir vor, daß Herr Z. im September 1981 in meine Praxis gekommen 
wäre. »Meine Frau will sich trennen. Das wird sie bereuen, ohne mich, ohne 
meine Schufterei ist sie nichts. Alles habe ich erarbeitet. Ich werde nicht die Früchte 
all' meiner P lackerei mit einer Frau teilen, die nach 18 Jahren Ehe voll Freizeit, 
zweitem Frühstück im Morgenrock, YcJga, Reisen, Kaufräuschen in Boutiquen, 
Pelzmänteln, Zeitfor geruhsames Auskurieren von Migräneanfollen, Unterleibs­
krankheiten, Durchblutungsstörungen, sich plötzlich der Frauenemanzipation 
verschreibt, auszieht und mich einfach sitzen li:ijlt. 11 
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»Herr Z. , von dem was Sie erarbeitet haben, steht im Falle der Scheidung Ihrer 
Frau die Hälfte zu. Und zwar die Hälfte von dem, was Sie bei Einreichung des 
Scheidungsantrags besitzen. « 

Herr Z. versteht. Er hat auch verstanden, daß Unterhalt entsprechend der Lei­
stungift:ihigkeit gezahlt werden muß. Daraus folgert er rasch, daß wer eben weni­
ger hat, auch weniger zahlen muß, und bei Selbständigen laufen die Geschiifte 
eben mal so und mal anders. 

Die Besprechung war kurz, Herr Z. hat kaum nachgifragt. Einen Tag später 
nimmt Herr Z. eine Grundschuld auf, kündigt seine Lebensversicherung, eriiffnet 
zwei Schli4Jfocher auf den Namen seiner Mutter, die dem innig geliebten Sohn 
endlich einmal helfen daif. 

Herrn Z. zahltprompt die Beratungsrechnung in Höhe von DM 751, 83.13 

Aber ich vertrete ja Frau Z. Daß Herr Z. die Lebensversicherun­
gen Ende September 1981 auflöste und gar erreichte, daß ihm 
binnen 14 Tagen die gesamten Versicherungssummen von rund 
DM 160000,- ausbezahlt wurden, erfuhr Frau Z. erst im Januar 1985 
durch Zufall, weil der Versicherungsvertreter P. ,  der Herrn Z. be­
treute, geschwätzig war. Bis zu jenem Tag hatte Herr Z. im Zuge­
winnverfahren nur von einer kleinen Lebensversicherung (Rück­
kaufswert DM 20000,-) gesprochen. Herr P. klärte auf, gut drei 
Jahre nach der Ausschüttung. Alles verbraucht, sagte Herr Z. Er 
verdiene doch seit Anfang 1982 so wenig und zahle soviel für die 
Frau und die Kinder, außerdem müsse die Grundschuld getilgt 
werden - und das schaffe er sowieso kaum. 

13 § 17 Abs. 1 GKG: »Bei Ansprüchen auf ErfLillung einer gesetzlichen Unterhaltspflicht ist 

der Jahresbetrag der wiederkehrenden Leistungen maßgebend, wenn nicht der Gesamt­

betrag der geforderten Leistungen geringer ist. . . .  « 

Streitwert: Ehegattenunterhalt DM 2 500,- x 12 = DM 30000,-, Kindesunterhalt Ger­

bild DM 800,- x 12 = DM 9600,-, Kindesunterhalt Eberhard DM 800,- x 12 = DM 

9600,-. Streitwert insgesamt: DM 49200,-. Hierauf eine 5/10 Gebühr gern. § 20 Abs. 1 

Bundesgebührenordnung fLir Rechtsanwälte: >>Für einen mündlichen oder schriftlichen 

Rat oder eine Auskunft, . . .  erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr in Höhe von 1/10 bis 10/ 

10 der vollen Gebühr. « ,  sowie die Auslagenpauschale gern. § 26 BRAGO und die gesetz­

liche Mehrwertsteuer. Die hier berechneten Gebühren sind auf dem Stande der Rechts­

anwaltsgebührentabelle nach § 11 BRAGebO, Stand 01. 01. 1987. 
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Von den Schließfachern auf den Namen seiner Mutter sagt Herr 
Z .  nichts. Im Juni 1983 hatte ich im Auftrag von Frau Z .  Strafan­
trag gegen Herrn Z.  wegen des Verdachts des Betruges und Pro­
zeßbetruges gestellt . 14 Aber wo - fragte die Staatsanwaltschaft -
sollte man nach Schließfachern suchen und auf wessen Namen? 
Alles Vermutungen, zwar einleuchtend als Möglichkeit, aber eben 
nur eine Möglichkeit ohne konkrete Anhaltspunkte. 

Greifbar sind im Zugewinnverfahren also nur Haus und 
Grundstück. Das Gutachten des von der Handelskammer be­
nannten Sachverständigen schätzt den Wert auf eine halbe Mil­
lion, allerdings erheblich belastet durch die Grundschuld vom 
November 1981. Der Rechtsanwalt von Herrn Z.  trägt auf sieben 
Seiten die Kritik seines Mandanten an dem Gutachten vor. Was 
dort ausgeführt wird, ist gedanklich nicht recht nachvollziehbar. 
Aber warum suche ich die Argumentation in dem Schriftsatz, ich 
kenne doch Herrn Z. inzwischen. 

Nachdem das Urteil der Ersten Instanz vorliegt, geht Herr Z. 
im Juli 1985 in die Berufung, auch das Zugewinnverfahren soll 
vom Oberlandesgericht entschieden werden. 

Ich stelle mir vor, wie Herr Z. Freitag nachmittags, zu einer 
Zeit, als er früher Gruppentherapie leitete, zu einem der Bankfa­
cher seiner Mutter geht, in dem kleinen Kämmerchen hinter dem 
Vorhang über seinen Brillanten sitzt und ausrechnet, daß er nur 
vier verkaufen müßte, um entsprechend dem Urteil des Familien­
gerichts den Zugewinnausgleich zu zahlen. 

In der Berufungsverhandlung vor dem Oberlandesgericht ver­
sucht der Vorsitzende zunächst, Herrn Z.  von der Aussichtslosig­
keit des Rechtsmittels zu überzeugen und ihn zur Rücknahme der 
Berufung zu bewegen. Herr Z. scheint die Worte nicht zu hören, 
nicht einmal der an das Autoritäre grenzende Ton scheint den Psy­
choanalytiker zu berühren. Zu Ende der Verhandlung erklärt Herr 
Z.  dem Gericht, er befürchte, in Kürze seine Praxis schließen zu 
müssen, das jahrelange Prozessieren seiner Frau zermürbe ihn der-

14 Der erste Strafantrag im Zusammenhang mit einem Familienrechtsverfahren, den ich im 

Auftrag einer Mandantin/eines Mandanten gestellt haben. 
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art, daß bei ihm Herzbeschwerden festgestellt wurden und ihm 
ärztlicherseits zu größter Vorsicht geraten werde. Er bedaure dies 
sehr, zumals er erst 52 Jahre alt sei und seine beiden Kinder erst am 
Beginn des Studiums stünden. Nicht einmal die Ausbildung 
werde er ihnen vermutlich sichern können. Und am schrecklich­
sten sei für ihn, daß er dies alles vorausgeahnt habe. Noch vor dem 
Auszug habe er seiner Frau ganz dringend von diesem Schritt ab­
geraten, weil er gewußt habe, daß ein Getrenntleben nicht finan­
zierbar sei; und an jeder Ecke mache ein Psychologe eine Praxis 
auf 

Im Januar 1986 sind die Urteile des Oberlandesgerichts in der 
Unterhaltssache Z . . /. Z. und der Zugewinnausgleichssache Z . 
./. Z. rechtskräftig; die Ehe Z. ist geschieden. 

Frau Z. arbeitet seit März 1983 halbtags in einer Boutique, ge­
naugenommen in der dritten Boutique, nachdem sie einmal we­
gen Krankheit und einmal wegen fehlender Belastbarkeit entlas­
sen wurde. Zwischendurch wurden Frau Z. Nierensteine ent­
fernt, Ende 1985 wird ein Magengeschwür festgestellt. Frau Z. 
fürchtet Krebs. 

Eberhard Z. hat sein Medizinstudium nach einigen Semestern 
abgebrochen, er hat sich bei der Bundeswehr verpflichtet, und es 
klingt so, als ob er rechtsradikale Neigungen entwickle. Gerhild 
Z. hat von ihrem Vater im Sommer 1985 einen gebrauchten PKW 
geschenkt bekommen und verbringt ab und zu Wochenenden bei 
dem Vater. Herr Z. veröffentlicht viel in Fachzeitschriften und 
sitzt an einem Manuskript über ein Sachbuch. 

Am letzten Verhandlungstag in der Serie der zahllosen in 
Sachen Z. . /. Z. wurde Herr Z. von einer kleinen mausgrauen 
Frau in einem riesigen Pelzmantel vor dem Gerichtsgebäude er­
wartet. Herr Z. umarmte die Frau und rief laut aus, daß er sich 
sehr freue, abgeholt zu werden. Dann küßte er seine Begleiterin 
auf den Stufen des Hanseatischen Oberlandesgerichts auf den 
Mund. 

Plötzlich konnte Frau Z. lachen und sagte, nie habe ihr Mann 
sie außerhalb des Schlafzimmers auf den Mund geküßt. Dann 
lachten wir beide, und für diesen Moment hatte es sich gelohnt, 
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Frau Z .  zu vertreten, immer auf der Verliererseite gewesen zu sein 
und zudem noch nach Prozeßkostenhilfegebühren abzurechnen.15 

15 § 121 BRAGO: »Der im Wege der Prozeßkostenhilfe beigeordnete Rechtsanwalt erhält, 

. . .  die gesetzliche Vergütung in Verfahren vor Gerichten des Bundes aus der Bundes­

kasse, in Verfahren vor Gerichten eines Landes aus der Landeskasse. " 

§ 123 BRAGO: »Anstelle der vollen Gebühren (§ 11 ,  Abs. 1 Satz 1) werden bei einem Ge­

genstands wert von (z.B . )  mehr als 

DM 5600 bis 6400 DM 298,- (Regelgebühr DM 312,-) 

DM 9000 bis 10000 DM 390,- (Regelgebühr DM 489,-) 

DM 40000 bis 45000 DM 532,- (Regelgebühr DM 1 200,-) usw. 

ab DM 45000 höchstens noch DM 540,- aus der Staatskasse (§121 ) vergütet. « Ich habe 

überschlagen, daß ich in der Sache Z. insgesamt für einen Stundenlohn, dem einer An­

waltsgehilfin mit geringer Berufserfahrung vergleichbar, gearbeitet habe. 

36 



Nachwort 

Im Rahmen meiner Tätigkeit in Familiensachen berühren mich am mei­
sten die Fälle, in denen um das Sorge- oder Umgangsrecht mit den Kin­
dem gestritten wird. Die unbewußte oder halbbewußte Übertragung der 
Streitigkeiten zwischen den Eltern (oder der Egozentrismen eines Eltern­
teils) auf die Beziehung zu den Kindern, das Reden vom Kindeswohl, 
wenn es nur um die eigene Subjektivität geht, verkörpern for mich die 
dunkelste Seite der Familienrechtsveifahren. Aber hier erhöhte Einsichten 
zu vermitteln, ist eher Aujgabe der Psychologinnen und Psychologen. 

Dies bedenkend, .fiel mir Herr Z. ein. Der Fall Z. . /. Z. gewinntje­
doch seine Bedeutung nicht aus dem Beruf von Herrn Z., sondern aus der 
vermittelten Erkenntnis, daß der Ohnmacht im Eheleben die Ohnmacht 
im Prozr:ß folgt. 

Daneben hat das methodische vvrgehen von Herrn Z. zur vvrberei­
tung wie während der juristischen Auseinandersetzungen eine gewisse 
Faszination auf mich ausgeübt. Dies mußte ich mir selbst gegenüber ein­
gestehen; die offensichtliche Antipathie, die ich Herrn Z. gegenüber emp­
fand, wie auch die moralische Tkrurteilung seines vvrgehens haben daran 
nichts geändert. 
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Wolfgang Conradis 

Wie geht es nach der Trennung weiter? 

Über die Schwierigkeiten, nicht durch die Löcher des 
sozialen Netzes zu fallen 

Scheidungsanwalt in Duisburg-Hochfeld sein heißt, »Sozialan­
walt« zu sein: etwa 3/4 aller Scheidungen werden mit Prozeßko­
stenhilfe durchgeführt, in ebensoviel Fällen bedeutet die Trennung 
für die Frau - und die Kinder -: Bezug von Sozialhilfe, teilweise 
vorübergehend, oft aber auch aufDauer. In einer Stadt mit hoher 
Arbeitslosigkeit, in einem Arbeiterviertel, steht fur die Frauen bei 
Scheidungen meist die Frage im Vordergrund: Wovon nach der 
Trennung/Scheidung leben? Oft wird kein Unterhalt gezahlt, so­
weit Zahlungen durchgesetzt werden können, liegen diese unter 
dem Sozialhilfesatz, falls der Ehemann nicht überdurchschnittlich 
verdient. Beratungen bei Scheidungen bedeutet also zumeist: Be­
ratungen über Sozialleistungen, wie Wohngeld, Kindergeld, Un­
terhaltsvorschuß und vor allem Sozialhilfe. 

Im Normalfall gewährleistet die Sozialhilfe ein Existenzmini­
mum, mit dem es sich mehr schlecht als recht leben läßt. Doch für 
einen Personenkreis ist das soziale Netz durchlöchert: Frauen, die 
nach der Trennung oder Scheidung mit einem neuen Partner zu­
sammenziehen, verlieren Ansprüche und werden in eine neue Ab­
hängigkeit getrieben (theoretisch könnte dies auch Männern pas­
sieren, dies ist jedoch nicht die Realität) . Da der neue Partner für 
sie sorgen soll, kann der Unterhalt entfallen oder gekürzt werden; 
die Sozialhilfe wird gestrichen, auch bei anderen Sozialleistungen 
sieht es schlecht aus. Hier ist guter Rat schwer, manchmal gar 
nicht mehr zu geben. 
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Der fehlende Krankenversicherungsschutz 

Die Scheidung von Frau A, 37 Jahre alt, ist recht unproblematisch; 
mit Einverständnis des Mannes lebt die 5-jährige Tochter bei ihr. 
Die Durchführung des Versorgungsausgleichs braucht seine Zeit, 
daher kann die Ehe noch nicht geschieden werden. Der Ehemann 
zahlt DM 200,- Unterhalt für die Tochter und gemeinsame Schul­
den mit monatlich DM 900,- zurück. Bei einem Einkommen von 
etwa DM 2000,- netto verbleiben ihm keine DM 1000,-, weiteren 
Unterhalt kann er nicht aufbringen. Da Frau A - mit ihrer Tochter 
- bei ihrem neuen Partner lebt, der sie unterstützt, brauchte es ei­
gentlich keine weiteren Probleme zu geben. 

Jedoch Frau A ruft mich an: Bei der Krankenkasse würde ihr ein 
Krankenschein verweigert, weil sie keinen Unterhalt von ihrem 
Ehemann erhält1. 

Ich schreibe der Krankenkasse, daß die Tilgung der gemeinsa­
men Schulden als Unterhaltszahlung zu werten ist und daher 
Krankenscheine ausgegeben werden müssen. Die Krankenkasse 
bleibt bei der Ablehnung; außerdem sollen wir zunächst eine Voll­
macht von Herrn A einreichen, schließlich sei die beantragte 
Krankenhilfe eine Leistung an ihn. Dies stimmt sogar! Wir bitten 
also unseren Prozeßgegner, uns eine Vollmacht zu geben - damit 
wir die Interessen seiner Ehefrau vertreten können. Er schickt uns 
die Vollmacht - es ist eine einverständliche Scheidung-, die wir an 
die Krankenkasse weiterreichen, doch sie bleibt stur: es gibt keine 
Krankenscheine. 

Was soll ich raten? Abschluß einer privaten Krankenversiche­
rung? Wer bezahlt diese, das Sozialamt sicher nicht. Oder einfach 
Benutzung des noch aufgefundenen Krankenscheins? Wäre das 
Betrug? Oder sollen wir vor dem Sozialgericht auf Ausgabe eines 
Krankenscheins klagen? Doch zunächst muß der Widerspruchsbe-

1 § 205 Reichsversicherungsordnung 

Versicherte erhalten ftir den unterhaltsberechtigten Ehegatten . . .  Krankenhilfe und son­

stige Hilfen unter den gleichen Voraussetzungen und im gleichen Umfang wie Versi­

cherte. 
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scheid abgewartet werden, dann muß mit einer Verfahrensdauer 
von einem Jahr gerechnet werden. Und in der Zwischenzeit? Dies 
Problem wird akut: Frau A muß mit einem Rettungswagen ins 
Krankenhaus gebracht werden, der Gebührenbescheid über 
DM 600,- kommt alsbald ins Haus. 

Wir klagen gegen die Krankenkasse und hoffen, daß alsbald 
die Scheidung ausgesprochen wird; danach kann sich nämlich 
Frau A selbst weiterversichem. Überraschenderweise erklärt 
sich das Sozialamt nach mehreren Monaten bereit, für die Zu­
kunft Krankenkosten zu übernehmen. Ist es ein Zufall, daß dies in 
dem Moment geschieht, als wir der Krankenkasse eine einst­
weilige Anordnung androhen? Immerhin: akut ist das Problem 
nicht mehr, wir können auf die Entscheidung des Sozialgerichts 
warten. 

Nur Heirat kann helfen 

Ein Paar kommt zu mir, beide sind geschieden, sie jedoch noch 
nicht rechtskräftig. Er ist 31 Jahre alt, arbeitet in Wechselschicht 
und verdient gut DM 2000,- - auf dem Lohnstreifen. Heraus be­
kommt er sehr viel weniger, denn es wird gepfändet: vom Sozial­
amt für die geschiedene Frau und ein Kind, weiterhin bis an die 
Pfändungsgrenze von verschiedenen Banken. Die Ehe endete mit 
Kreditschulden - mit DM 25000,- nicht außergewöhnlich viel. Sie 
ist 24 Jahre alt, hat eine zweijährige Tochter und erhält für sie 
DM 203,- nach dem Unterhaltsicherungsgesetz (der Geschiedene 
ist bei der Bundeswehr) und DM 50,- Kindergeld. Sie selbst lebt 
von der Sozialhilfe. 

Beide wollen (mit dem Kind natürlich) zusammenziehen und 
evtl. später heiraten und wollen wissen, was sich dadurch ändert 
und was sie beachten müssen. 

Den Anspruch auf Sozialhilfe wird sie verlieren; sie müssen sich 
finanziell wie Eheleute behandeln lassen, wenn s1e zusammen­
ziehen2. 
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Sein Einkommen wird also voll angerechnet; mißlich ist dabei, 
daß - zumindest in Duisburg - Schulden vom Sozialamt nicht be­
rücksichtigt werden. Trotz der Pfändungen wird also sein Ein­
kommen als vorhanden betrachtet. Diese Praxis halte ich zwar 
nicht für rechtmäßig, erkläre ich, ein Prozeß um diese Frage vor 
dem Verwaltungsgericht kann aber Jahre dauern, fuge ich hinzu; 
praktisch ist das Geld erstmal nicht da. 

Für die Sozialhilfe des Kindes kann ich Erfreulicheres ver­
melden: noch werde vom Sozialamt das Gesetz bei Kindern 
eheähnlicher Partner korrekt angewandt, so daß der )>eheähn­
liche Stiefvater« nicht für das Kind aufkommen müsse. Da 
zum Sozialhilfebedarf des Kindes auch 1/3 der Unterkunfts­
kosten gehöre, sei mit ergänzender Sozialhilfe für das Kind zu 
rechnen. 

Die Problematik des Krankenversicherungsschutzes bespre­
chen wir ebenfalls; bei einer Heirat wäre dies Problem gelöst. 
Ähnliches gilt für die Pfändungen: solange beide nicht verheiratet 
sind, ändern sich nicht die Pfändungsfreibeträge. Zwar verlange 
das Sozialamt, daß er sie unterstützt; doch die Banken können 
pfänden, ohne sie zu berücksichtigen. Hieran läßt sich leider 
nichts ändern, muß ich den beiden erklären, die Rechtsprechung 
ist einhellig dieser Auffassung. Auch aus diesem Grund sei Heirat 
ein großer Vorteil: die Pfändungsgrenze wird merkbar erhöht. 
Mein Rat als ))Scheidungsanwalt« ist also klar: Heiraten Sie am be­
sten sobald wie möglich! 

Einen Nachteil gibt es dann aber zu bedenken: die Sozialhilfe 
für das Kind wäre gefährdet. Das Sozialamt in Duisburg ist näm­
lich bei Stiefvätern dazu übergegangen, generell zu unterstellen, 
daß sie für die Stiefkinder aufkommen. Auch gegen diese Praxis 
gibt es gute Gründe, die Chancen in einem Prozeß wären nicht 
schlecht. Aber, erinnere ich, bis zum Urteil 1. Instanz dauere es 
mindestens 2 Jahre. 

2 § 122 Bundessozialhilfegesetz 

Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft leben, dürfen hinsichtlich der Voraussetzun­

gen sowie des Umfangs der Sozialhilfe nicht besser gestellt werden als Eheleute. 
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3 Monate später kommen beide frischverheiratet zu mir; die 
Pfandungsgrenze kann erhöht werden. Doch ein neues Problem 
ist zu lösen. Das Sozialamt - auch zuständig flir das Unterhaltssi­
cherungsgesetz - schickt einen Bescheid, in dem es heißt: »Durch 
den Truppenteil wurde mitgeteilt, daß Sie vorzeitig entlassen wur­
den . . der vorgenannte Bewilligungsbescheid wird daher aufge­
hoben . . . die Überzahlung errechnet sich wie folgt . . . « Auch 
wenn ein solcher Bescheid eine Zumutung ist - es muß etwas da­
gegen unternommen werden. Denn erst durch dieses Schreiben 
erfahrt sie, daß ihr geschiedener Mann nicht mehr bei der Bundes­
wehr ist; daher kann erstjetzt (für die Zukunft) Sozialhilfe flir das 
Kind beantragt werden. Was muß getan werden? 

- Wrr legen Widerspruch gegen diesen Bescheid ein und erheben später 
Klage; bereits nach 15 Monaten wird über die Prozeßkostenhilfe ent­
schieden; 

- Für das Kind beantragen wir Sozialhilfe, wie erwartet macht das Sozial­
amt Schwierigkeiten. Nach Monaten und mehreren Schreiben wird die 
Sozialhilfe bewilligt; 

- Gegen den Vater des Kindes muß aufUnterhalt geklagt werden, das So­
zialamt verlangt es. Gegen den arbeitslosen Vater kann der Mindestun­
terhalt durchgesetzt werden, schon nach wenigen Monaten haben wir 
das Urteil; 

- Schließlich muß versucht werden, bei dem Vater den Unterhalt zu pfän­
den. Ein Abzweigungsersuchen beim Arbeitsamt ist zunächst erfolg­
reich: DM 36,- im Monat werden uns überwiesen (die natürlich auf die 
Sozialhilfe angerechnet werden) , dann eine Zeit nichts, später geringere 
Beträge. Wir fragen uns, für wen wir eigentlich arbeiten, für das Sozial­
amt? Ein Entgelt für unsere Mühe haben wir von dort jedenfalls nicht 
zu erwarten. 

Die Mandanten bleiben uns erhalten, neue Probleme tauchen auf. 
So ist nicht erkennbar, weshalb in welcher Höhe jeweils von der 
Firma für die einzelnen Gläubiger gepfandete Beträge abgeführt 
werden. Weiterhin ist zu prüfen, ob gegen den Vater der Tochter 
weitere Vollstreckungsmöglichkeiten gegeben sind; wer aber be­
kommt das Geld, wenn tatsächlich ein Rückstand gepfandet wird? 
Schließlich sollte ich die Familie genauer beraten im Hinblick auf 
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die Sozialhilfe für die Tochter, denn das Sozialamt in Duisburg 
will die Heizkosten nicht mehr voll bezahlen, für ein Kind werden 
pro Wmter DM 165,- als ausreichend angesehen. 

Streichung der Arbeitslosenhilfe 

Frau B ist von einer gesetzlichen Neuerung betroffen: Was es in 
der Sozialhilfe schon lange gibt, die Gleichstellung von eheähnli­
chen Partnern mit Ehegatten, meinte der Gesetzgeber auch für die 
Arbeitslosenhilfe einführen zu müssen. Seit dem 1 .  1 .  1986 verlie­
ren daher viele Arbeitslose - vor allem Frauen - die Arbeitslosen­
hilfe ganz oder zu einem erheblichen Teil, ohne daß sie gleichzeitig 
durch eine - mögliche - Unterhaltsberechtigung aufgrund von 
Heirat abgesichert sind. 3 

Wenn beide eheähnlichen Partner Arbeitslosenhilfe beziehen, 
wird die niedrigere Leistung gekürzt, also fast immer die der Frau. 
Hierbei war dem Gesetzgeber bewußt, daß Frauen meist geringe­
res Einkommen erzielen; die Benachteiligung der Frauen ist be­
dacht und gewollt. Bei Frau B sind die Folgen ganz erheblich: 

Frau B, geschieden, lebt mit ihren Kindem im Alter von 11 und 
12 Jahren zusammen. Bisher konnte sie sich mit den Einkünften 
von DM 800,- Arbeitslosenhilfe, DM 200,- Unterhalt für die Kin­
der, sowie Kindergeld und Wohngeld soeben durchschlagen. Das 
ändert sich, als sie mit ihrem Freund zusammenzieht, denn er be­
zieht ebenfalls Arbeitslosenhilfe - aber natürlich höhere, etwa 
DM 1200,-. Das Arbeitsamt wendet das Gesetz an mit der Folge, 
daß Frau B nur noch Arbeitslosenhilfe in Höhe von DM 64,- im 
Monat erhält. Die Kinder spielen bei der Berechnung keine Rolle: 
Der Freund soll für Frau B sorgen, die Kinder könnenja Sozial­
hilfe bekommen. 

3 § 137 Absatz 2a Arbeitsförderungsgesetz 

Einkommen und Vermögen einer Person, die mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Ge­

meinschaft lebt, sind wie das Einkommen und Vermögen eines nicht getrennt lebenden 

Ehegatten zu berücksichtigen. 
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Was soll ich raten? Heiraten? Abgesehen davon, daß dies nicht 
der Wunsch der Mandantin ist: die Lage würde sich nicht verbes­
sern. Getrenntleben? In diesem Fall würde Frau B wieder die volle 
Arbeitslosenhilfe bekommen. Nur: dazu ist ein Auszug aus der 
Wohnung notwendig. Während bei Ehegatten auch das Getrennt­
leben in der Wohnung anerkannt wird, sträuben sich die Ämter, 
dies auch bei eheähnlichen Partnern zu akzeptieren. Auch wenn 
dies nicht richtig ist - wer will den jahrelangen Rechtsstreit wegen 
dieser Frage fuhren? 

Wir klagen, weil ich die gesetzliche Regelung für verfassungs­
widrig halte und Frau B tatsächlich auf das Geld angewiesen ist; 
zudem scheint das Arbeitsamt nicht ausreichend berücksichtigt zu 
haben, daß der Freund seinerseits an Kinder Unterhalt zu zahlen 
hat, daher Freibeträge belassen werden müßten, so daß eine An­
rechnung nur in geringem Maß erfolgen durfte. Schließlich hat 
das Arbeitsamt die Anrechnung auch schon 1985 vorgenommen 
- bevor die gesetzliche Änderung in Kraft trat. 

Schon nach einem Jahr fmdet die mündliche Verhandlung vor 
dem Sozialgericht statt. Für 1985 muß das Arbeitsamt die falsche 
Berechnung anerkennen, immerhin ein Teilerfolg. Doch meine 
Bedenken hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit wegen der syste­
matischen Benachteiligung der Frauen werden vom Gericht leider 
nicht geteilt. Der Prozeß wird vertagt, weil der Sachverhalt noch 
weiter aufgeklärt werden muß. Inzwischen heißt es fur Frau B: Le­
ben am Rande des Existenzminimums, wenn es nicht mehr geht: 
Getrenntleben. 

Auch hier gibt es weiteres zu tun: die Sozialhilfe für die Kinder 
muß überprüft werden� Da in Duisburg in der Sozialhilfe noch 
immer keine schriftlichen Bescheide erteilt werden, ist dies relativ 
aufwendig: meist bedarf es mehr als eines Schreibens und es dau­
ert Wochen, bis eine Antwort des Sozialamts eingeht. 
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Nachtrag: Wie geht es weiter? 

Im Regelfall sind Scheidungsverfahren mit dem Ausspruch der 
Scheidung beendet. Manchmal muß später noch über den Unter­
halt gestritten werden, evtl. sind noch Besuchsrecht oder gar elter­
liche Sorge strittig. Sind die Mandantinnenjedoch auf Dauer auf 
Sozialleistungen angewiesen, bleibt der Kontakt zum Anwalt oft 
noch jahrelang erhalten. Mitursache liegt in der überlangen Ver­
fahrensdauer vor den Sozialgerichten und vor allem in Sozialhilfe­
angelegenheiten vor den Verwaltungsgerichten; soeben wurde in 
einem Sozialhilfeprozeß 3V2Jahre nach Klageeinreichung Termin 
anberaumt - in einem ganz normalen Prozeß. Nicht jeder/jede ist 
bei dieser Dauer bereit und in der Lage, einen Prozeß durchzuste­
hen. Wie sieht es bei meinen Mandantinnen aus: 
- Soeben hat Frau A ihren Prozeß gewonnen; die Krankenkasse 

muß nachträglich die Kosten übernehmen. 
- Mit dem Paar werde ich noch lange zu tun haben: 

- Es ist nicht abzusehen, wann das Verwaltungsgericht einen 
Termin ansetzt, vielleicht in einem Jahr? 
- Von der Arbeitslosenhilfe des geschiedenen Mannes wird 
nun weiter abgezweigt, derzeit kommen alle 14 Tage DM 1,36 
auf unser Konto. Sollen wir bis Weihnachten warten und dann 
die rund DM 35,- auszahlen? 

- Der Prozeß von Frau B wird in 1. Instanz wohl innerhalb des 
nächsten Jahres abgeschlossen, die nächsten Instanzen können 
jedoch noch Jahre dauern. 

Scheidungsanwalt in Duisburg-Hochfeld sein heißt auch: die Lö­
cher im sozialen Netz sehen, doch nur manchmal schnell und wir­
kungsvoll helfen können. 
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A. A . *  

Ein normaler Fall 

Ein Mann in meinem Alter, vielleicht zwei oder drei Jahre älter, 
kam in meine Büroräume in Begleitung einer Frau. Er war ange­
meldet und kam natürlich zu früh - das kenne ich schon und plane 
es deshalb mit ein. Er kam auf den Rat oder Empfehlung eines 
Freundes der Frau, die ihn zu seiner moralischen Unterstützung be­
gleitete. Nein, sie ist nicht seine Lebensgefährtin, trotzdem soll sie 
dabei sein und alles mithören. »Wissen Sie, ich bin viel zu aufgeregt, 
um alles zu verstehen. «  Der Mann hatte einen dicken Aktenordner 
bei sich und legte ihn gleich auf den Tisch. Den Sessel, in den er sich 
setzte, nahm er keineswegs in Beschlag, obwohl es ein Sessel ist, in 
dem gut zu sitzen und aus dem auch gut wieder aufzustehen ist. 
Nein, er blieb auf der Kante sitzen, öffuete sein Jackett, seine Ho­
senträger waren zu sehen, und begann. Er redete schnell und viel, 
so, als ob sich seit langem viel angestaut hätte: von seiner Ehefrau 
weggezogen, zwei Kinder, Eigentumswohnung, Zinsen, Abzah­
lung, Schulden, Einkommen (er nannte die Beträge zahlenmäßig 
auswendig aus dem Kopf), sie will nicht arbeiten, warum bloß 
nicht, so geht es doch nicht weiter. Der Ordner enthält alles, was 
Sie brauchen! Er ist systematisch geordnet, hier vorn das Verzeich­
nis, alle Zahlen sind belegt, es ist alles korrekt und genau. 

Ich wage die kurze Zwischenfrage, ob sein Gehaltsnachweis 
auch abgeheftet sei. »Ja, natürlich, unter Ziff. 3« ;  er blätterte eilfer-

* Die Autorin (47 Jahre alt) ist seit 19 Jahren Rechtsanwältin und seit 15 Jahren auf Fami­

lienrecht spezialisiert. 
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tig in seinem Ordner: >> Sehen Sie, hier ist er, wie schon gesagt, un-
ter Ziff 3«. 

· 

Dann redete er weiter, zum Teil sich wiederholend und endete 
schließlich: ich kann einfach nicht mehr, mir bleiben knapp 
DM 700,- monatlich zum Leben. Davon kann ich nicht einmal ein 
Zimmer mieten und das, obwohl ich fast DM 5000,- verdiene. Im 
Monat! Was soll ich nur machen. Aufseufzend überreichte er mir 
den Ordner, holte tief Luft, lehnte sich dann im Sessel zurück und 
begann zu weinen. Zog ein großes Taschentuch aus seiner Hosen­
tasche, und die Tränen kamen und kamen. ))Sie müssen entschul­
digen, jetzt bin ich alles los, Sie wisse9 jetzt alles, helfen Sie mir 
bitte. « 

Natürlich wußte ich gar nichts. Aber dem Eindruck nach war 
klar; dies ist ein korrekter und genauer Mann, der weder versu­
chen würde, das Finanzamt zu betrügen noch die Ehefrau zu schä­
digen, der seine Lebensverhältnisse geordnet wissen will undjetzt 
vor einem Trümmerhaufen stand. Einem wirtschaftlichen Trüm­
merhaufen jedenfalls. Seine Ehe, die Gründe seiner Trennung von 
der Ehefrau und den Kindern, sein jetziges Verhältnis zu ihr und 
den Kindern hatte er mit keinem Wort erwähnt. 

Wir verabredeten einen weiteren Besprechungstermin in drei 
Tagen. 

Dem Ordner konnte ich die wirtschaftliche Notlage der Familie 
entnehmen: Der Mann war Alleinverdiener; die Eheleute hatten 
eine Eigentumswohnung, die sie mit hohen Krediten erworben 
hatten, und die jetzt von der Ehefrau und den zwei Kindern, die 
noch zur Schule gehen, allein bewohnt wurde. Der Mann zahlte 
alle Kosten dieser Wohnung weiter (Zinsen, Tilgung, Wohngeld 
einschließlich Heizkosten) und bezahlte auch alle weiteren Rech­
nungen, die die Ehefrau ihm zuschickte: Stromkosten, Telefon­
rechnungen, auch das Taschengeld für die Kinder; er bezahlte auch 
die Beiträge für die Versicherungen, Lebensversicherung, Baus­
ratsversicherung etc. Er überwies weiterhin DM 1 000,- Kostgeld 
an die Ehefrau, so wie früher auch DM 1 000,- für den gemeinsa­
men Verbrauch der Familie pro Monat bestimmt waren. Ihm· 
selbst blieben tatsächlich nicht einmal DM 700,- im Monat. Und das 
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schon ein Y4 Jahr lang, denn er war Anfang des Jahres aus der Woh­
nung ausgezogen. Dem Alter der Kinder nach waren die Eheleute 
mindestens 16 Jahre lang miteinander verheiratet. 

Ich war erstaunt: Der Mann hatte diese vielen Monate fmanziell 
so gewirtschaftet, als wenn sich durch seinen Auszug aus der Ehe­
wohnung nichts geändert hätte. Für die Ehefrau und die Kinder 
lief mit dem Geld alles weiter wie bisher. Das Kostgeld war sogar 
der Höhe nach gleich geblieben, obwohl es jetzt für drei Personen 
bestimmt war und nicht wie früher für vier Personen. 

Der nächste Besprechungstermin kam. Der Mann blieb wieder 
auf der Kante des Sessels sitzen und schaute erwartungsvoll. Seine 
Begleiterin, die gleiche wie beim ersten Mal, : »Können Sie ihm 
helfen?«  Es war klar, daß sie die Finanzen meinte. 

Ob denn sein Entschluß aus der Wohnung auszuziehen, endgül­
tig sei oder ob er sich denken könne . . . .  Er unterbrach mich: »Ja, 
das steht fest, zu meiner Frau ziehe ich nicht zurück. Nicht, daß 
Sie denken, ich hätte eine andere Frau kennengelernt, nein, das 
nicht, aber mit meiner Frau will ich nicht mehr zusammenleben. 
Ich weiß, ich muß ein Jahr getrennt leben, aber dann will ich die 
Scheidung einreichen. Nein, vom Hausrat habe ich nichts mitge­
nommen, nur meine persönlichen Sachen und mein Werkzeug. 
Wissen Sie, alle Schränke in der Wohnung habe ich selbst gebaut, 
Einbauschränke genau passend in die Räume, auch das Schlafzim­
mer und die Küche, alles selbst gemacht. Da will ichjetzt nichts 
)) rausreißen « .  

dhre Frau ist nicht erwerbstätig?« ))Nein, das ist es ja« - er er­
regt sich sichtlich - ))ich habe ihr gesagt, sie müsse jetzt arbeiten 
gehen. Sie will aber nicht, sie meint, es müsse für sie alles so wei­
tergehen wie bisher. Ihr Lebensstandard - das ist wirklich ihr Aus­
druck - dürfe durch meinen Auszug nicht verändert werden. « 

)) Meine Frau hat Einzelhandelskaufmann gelernt, ist aber schon 
seit Jahren nicht mehr im Beruf. Als die Kinder klein waren, 
wollte ich nicht, daß meine Frau arbeiten geht. Ich verdiente ge­
nug, wir konnten gut davon leben. Erst wollte meine Frau nach 
dem ersten Kind noch halbtags weiter arbeiten. Als dann das 
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zweite Kind kam, da hat sie eingesehen, daß sie besser zu Hause 
bleibt. Später,als wir die Eigentumswohnung gekauft hatten, 
dachte ich, sie könnte eigentlich etwas dazu verdienen; die Kinder 
waren ja groß genug und ich dachte, es täte meiner Frau gut, unter 
Leute zu kommen. Den ganzen Tag in der Wohnung 'rumsitzen, 
das ist doch nichts. Meine Frau wollte aber nicht arbeiten gehen. 
Sie hat sich wohl ein- oder zweimal umgesehen, dabei blieb es je­
doch. Ich habe sie noch öfters auf das Thema angesprochen. Sie 
wollte aber davon nichts wissen. Ja, meine Frau ist jetzt 44 Jahre 
alt. « 

Er guckte mich erwartungsvoll fragend an. »Ja, was ist nun«,  
sagte auffordernd die Frau, die bei den Ausführungen des Mannes 
teils durch ihre Ungeduld zeigenden Gesten wohl gemeint hatte, 
den Redefluß des Mannes verkürzen zu können, teils durch Kopf­
nicken deutlich ihre Zustimmung unterstrichen hatte. »Muß sie 
nun arbeiten gehen oder nicht?« Offenkundig war dies die ent­
scheidende Frage, deren Beantwortung zwischen ihnen ausgiebig 
und wahrscheinlich kontrovers zur Debatte stand. Mir wurde die 
Schiedsrichterrolle zugeschoben und ich sollte ja oder nein sagen. 
Die Frau ergänzte von sich aus: » Ich lebe auch von meinem Mann 
getrennt, war auch aus meinem Beruf 'raus, aber jetzt arbeite ich 
natürlich wieder, muß ich doch auch, oder?« 

Als ich auf die Frage beider in der Weise reagierte, daß ich diese 
Frage so weder mit nein noch mit ja beantworten werde, lehnte 
der Mann sich selbst den Kopf bestätigend nickend im Sessel zu­
rück, »SO etwas dachte ich mir« und die Frau sich nach vorn beu­
gend: »warum?« 

Ich erläuterte: es gibt natürlich etliche Gerichtsentscheidungen, 
die Konstellationen betrafen, die den Ihrigen ähnlich sind. Und 
diese hier angewandt bedeuten: Ihre Frau, die nun 16 Jahre nicht 
berufstätig sondern Hausfrau war, kann von Ihnen Unterhaltszah­
lungen verlangen fur eine gewisse Zeit ihrer Neuorientierung. In 
diesem Zeitraum hat sie sich zu überlegen, wie sie ihr künftiges 
Leben, die Kinder sind ja schon relativ groß, gestalten will und 
sehen, in welcher Weise und wie ihr dies möglich ist: sie kann ir­
gendeine Arbeit demnächst aufnehmen, kann sich umschulen las-
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sen, kann eine Fortbildung in Angriff nehmen, kann natürlich 
auch krank werden usw; je nachdem, was sie also tut, müssen Sie 
weiter Unterhalt zahlen oder nicht. »Es kann also theoretisch tat­
sächlich so sein, daß er sein ganzes weiteres Leben lang, auch nach 
der Scheidung, zu zahlen hat?«,  fragte die Frau mich unterbre­
chend. »Ja, das kann sein. « »Aber meine Frau überdenkt doch gar 
nicht ihre Situation, sie meint doch, es müsse alles so weiter gehen 
und tut nicht, wirklich nichts! «  Dann müssen wir eben überlegen, 
wie wir Ihre Frau zum Nachdenken über ihre Situation anregen 
oder zwingen können. « Der Mann nickt zustimmend, aber noch 
immer im Sessel zurückgelehnt, wohl eigenen Gedanken nachge­
hend. »Wir hätten uns schon längst trennen müssen, aber da wa­
ren doch die Kinder« ,  die Stimme des Mannes macht eine Pause 
und die Frau greift ein: »Das hilft nun auch nicht weiter« - und zu 
mir gewandt -, »was also tun Sie nun, um ihm zu helfen?« Ich 
bitte um zwei Listen: eine Liste über die Beträge, die er in diesem 
Jahr im Zusammenhang mit der Ehefrau und den Kindern gezahlt 
hat, und eine andere über die Beträge, die er für die Wohnung zah­
len müßte, wenn die Wohnung an eine fremde Person vermietet 
wäre. Der Mann sagt aufstehend aufatmend, daß ich die morgen 
haben könne; wir vereinbaren einen Termin in vier Tagen. Beide 
sind weg und mir fällt auf, daß sie gar nicht gefragt haben, wofür 
ich die Listen brauche und der Mann seinen Ordner nicht mitge­
nommen hat. 

Am nächsten Tag spät nachmittags steht der Mann in beflisse­
ner Haltung vor mir auf der Türschwelle, übergibt mir eilfertig 
zwei Blatt Papier, »hier sind die Listen« und »aufWiedersehen« 
und weg ist er. 

Sind das Listen! Eine pedantisch genaue Strichführung, Spalten 
mit so durchdachten Kürzeln, daß die Worte gleichwohl zu erfas­
sen sind, gerraueste Zahlenkolonneri, und alles handschriftlich 
ohne Schreibmaschinen- oder Computerdruck. 

Der nächste Besprechungstermin: der Mann, wieder in Beglei­
tung der Frau, trägt unter dem Arm einen dicken Ordner, sieht 
vor meinem Platz seine Listen liegen, heftet aus dem Ordner die 
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obersten zwei Seiten heraus und sie vor sich auf den Tisch legend 
)) Was machen wir nun damit?« Nun erst setzt er sich, und auf ei­
nen stutzenden Blick von mir: ))Ich hatte mir den Ordner, den ich 
Ihnen gab, vorher fotokopiert und auch die Listen. « 

Wir strichen aus der einen Liste die von dem Mann gezahlten 
Lebenshaltungskosten seiner Frau und den Kindern durch: wie 
z.B. Strom, Telefon, Taschengeld, Hausratsversicherung, Heizko­
stenvorschuB vom Wohngeld und kamen auf einen durchschnittli­
chen Monatsbetrag von DM 800,-. Die Beträge der anderen Listen 
addierten wir zusammen, so daß wir eine durchschnittliche Mo­
natsbelastung für die Wohnung feststellen konnten, nämlich von 
ca. DM 2300,-. 

Ich machte dem Mann zugewandt folgenden Vorschlag: wenn 
Sie für sich DM 1 200,- behalten und die festen Monatskosten für 
die Wohnung von DM 2300,- weiter bezahlen, hätten Sie monat­
lich DM 1300 für die Lebenshaltungskosten zu überweisen. Mit 
diesen Beträgen von DM 800,- haben Sie dann nichts mehr zu tun. 
))Die muß meine Frau von den DM 1 300,- bezahlen?« ))Ja. « ))Aber 
dann bleiben ihr und den Kindern doch nur DM 500,-, davon kön­
nen sie doch nicht leben!« ))Aber Gert! Wir sind hierher gekom­
men, weil Du mit Deinen DM 700,- nicht auskommst! Und jetzt 
redest Du von Deiner Frau! « Und ihn ansehend mit dem Finger 
auf ihn zeigend: ))Soll sie doch arbeiten gehen, dann hat sie mehr 
Geld. Das sagst Du doch auch immer! « Und zu mir Unterstüt­
zung erheischend: ))Habe ich nicht recht?« ))Gut, « sagte der 
Mann, ))dann kündigen Sie meiner Frau an, daß ich für November 
und Dezember noch zahle wie bisher, aber ab Januar dann nicht 
mehr, dann nur so, wie Sie eben sagten. « Ich erläuterte ihm, daß 
ab Januar sich die Sachlage dadurch verändern würde, daß er die 
schlechtere Steuerklasse 1 leider nehmen müsse und dadurch sein 
Einkommen kräftig sinken würde. ))Ich weiß es, ich habe mich 
schon beim Finanzamt erkundigt. Ich verstehe meine Frau nicht, 
sie muß doch selbst sehen, daß es für sie nicht einfach so weiter 
gehen kann wie bisher. Wenn ich mehr Steuern zahlen muß, ver­
diene ich weniger, wenn ich dann DM 1 200,- für mich behalte, be­
kommt sie ja noch weniger. «  ))Gert, Du hast nicht einmal eine 
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Wohnung und kannst auch von Deinen DM 1 200,- keine mieten 
oder nur so eine Bruchbude! Deine Frau dagegen hat eine traum­
haft schöne Wohnung und lebt ja praktisch mietfrei. « 

Auf meine Frage, ob er schon 'mal daran gedacht habe, die Ei­
gentumswohnung zu verkaufen, nicken beide: >> Schon oft, aber 
meine Frau will nicht, sie will da wohnen bleiben . «  

»Also, was soll ich tun? Soll ich Ihre Frau anschreiben, daß Sie 
ab Januar DM 1 200,- für sich behalten, nur die festen Monatskosten 
für die Wohnung weiter zahlen und den Rest Ihres Einkommens, 
vermutlich ca. DM 1 000,- an Ihre Frau ü herweisen werden? Gleich­
zeitig würde ich Ihre Frau auffordern, Arbeit aufzunehmen und 
sich gegebenenfalls anwaltlieh beraten zu lassen. Soll ich es so 
machen?« Die Frau: »So fmde ich es richtig. « Der Mann: »)a, viel­
leicht kommt meine Frau dann zur Vernunft und sucht sich 
Arbeit. « 

Beide standen auf, ich auch. Die Frau: »Gert, jetzt hast Du es 
hinter Dir! Vergiß Deinen Ordner nicht. Wir danken Ihnen sehr. « 
Der Mann nickt und sagt sich nach vom beugend und mir die 
Hand gebend: »Danke, Sie haben mir sehr geholfen. « 

Der Brief wurde geschrieben und abgeschickt. In den nächsten 
Tagen ging keine Post in dieser Sache bei mir ein, auch nicht im 
November und Dezember. Ich dachte jedoch öfters, was wohl 
werden wird: was wird die Ehefrau mit ihrem künftigen Leben 
machen wollen und können, wie wird sich die Einstellung des 
Mannes zu den Kindem und zu »seiner Frau« ändern. 

Mitte Januar trafen zwei Vorgänge zusammen: Der Mann hatte 
telefonisch mit meiner Sekretärin einen Besprechungstermin ver­
einbart und ein Anwalt hatte mich im Auftrage der Ehefrau ange­
schrieben. Ein Zufall der Gleichzeitigkeit war wohl auszuschlie­
ßen! War ich auf die Reaktion des Mannes gespannt! Der Rechtsan­
walt hatte nämlich mit drohenden Worten ultimativ die Bezah­
lung einer anliegenden Stromkostenrechnung innerhalb von drei 
Tagen verlangt und gleichzeitig mehr Geld für die Ehefrau gefor­
dert und geschrieben, diese werde auch in Zukunft nicht arbeiten, 
da sie arbeitsunfähig krank sei. Sein Verweis auf ein beigefügtes 
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Attest war falsch, weil ein solches dem Schreiben nicht beilag. 
Seine Wortwahl war keinesfalls streitvermeidend, im Gegenteil: 
Der Ehemann habe die Ehefrau »sitzen gelassen« ,  »von dem Geld 
könne sie nicht leben« ,  »was er sich dächte« ,  >>er sei schließlich ftir 
sie verantwortlich« und sogar >>ihr bisheriger Lebensstandard 
müsse erhalten bleiben« .  

Der Mann und die Frau kamen und zwar wieder 10 Minuten zu 
früh. Er blieb wieder auf der Kante des Sessels sitzen, knöpfte sein 
Jackett nicht auf, hatte in der linken Hand die Abschrift des An­
waltsschreibens, legte es auf den Tisch und fragte mit der rechten 
Hand über das Schreiben gleitend: >>Muß ich mir das gefallen las­
sen? Meine Frau ist nicht krank, sie ist nur zu faul zum Arbeiten. 
>>Lebensstandard« ,  wenn ich das Wort schon häre. "Wie kann der 
Anwalt das einfach so von meiner Frau übernehmen! kh hätte 
meine Frau >>sitzen gelassen« ,  ausgehalten habe ich die Langeweile 
nicht mehr, im Bett lief doch schon lange bei uns nichts mehr!« 
Die Frau unterbrach: »Gert, das gehört hier nicht zur Sache. « 
»Doch, siehst Du doch, der Anwalt hat es geschrieben, hier steht 
es. « Er tippte mehrfach mit dem Finger auf die entsprechende 
Stelle in dem Anwaltsschreiben. Und dann zu mir: »Ich habe die 
Heiratsurkunde mitgebracht« ,  er zieht sie aus der Jackettinnenta­
sche, >>bitte reichen Sie die Scheidung ein. Ich habe meiner Frau 
alle 14 Tage Zeitungsausschnitte zugeschickt und die Stellenanzei­
gen angestrichen, die ich als passend ansah. Ich habe öfters bei ihr 
angerufen, was denn nun werden soll. Sie hat aber immer nur ge­
sagt, Du härst von meinem Anwalt. Es ist aber nie etwas gekom­
men. Bis zu diesem Schreiben jetzt. Meine Frau hatte mir wie frü­
her die Stromrechnung zugeschickt. Ich habe sie ihr einfach zu­
rückgeschickt. Ach so, als meine Frau Ihr Schreiben bekam, hat 
sie gesagt, ich würde schon noch merken, daß ich damit nicht 
durchkommen würde. "Wie geht denn nun alles weiter?«  

Ich erkläre ihm den Ablauf des Scheidungsverfahrens: Ihre Frau 
wird sicherlich auch Unterhalt für die Zeit nach der Scheidung 
wollen. Wenn sie dies damit begründet, arbeitsunfähig krank und 
deshalb auf ihre Unterhaltszahlungen angewiesen zu sein, wird 
das Gericht einen Sachverständigen beauftragen, der überprüft, 
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ob Ihre Frau krank ist oder nicht. »Da wird sie sich aber wundern! 
Natürlich, jeder hat 'mal das oder jenes, aber so krank, daß sie 
nicht arbeiten kann, nein, das ist sie nicht. Wenn sie will, kann sie 
ja eine Kur machen, habe ich auch schon gemacht. Wie lange 
braucht denn ein Gutachter?« »Das wird sicherlich mindestens ein 
halbes Jahr dauern. « » Was, so lange? Meine Frau wird doch auch 
immer älter und je älter sie wird, desto schwieriger wird es doch 
für sie. Wer nimmt sie denn noch, wenn sie 50 ist !« Ich verspreche 
ihm, das Verfahren so zu beschleunigen, wie ich rechtlich und 
praktisch dazu in der Lage bin. 

Ich will ihm noch weiter erklären, was sonst noch anläßlich des 
Scheidungsverfahrens anfällt, aber er winkt ab: »Nicht heute, ich 
habe mich über das Schreiben so aufgeregt, daß ich mich erst wie­
der beruhigen muß. « Bei diesen Worten nickt die Frau, die die 
ganze Zeit wort- und regungslos gesessen hatte, »das war wirk­
lich schlimm. Und er darf sich doch gar nicht so aufregen, weil er 
was am Herzen hat. « 

Der Mann: »Dem Anwalt schreiben Sie bitte, was Sie für rich­
tig erachten. Ich will damit nichts mehr zu tun haben. Mir ist es 
egal, ob ich DM 1 000,- oder DM 1200,-für mich behalten kann, dar­
auf kommt es auch nicht mehr an. Aber bitte erwähnen Sie, daß 
ich den Ausdruck >Lebensstandard< nicht mehr hören kann. « 

Ich bitte um die Zusendung seiner Verdienstbescheinigung, so­
bald er sie für Januar erhalten hat. 

Der Mann war schon im Begriff aufzustehen und die Frau sagt 
zu mir sozusagen hinter seinem Rücken: »Wie kann die Frau das 
tun, das hat er nicht verdient. « Auch sie steht auf, klopft ihm auf 
die Schulter und sagt ermunternd: »Das stehen wir schon durch. « 

Den Scheidungsantrag reiche ich umgehend beim Gericht ein. 
Dem Anwalt schreibe ich kurz und bündig: Die Stromrechnung 
anbei zurück; sie wird nicht bezahlt werden, ich verweise auf mein 
Schreiben an die Ehefrau, verbitte für die Zukunft moralische Ab­
wertungen des Mannes, verweise auf die wirtschaftliche Selbst­
verantwortung der Ehefrau spätestens nach der Scheidung und 
kündige für Ende Januar die Übersendung der Gehaltsbescheini-
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gung an, die Geldforderungen lehne ich ab unter Hinweis darauf, 
daß der Begriff »erforderlicher Lebensstandard« wohl fiir die 
Lage beider Parteien mehr als unangemessen ist. 

In den nächsten Wochen gab es wieder keine Posteingänge. 
Schließlich trafen die Formulare für die Durchführung des Versor­
gungsausgleichs ein. Eigentlich bitte ich dann die Betroffenen in 
meine Kanzlei, damit ich in ihrer Anwesenheit die Formulare aus­
fülle. Wenn ich nämlich privat einen solchen Wust von Papieren 
bekäme, würde ich sie auch einfach weglegen und das Ausfüllen 
von Tag zu Tag verschieben. Aber bei diesem Mann? Der wird das 
umgehend erledigen. 

So war es auch. Vier Tage später sind die Formulare zurück. 
Völlig korrekt ausgefüllt, alle erforderlichen Angaben dabei, jedes 
Wort und jede Zahl genau lesbar. 

Einige Wochen später teilt der Anwalt der Frau dem Gericht 
mit, daß die Frau auch die Scheidung wolle; er beansprucht Unter­
haltszahlungen ftir die Frau auch nach der Scheidung, weil diese 
arbeitsunfähig krank sei, was ein Sachverständiger bestätigen 
werde. Seine Wortwahl ist dieses Mal äußerst sachlich und frei von 
moralischen Herabsetzungen. Es liegt ein ärztliches Attest bei. 
Aus diesem ergibt sich, daß gewisse Degenerationserscheinungen 
bei der Ehefrau vorliegen im Bereich der Wirbelsäule und den 
Kniegelenken. 

Kurze Zeit später wird vom Gericht Termin anberaumt; ich 
schlage meinem Mandanten einen Besprechungstermin vor, damit 
ich ihm den Ablauf der Gerichtsverhandlung vorab erläutern kann. 
Umgehend ruft seine Bekannte an: »Gert kann nicht kommen, er 
hat eine schlimme Angina, aber zum Gerichtstermin will er so oder 
so kommen. Wissen Sie, es nimmt ihn alles sehr mit. Seine Frau will 
jetzt die Eigentumswohnung verkaufen und das tut ihm weh, er 
will nämlich eigentlich keinen Ver kau( Er hat jahrelang die Woh­
nung selbst hergerichtet, alles vom Feinsten, auch ftir die Kinder. 
Aber es muß ja wohl sein. Wenn doch endlich alles vorbei wäre. « 

Der Gerichtstermin ist gekommen. Ich bin auf die Ehefrau ge­
spannt, wie sie aussieht, wie sie sich bewegen und verhalten wird; 
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werden die Eheleute sich begrüßen, sich unterhalten, streiten, be­
schimpfen? Ein wenig vor der Zeit komme ich auf den langen 
Flur, an dessen Ende der Verhandlungsraum liegt. Auf der Bank 
unmittelbar vor dem Raum sitzt der Mann, sein dicker Ordner 
liegt neben ihm. Auf dem Weg zu ihm gehe ich an zwei Frauen 
vorbei, die etwas voneinander getrennt auf den Bänken sitzen und 
wohl nicht zusammen gehören. Welche von beiden wird es sein? 
Der Mann und ich, wir begrüßen uns und mich setzend meine ich 
zu ihm, ich tippe, es ist die linke. »Richtig, woher wissen Sie das?« 
Weiß ich auch nicht, ich dachte es mir so. »Meinen Sie, sie hätte 
mich begrüßt? Ich war schon hier als sie kam, sie sah mich und 
setzte sich dann gleich da vom hin. Ich wollte nicht auf sie zuge­
hen, sie hätte mich sicher abblitzen lassen, ich bin doch kein dum­
mer Schuljunge. « 

Im Gerichtssaal erledigte die Richterin alle Formalitäten; die 
Eheleute hatten beide einmal »ja« gesagt, nämlich auf die Frage, 
ob sie geschieden werden wollen, mehr brauchen sie hier nicht zu 
äußern. Zu dem Kollegen und mir gewandt die Richterin: »Sie 
stellen die Anträge?« »]a«,  kam es von beiden. Die Anträge wer­
den diktiert, die Schreibmaschine klapperte, durch das geschlos­
sene Fenster war jetzt ein Preßlufthammer in Bewegung zu hören. 
Der Mann schob den vor ihm auf dem Tisch liegenden Ordner so 
hin und her, als suche er eine mathematisch optimal ausgerech­
nete Lage für ihn. Die Frau betrachtet intensiv ihre auf ihrem 
Schoß festgehaltene Handtasche. >>So, dann haben wir alles, ich 
werde Beweis erheben darüber, ob Sie - zur Frau guckend - ar­
beitsunfahig krank sind. Der Gutachter wird sich bei Ihnen mel­
den. « Nach diesen Worten der Richterin war eigentlich zu erwar­
ten, daß alle Beteiligten aufstehen, um den Saal zu verlassen. Die­
ser normale Vorgang wurde um Sekunden - auch von dem Kolle­
gen - nicht eingehalten. Und der Mann sagte: >>Anni, sag' der 
Richterin persönlich selbst ins Gesicht, daß Du krank bist. Ich will 
es von Dir selbst hier hören. « Er unterstützte seinen Satz mit einer 
auffordernden rechten Handbewegung. Der Anwalt sich erhe­
bend: >>Kommen Sie, Frau A. ,  Sie haben hier gar nichts zu sagen. « 
» Ich will es aber von ihr selbst hören«,  der Mann blieb ebenso sit-
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zen wie ich bisher. Die Richterin: )) Ihre Frau braucht hier keine Er­
klärungen abzugeben. Die Sitzung ist beendet, Sie können gehen. « 
Wir gingen. 

)) Sehen Sie, meine Frau konnte es nicht der Richterin selbst sa­
gen. Es stimmt nämlich nicht. Der Gutachter wird es feststellen. 
Bitte schicken Sie mir das Gutachten, sobald Sie es haben. « Ich si­
chere es zu. 

Die Monate vergingen. Der Gutachter bat einmal um eine Ver­
längerungsfrist wegen seiner Arbeitsüberlastung, wie er schrieb. 

Nach weiteren Wochen ging ein Schreiben bei mir ein, daß der 
Anwalt der Ehefrau das Mandat niederlege. Wie das? Vier Tage 
später kam der Mann mit der Frau in meine Kanzlei. Sie hatte eine 
eingepackte Flasche in der Hand, er einen Blumenstrauß. ))Meine 
Frau und ich haben uns geeinigt« ,  sagte er gleich zu Beginn noch 
im Flur, ))dies hier ist für Sie. « In der einen Hand die Flascpe, in 
der anderen den Blumenstrauß, bat ich beide in das Sprechzim­
mer. Beide saßen mit übergeschlagenen Beinen leger in den Ses­
seln, als ich nach Weitergabe der Blumen zurückkam. Die Frau zu 
dem Mann: ))Nun erzähl! «  ))Meine Frau arbeitet als Verkäuferin 
bei Hertie. Wir haben uns so geeinigt, daß sie noch höchstens 
5 Jahre in der Wohnung bleibt und ich weiter die festen Ko­
sten zahle. Das sind inzwischen nicht mehr DM 2300,- sondern 
2460,-. Nach 5 Jahren wird die Wohnung verkauft und wir teilen 
uns den Erlös, also was hinterher übrig bleibt. Für die Kinder 
zahle ich etwa die Hälfte der Beträge, die ich eigentlich zahlen 
müßte, weil sie ja mietfrei wohnen. Wenn beide Kinder vorher 
ausziehen sollten, dann wird meine Frau auch ausziehen und wir 
verkaufen früher. Und aufUnterhalt verzichtet meine Frau. Soll­
ten die Kinder später noch studieren wollen, ist klar, dann zahle 
ich das. Die Feinheiten und alles richtig formulieren, das müssen 
Sie machen. « 

Als ich meine Neugierde nicht verhehlend sage, daß ich gern 
wissen würde, wie sich dieses Ergebnis entwickelt hat, will die 
Frau mir das erklären: ))Gert hatte immer ein gutes Verhältnis zu 
den Kindem und ich auch. Ach, Sie wissen ja noch gar nicht, Gert 
und ich leben jetzt zusammen. Gert hat gegenüber den Kindem 
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nie etwas Schlechtes über seine Frau gesagt, auch nicht mit ihnen 
über Geld gesprochen, nicht geklagt, nichts. Als seine Frau die 
Wohnung verkaufen wollte, stellten sich die Kinder quer. Sie 
drängelten seine Frau, die paar Jahre, die sie noch im Hause blie­
ben, nicht umziehen zu wollen. Sie müssen wohl auch - aber ge­
nau wissen wir das nicht - ihrer Mutter vorgerechnet haben, daß 
sie hinkämen, wenn sie arbeiten würde. Sie muß sich dann ir­
gendwo beraten lassen haben, wo, wissen wir nicht, und wir er­
fuhren dann zufällig, daß sie arbeitet, ein Bekannter hatte sie bei 
Hertie gesehen. Gert hat sie dann sofort angerufen, er wäre zu ei­
ner vernünftigen Einigung bereit. Die beiden haben gleich drei­
mal zusammengesessen und das Ergebnis haben Sie gehört. « 

»Meine Frau hat mir gesagt, sie werde einen anderen Anwalt 
beauftragen, der würde sich bei Ihnen melden, um alles abzuspre­
chen. Komm«, sagt er zur Frau auffordernd, »wir wollen die An­
wältin nicht länger aufhalten, sie hatte genug mit uns zu tun. « 
Seine Augen lachten, beide standen auf, ich auch. Noch auf der 
Treppe hörte ich beide darüber reden, in welches Kino sie nun ge­
hen wollten. 

Der neue Anwalt und ich sprachen die Einigung der Eheleute 
durch, der Vergleich war bald fertig. Ein Notar beurkundete ihn. 

Ich informierte die Richterin; ein Termin wurde anberaumt, die 
Scheidung der Ehe ausgesprochen. 
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Margarete Fabricius-Brand 

Über Mutter- und Faustrecht ­
eheliche Machtverhältnisse und 

Gerichtsveifahren 

I. Herr Z. erschien Anfang 1983 das erste Mal in meiner Kanzlei. 
Er war damals 31 Jahre alt, arbeitete als Polier auf dem Bau, zu ei­
nem Nettoverdienst in Höhe von DM 2300,-. Seine nicht berufstä­
tige, 23-jährige Ehefrau betreute die damals 2-jährige gemein­
same Tochter Martina. Herr und Frau Z. waren in erster Ehe ver­
heiratet. 

Groß, breit und kräftig ließ Herr Z. sich in meinen Sessel fallen, 
gottlob ein Modell aus den dreißiger Jahren und äußerst robust. 
Viele meiner Mandantinnen nehmen erst am Ende der Bespre­
chung oder aber noch viel später den ganzen Sitzplatz ein. 

Was gibt's? Erzählen Sie. 
Seine Frau ist »abgehauen« .  Bei »Nacht und Nebel. Einfach 

weg« .  Und Martina hat sie mitgenommen. Seine Stimme wird 
immer lauter. Ich soll ihm auf der Stelle das Kind wieder herschaf­
fen, und seine Frau soll ich anzeigen. Das läßt er sich nicht bieten, 
und sie soll ihn noch kennenlemen. 

Ich höre ihm, meist schweigend, zu und überlege, welches Pro­
blem ich zuerst mit ihm besprechen soll: elterliche Sorge während 
des Getrenntlebens, Unterhalt, Gerichts- und Anwaltskosten, 
Strafantrag oder seine Wut und Kränkung? 

Schließlich fragt er mich, wieder ruhiger geworden: »Finden 
Sie nicht, Frau Anwältin, daß ich Recht habe? Wenn es noch Recht 
gibt, dann habe ich Martina morgen wieder zurück. « 

»Bitten Sie Ihre Frau, mit Martina zurückzukommen, dann ist 
sie morgen wieder da. Alle anderen Schritte sind schwieriger und 
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dauern aufjeden Fall länger. « Er will sein Recht, und bitten wird 
er seine Frau aufkeinen Fall. 

Mal angenommen, er würde sie bitten, käme sie dann zurück? 
Er schüttelt den Kopf Nein. Seine Frau hat einen neuen Freund. 
Vor zwei Wochen hat sie es ihm gesagt. Das ganze läuft schon viel 
länger, er hat nur nichts gemerkt. Es ist ein früherer Arbeitskol­
lege von ihm, der ihr jetzt auch geholfen hat, die neue Wohnung 
zu tapezieren und fliesen. »Verprügelt gehört sie« ,  das ist seine 
Meinung, die er mir, mit wieder lauter gewordener Stimme mit­
teilt. Sie schläft mit einem anderen, mit ihm schon lange nicht 
mehr, haut ab und klaut das Kind. 
»Sie sind Rechtsanwältin, tun Sie was, das muß ich mir doch nicht 
gefallen lassen«, sagt er und trommelt mit den Fäusten auf die 
Armlehnen. 

II. Bezüglich des Kindes sage ich ungefähr folgendes zu Herrn 
Z . :  Es besteht die Möglichkeit, eine einstweilige Verfügung bei 
Gericht zu beantragen, damit Sie die alleinige elterliche Sorge 
übertragen bekommen. Wenn dieser Antrag erfolgreich sein soll, 
müssen bestimmte Vorraussetzungen erfüllt sein. Das Gericht 
gibt nicht Mutter oder Vater »Recht« ,  sondern entscheidet, wo 
das Kind am besten aufgehoben ist. Wichtig ist, zu wem das Kind 
die engere Bindung hat. Anhaltspunkt hierfür ist, wer es in der 
Vergangenheit überwiegend versorgte und auch weiterhin be­
treuen kann. »Wer hat denn bisher Martina versorgt? Und, könn­
ten Sie das Kind zukünftig allein betreuen?« , frage ich Herrn Z. 

Herr Z .  beantwortet diese Fragen nicht. Er beharrt darauf, daß 
jeder Richter doch einsehen müsse, daß seine Frau das nicht ma­
chen dürfe. 

Seine Frau darf das nicht machen. »Und dennoch«,  sage ich 
ihm, » im Gerichtsbeschluß wird keine >Strafe< fiir die Mutter fest- . 
gesetzt, sondern entschieden, wer sich am besten um das Kind 
kümmern kann. « 

Die Situation wird schnell klar. Herr Z .  arbeitet ganztags, Frau 
Z. arbeitet überhaupt nicht und kann sich - auch weiterhin - um 
das Kind kümmern. Unbeachtlich ist angesichts dieser Situation, 
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daß Frau Z. die Kleine häufig bei Freundinnen abgibt, um nach­
mittags ins Cafe und abends in die Diskothek zu gehen, was 
Herrn Z. ärgert. Voraussichtlich wird auch der Umstand, daß 
Martina die vertraute Umgebung verliert, als weniger gewichtig 
angesehen, da bei einer Zweijährigen die Bindung an die Haupt­
bezugsperson als schützenswerter betrachtet wird. 

Herr Z. will alles tun, Martina zurückzubekommen. Ich soll 
den Antrag stellen, damit er )) schwarz auf weiß« hat, wer hier 
))Recht kriegt« (vgl. u. VI) . 

III. Ich schlage ihm vor, die endgültige Entscheidung über diesen 
Punkt zunächst noch zurückzustellen und will wissen, ob die Ehe­
leute schon über Unterhalt geredet haben. 

Herr Z. wird wieder sehr laut. Soll er etwa auch noch dafiir zah­
len, daß sie sich mit einem anderen im Bett vergnügt?! ))Keinen 
Pfennig, keine müde Mark, nichts wird er zahlen. « Und wieder 
seine Frage: ))Habe ich nicht Recht, Frau Anwältin?« 

))Sie haben mit Ihrer Frau gemeinsam entschieden, daß Sie das 
Geld und Ihre Frau Haushalt, Kind und Mann versorgt. Das hat 
natürlich Konsequenzen, natürlich auch finanzielle. Ihre Frau 
wird bald Geld verlangen, denn von irgendetwas müssen sie und 
das Kind ja leben. Und Sie sollten wissen, was aufSie zukommt. « 
Mir geht durch den Kopf, daß ich vielleicht zu viel von ihm ver­
lange. Er ist wütend über den Rivalen und traurig über den Verlust 
seiner Tochter, und ich verlange, daß er Zahlen und Fakten auf 
den Tisch legt: 

Herr Z. verdient DM 2300,- netto. Hiervon zahlt er DM 600,­
monatliche Raten an die Bank. Es handelt sich hierbei um Abzah­
lung ehebedingter Schulden fiir die Wohnungseinrichtung. Seine 
Frau hat den Kreditvertrag ebenfalls unterzeichnet, beteiligt sich 
aber nicht an der Ratenzahlung, da sie keinerlei Einkommen hat. 
Nach den Celler Unterhaltsrichtlinien sind die ehebedingten 
Schulden bei Berechnung des Unterhalts zu berücksichtigen. 
Zieht man also die Schulden ab, verbleiben Herrn Z. noch 
DM 1700,-, sein ))bereinigtes Nettoeinkommen« .  

Unterstellt, die Frau erhielte die elterliche Sorge ftir Martina 
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und machte Kindesunterhalt geltend, so wäre dieser nach der 
Stufe zwei der Düsseldorfer Tabelle, also in Höhe von DM 240,- zu 
zahlen, zuzüglich DM 25,- anteiliges staatliches Kindergeld, so­
lange der Ehemann dies noch bezieht, also DM 265,-. 

Seine Ehefrau hätte Anspruch auf Getrenntlebenunterhalt 
in Höhe von 40 %  des verbleibenden Rest-Netto-Einkommens. 
Vorausgesetzt wiederum, dem Mann verbleiben nach Abzug 
des Ehegattenunterhalts ein sogenannter Selbstbehalt in Höhe 
von DM 990,-. Dies ist nicht der Fall. Bei 40 % des Restnettes 
(40 % von DM 1 435,- = DM 574,-) verbleiben Herrn Z. nur noch 
DM 861,- (DM 1 435,- - DM 574,- = DM 861,-) . Da er aber DM 990,­
behalten darf, bekommt die Ehefrau lediglich (DM 1435,- -
DM 990, - = DM 445,-) DM 445,- Ehegattenunterhalt. 

Herr Z .  ist entsetzt. Wie soll er von DM 990,- leben, wo­
von soll er die soeben erhaltene Nachzahlungsforderung der 
Stadtwerke über DM 650,- zahlen, wovon die Miete? Wie soll das 
denn gehen? Es ist zum leben zu wenig und zum sterben zu 
viel. Für seine Frau gilt das gleiche, sie hätte Anspruch auf ins­
gesamt DM 710,- Unterhalt, falls sie Martina zugesprochen be­
käme. 

Herr Z. schüttelt nur noch den Kopf und sagt, er werde gar 
nichts zahlen. 

IV. Ich übergehe sein Kopfschütteln und spreche die Zahlung von 
möglichen Gerichtskosten und meinen Gebühren an. Für das 
einstweilige Verfügungsverfahren auf Übertragung der elterli­
chen Sorge, werde ich Prozeßkostenhilfe (PKH) beantragen, für 
die Beratung im übrigen Beratungshilfe. PKH wird dann bewil­
ligt, wenn er allein nicht mehr als DM 850,- zur Verfügung hat. Da 
von seinem DM 990, - Selbstbehalt aber noch die Mietkosten ftir 
die Ehewohnung teilweise abzuziehen sind, sowie die Kosten ftir 
die Rechnung der Gaswerke, für die er Ratenzahlung vereinbaren 
will, muß er derzeit keine Kosten tragen. Für die Beratungshilfe 
gelten im Prinzip die gleichen Richtwerte. 

V. Ich frage weiter, ob seine Frau bei Auszug Hausrat mitgenom-
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men habe. Er schüttelt den Kopf. Es reicht ihm. Er will nur noch 
über das Kind reden. 

VI. »Der Richter wird Ihnen das Kind nicht zusprechen, weil Sie 
ganztags arbeiten, also würde der Antrag zurückgewiesen. « Ich 
schlage ihm folgendes vor: ich stelle den Antrag, ihm das Aufent­
haltsbestimmungsrecht über die Tochter zu erteilen. Als Begrün­
dung will ich angeben, daß die Tochter sofort in ihre vertraute 
Umgebung zurückgebracht werden soll. Hier kann Frau Z. sie be­
treuen. Nach Arbeitsende übernimmt Herr Z. die Versorgung des 
Kindes und Frau Z. kann in ihre neue Wohnung gehen. Herr Z. 
traut sich die Betreuung in dieser Form auf jeden Fall zu und ist 
mit meinem Vorschlag einverstanden. 

VII. Als Herr Z. mein Büro verlassen hat, verfalle ich ins Grü­
beln. Ich verstehe seine Wut und Betroffenheit. Er soll zahlen für 
ihre Lust, so sieht es zumindest aus. Das erhitzt nicht nur sein Ge­
müt, sondern die der meisten Ehemänner und wirft nicht selten 
Gräben auf zwischen Anwältinnen und Anwälten, teilt auch Rich­
terinnen und Richter in »frauenfreundlich« oder »frauenfeindlich« 
em. 

Wo liegt das Problem? Was hat Liebe und Sex mit Geld zu tun? 
Im Idealzustand nichts. Im Ist-Zustand sehr viel. Wenn der Ehe­
mann allein für den Unterhalt seiner Frau aufkommt, finanziert er 
- auch - das Liebesleben der Eheleute. Nach der bürgerlichen 
Ehe-Ideologie ist es nur verboten, die Ehe in bezahlte Einzelteile 
wie Sex, Hausarbeit, Kindererziehung etc. zu zerlegen. Solche 
Überlegungen anzustellen, hat geradezu etwas anstößiges. Trotz­
dem spiele ich den Gedanken weiter durch. Wenn nun die Ehefrau 
einen Teil der Ehe mit einem anderen lebt, stellt der Ehemann den 
zuvor geleugneten Zusammenhang zwischen Liebe und Geld her. 
Dem hält die Frau die freie Selbstbestimmung über ihren Körper 
entgegen, verschweigt dabei aber wiederum die ökonomische Re­
lation: Wer soll zahlen, sie selbst, der Ehemann, der Liebhaber? Im 
Rahmen der Hausfrauenehe kann dieses Problem auf jeden Fall 
nicht gelöst werden, nur wenn beide zahlen und natürlich auch 
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beide lieben. Ehemänner, die diese »schändliche« Geld-Liebe­
Relation im außerehelichen Verhältnis besonders heftig anpran­
gern, haben diesen Klarblick keineswegs für ihre Position in der 
Hausfrauenehe. Die Eheleute werden »Gefangene« bleiben, bis 
sie diese Struktur aufheben. Was würde wohl Herr Z. von diesen 
Überlegungen halten. 

VIII. Mein Antrag auf Übertragung des Aufenthalts bestimmungs­
recht auf Herrn Z. überschneidet sich mit den Anträgen von Frau Z. 
auf Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge sowie Ehefrau­
und Kindesunterhalt. Für beide Parteien wird PKH beantragt. 

Die Gegenseite trägt zur Begründung vor, die Mutter sei 
Hauptbezugsperson des Kindes, zu ihr bestehe die engere Bin­
dung. Das Zusammenleben sei unerträglich geworden und die 
dauernden Spannungen hätten schon zu Störungen bei Martina 
wie Nägelkauen und Bettnässen geführt. 

IX. Der zuständige Richter ist im Urlaub, die Vertreterin gibt Ge­
legenheit zur Stellungnahme. Ich rufe sie an und verlange sofor­
tige Entscheidung, aber sie will dem Kollegen nicht ins Hand­
werk pfuschen. Ich frage sie, aus welcher Vorschrift der ZPO sie 
diesen Rechtssatz herleite. 

X. Herr Z. kommt zu einer weiteren Besprechung über die Un­
terhaltszahlungen in mein Büro. Für die Kleine will er zahlen, für 
die Frau nicht. Ich erkläre ihm, seine Frau habe aufjeden Fall An­
spruch auf Unterhalt. Zahlungen für das Kind solle er vorerst 
nicht leisten, weil wir mit unserem Antrag gerade erreichen wol­
len, daß Martina sofort zu ihm zurückgebracht wird. In diesem 
Fall entfielen Unterhaltszahlungen für das Kind, und wir sollten 
unseren Antrag nicht durch sofortige Zahlung sabotieren. 

Herr Z. schüttelt verständnislos den Kopf und erklärt sich dann 
bereit, DM 400,- zu zahlen, weil Martina nicht verhungern soll. 

Schriftsätzlich trage ich vor, die einstweilige Verfügung auf 
Zahlung von Unterhalt könne keinen Erfolg haben, weil Herr Z. 
nie aufgefordert wurde, Zahlungen zu leisten. Außerdem sei er 
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bereit, ab sofort DM 400,- zu zahlen. Zu höheren Zahlungen sei er 
nicht verpflichtet, da er monatlich ehebedingte Schulden in Höhe 
von DM 600,-, weitere DM 100,- Ratenzahlung fiir die Gaswerke 
und weitere DM 210,- Mietkostenanteil der Ehefrau zahle, so daß 
ihm nur noch DM 990,- verblieben. 

XI. In einem Schreiben verlangt der Anwalt von Frau Z. die Her­
ausgabe der Hälfte des Hausrats. Herr Z. ruft aufgebracht an. Er 
sei der »Depp«,  dürfe die Möbel zahlen und die wolle sie jetzt auch 
noch wegschleppen. Ich sage ihm. daß seine Abzahlungen auf die 
Möbel schon in Höhe von DM 600,-bei der Unterhaltsberechnung 
Berücksichtigung fänden. Deswegen bekomme seine Frau auch 
keine höheren Unterhaltszahlungen. Er habe bislang alles bezahlt 
und diese Verpflichtungen hören nicht auf, wenn die Eheleute die 
häusliche Gemeinschaft aufheben, egal wer auszieht. 

Herr Z. knallt den Hörer auf die Gabel. Am nächsten Tag ruft 
er wieder an und murmelt eine Entschuldigung. Ich sage ihm, er 
könne entweder freiwillig und ohne Kosten, Waschmaschine, Ge­
schirr und - wenigstens - ein paar Möbel herausgeben, er könne 
diese Entscheidung aber auch- unter Aufwand von Zeit, die er ge­
wönne und Geld - durch den Richter fällen lassen. Am nächsten 
Tag ruft Herr Z. wieder an. Er hat sich ftir den ersten Vorschlag 
entschieden. 

XII. Acht Wochen nach Antragstellung erhalte ich die vom Ge­
richt angeforderten Jugendamtsberichte und Terminsladung in 
beiden Verftigungsverfahren. 

Herr Z. kommt in mein Büro. Ich gehe mit ihm die Jugendamt­
berichte durch. Hier steht etwas von netter Zwei-Zimmer-Woh­
nung, in der Mutter und Tochter sich gut eingelebt haben, vom 
herzlichen Mutter-Kind-Kontakt und vor der Unmöglichkeit fiir 
den Vater, das Kind zu betreuen, da er ganztags arbeitet. Da nutzt 
es nichts, daß auch der Vater als sehr liebevoll beschrieben wird. 

Herr Z. will wissen, was bei der Verhandlung »rauskommt« .  
Wird der Richter ihm das Kind geben, kann er  nicht seine Frau 
zwingen, in der Wohnung das Kind zu betreuen? 
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»Wissen Sie, sage ich vorsichtig, »meiner Einsc;hätzung nach 
wird der Richter zwar das Verhalten Ihrer Frau mißbilligen, aber 
dem Kind nicht zumuten wollen, wieder umzuziehen. Er wird 
sich auch überlegen, daß der Aufenthalt Ihrer Frau in der Ehewoh­
nung zu neuen Spannungen führt. Letztlich ist die Sache schon ge­
laufen und hat sich durch Zeitablauf erledigt. 

Herr Z. weint. ))Der Richter wird mir das Kind nicht geben?« 
))Nein, ich glaube nicht« ,  sage ich, ))wir haben keinen Antrag 

auf Übertragung der elterlichen Sorge gestellt, und ob er unserem 
Vorschlag folgen wird, ist aus den genannten Erwägungen eher 
unwahrscheinlich. « 

Herr Z. erklärt mir, er werde aufkeinen Fall kommen. Wenn al­
les schon feststehe, dann könne der Richter gerade so gut einen 
Hampelmann laden. Er werde diesen Hampelmann nicht spielen. 
Ich erkläre ihm, er sei persönlich geladen und müsse hingehen. 
Ihn interessiert das nicht. Er sagt nur, ))machen Sie doch, was Sie 
wollen. « Ich erkläre ihm, daß es so auch nicht gehe, ich machte, 
was er wolle, und hierüber müßten wir uns einigen. Herr Z .  
winkt ab, zuckt die Schultern und sagt, ich solle tun, was mir rich­
tig erscheine und das beste für ihn ))rausholen« .  Er steht abrupt auf 
und verläßt mein Büro. 

XIII. Herr Z. kommt nicht zum Termin. Er ist krank, wahr­
scheinlich ist er wirklich krank. 

Frau Z. , ihr Anwalt, der Richter und ich verhandeln zur elterli­
chen Sorge. Der Richter fragt, ob eine Einigung möglich sei. Ich 
sage, daß sich die Eheleute bei Ausübung der elterlichen Sorge gar 
nicht streiten, bis auf einen Punkt, wo das Kind wohnen und be­
treut werden solle. Deswegen sei der weitgehende Antrag von 
Frau Z. abzuweisen, da hierfür gar kein Regelungsbedürfuis be­
stehe (das Aufenthalts bestimmungsrecht ist Teil der e. S . ) .  Die Ge­
genseite pocht darauf, das Kind gehöre angesichts des Alters zur 
Mutter. Ich widerspreche: ))Für mich heißt das noch lange nicht, 
daß ein Kleinkind auch in die Wohnung der Mutter gehört und da­
hin verschleppt werden kann. « 

AufVorschlag des Gerichts - dies ist immer ein Hinweis darauf, 
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wie der Richter wohl entscheiden wird, wenn eine Einigung nicht 
zustande kommt - einigen wir uns dann, daß beide Eheleute die 
gemeinsame elterliche Sorge über das Kind behalten. Die Mutter 
erhält das Aufenthaltsbestimmungsrecht. Es wird protokolliert, 
daß sich die Eltern wegen des erwünschten Kontakts zwischen Va­
ter und Tochter jede erdenkliche Mühe geben, um dies einver­
ständlich zu regeln. 

In der Unterhaltssache ergeht Beschluß, daß Herr Z. DM 265,­
für das Kind und DM 250,- an die Ehefrau zu zahlen hat. Dieser Be­
schluß hat Gültigkeit für sechs Monate. Für beide Verfahren erhal­
ten die Eheleute Prozeßkostenhilfe, ohne sich mit Ratenzahlungen 
beteiligen zu müssen. 

XIV. Drei Jahre lang höre ich nichts von meinem Mandanten. 
Dann ruft er an und kommt zur Besprechung. Er erzählt, Frau 
und Tochter seien nach wenigen Wochen wieder zu ihm gezogen. 
Schon bald habe es wieder Ärger gegeben. Jetzt reiche es ihm. Er 
will die Scheidung und die Tochter aufkeinen Fall hergeben. 

Wie will er denn das Kind allein versorgen? 
Die Tochter ist vormittags im Kindergarten, nachmittags bei 

der Mutter oder Oma, die um die Ecke wohnt. Martina ist eigent­
lich mehr bei der Oma, weil seine Frau viel mit Freundinnen un­
terwegs ist. »Es muß alles nur so weiter laufen wie bisher«, sagt 
Herr Z. Er bringt die Tochter morgens in den Kindergarten, vor 
der Arbeit. Mittags holt die Oma sie ab und nach 16.30 Uhr holt 
er Martina bei der Oma ab. 

Und was ist los, wenn Oma krank ist? 
Dann holt Opa sie ab, der hat Zeit, weil er Rentner ist. Außer­

dem hat Martina einen Ganztagskindergartenplatz, sie kann not­
falls auch länger im Kindergarten bleiben. 

Ich will wissen, ob er glaubt, das durchzuhalten. Schließlich 
wird es schwierig mit Ausgehen, abends und am Wochenende. Er 
meint, er gehe weniger weg als seine Frau und werde das schon 
schaffen. 

Wir sind uns schnell einig. Ich schreibe seine Frau an: Falls sie 
ausziehen wolle, wie mehrfach angekündigt, dann solle sie dieses 
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Mal das Kind nicht mitnehmen. Martina sei kein Kleinkind mehr, 
habe zum Vater die gleich gute Beziehung und dürfe nicht aus der 
vertrauten Umgebung von Kindergarten, Großeltern und freund­
schaftlichen Beziehungen zu Nachbarskindern herausgerissen 
werden. Herr Z. werde weder das Mutter- noch das Faustrecht ak­
zeptieren. Ich setze ihr eine kurze Frist innerhalb derer sie erklären 
soll, daß sie ihre Rechte aus dem Gerichtsbeschluß, demzufolge 
sie immer noch das Aufenthaltsbestimmungsrecht über Martina 
hat, nicht ausüben wird. Bei nutzlosem Verstreichen der Frist kün­
dige ich eine einstweilige Anordnung an. 

XV. Drei Tage später zieht die Ehefrau allein aus und stellt einen 
Antrag auf Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge und Zah­
lung auf Ehegattenunter halt. 

Ich beantrage Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge auf 
den Vater und Abweisung im übrigen. Zur Begründung fiihre ich 
die gleich starke Bindung des Kindes zum Vater und lebenswich­
tige Integration in das soziale Umfeld an. 

Des weiteren lege ich die ökonomische Situation dar. Herr Z .  
verdient nur noch DM 1 900,- wegen Kurzarbeit. Er  zahlt weiterhin 
die Schulden in Höhe von DM 600,- ab, nebst Miete fiir die Ehe­
wohnung und Versorgung des Kindes, das bei ihm wohnt. 

Der gegnerische Anwalt teilt mir mit, Frau Z. habe immer noch 
das Aufenthaltsbestimmungsrecht für Martina. Sie werde in einer 
Woche eine eigene Wohnung haben und die Tochter dann mitneh­
men. Der Kollege ist telefonisch nicht erreichbar, daflir - abends ­
mein Mandant. Er schickt Martina am nächsten Tag nicht in den 
Kindergarten. Sie bleibt tagsüber bei der Oma, ab 16.30 Uhr beim 
Vater. An diesem Vormittag gehe ich mit Herrn Z. zum Richter. 
Wir legen den alten Beschluß vor und beschreiben die Situation. 
Der Richter entscheidet sofort, daß der Vater die alleinige elterliche 
Sorge erhält. Der Beschluß wird anschließend in der Geschäftsstelle 
- obwohl es mittlerweile Freitagmittag geworden ist - geschrieben. 
Eine Abschrift bringe ich im Anschluß zur Kanzlei des Kollegen. 
Am nächsten Montag geht Martina wieder in den Kindergarten. 
Kopie des richterlichen Beschlusses erhält die Kindergärtnerin. 
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XVI. Ich schreibe den Kollegen an, teile ihm mit, daß ich Auftrag 
hätte, Scheidungsantrag zu stellen. Die Ehe der Parteien sei zerrüt­
tet, sie lebten seit vielen Monaten in der Ehewohnung getrennt 
und das Trennungsjahr sei im Scheidungstermin abgelaufen. 

Außerdem bitte ich um Auskunft über das Einkommen seiner 
Mandantin. Meinem Mandanten sei zur Kenntnis gelangt, daß 
Frau Z. als Verkäuferin arbeite. Ich fordere den Einkommensnach­
weis an und übersende den meines Mandanten. 

Herr Z. hatte mir telefonisch mitgeteilt, seine Frau arbeite seit 
zwei Wochen als Verkäuferin. Bekannte hätten ihm das gesagt. 
Über diesen Punkt habe es reichlich Streit gegeben, weil er schon 
seit längerem gewollt hätte, daß sie arbeite oder irgend etwas ma­
che, anstatt immer nur »rumzuhängen« .  Sie habe sich immer ge­
weigert, aber offensichtlich habe es nun geklappt. Er will keinen 
Unterhalt von seiner Frau, aber auch selbst keinen an sie zahlen. 

XVII. Nach drei Wochen sendet mir der Kollege vorab zur Infor­
mation, den bei Gericht eingereichten Scheidungs- sowie Antrag 
auf Übertragung der elterlichen Sorge auf Frau Z. Nachehelichen 
Unterhalt macht er nicht geltend. 

Gleichzeitig erhalte ich Nachricht, daß er den Antrag auf einst­
weilige Verfügung flir Getrenntlebenunterhalt zurückgezogen 
habe. 

Ein Mal kommt Herr Z. noch in mein Büro, um die Fragebö­
gen zum Versorgungsausgleich auszuflillen, ansonsten beschränkt 
sich unser Kontakt auf gelegentliche Telefonate. Er fragt immer, 
ob es was neues gäbe und erzählt ansonsten von Alltagssorgen mit 
Martina. 

Nach sieben weiteren Monaten werden die Jugendamtsberichte 
zugesandt. Drei eng getippte Schreibmaschinenseiten, also sehr 
ausftihrlich. Martina wohnt jetzt seit fast neun Monaten beim Va­
ter. Die Betreuungssituation wird durchweg als positiv beschrie­
ben. Zwei Gespräche mit der Kindergärtnerin haben stattgefun­
den. Diese beurteilt die Entwicklung von Martina als zufrieden­
stellend. Ihre anfangs verschreckte, in sich gekehrte, verschüch­
terte Art sei vorbei. Manchmal sei das Kind sehr still und wirke 
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traurig. Die Mutter hatte gegenüber der Sozialarbeiterin angege­
ben, Martina habe sich bei der ersten Trennung nie richtig an die 
neue Umgebung gewöhnt, und jetzt wolle sie das Kind nicht 
noch einmal rausreißen. Außerdem versuche sie, beruflich Fuß zu 
fassen und wisse nicht, wie sie Berufstätigkeit und Kinderbetreu­
ung allein schaffen solle. Sie erklärt weiterhin, daß sie mit der 
Übertragung der elterlichen Sorge auf den Vater einverstanden 
sei, wenn auch nicht für immer. Sie wünscht ein großzügiges 
Umgangsrecht mit der Tochter, das sie notfalls auch gerichtlich er­
kämpfen werde. 

Das Jugendamt befürwortet die Übertragung der elterlichen 
Sorge auf den Vater. 

XVIII. Ein Monat später erfolgt die Ladung zum Scheidungster­
min. Herr Z. möchte mit seiner Frau einen Unterhaltsverzicht 
vereinbaren. Ich rate ihm vom Verzicht für den Fall ab, daß Mar­
tina krank wird, und er gezwungen ist, seine Arbeit aufzugeben 
oder zu reduzieren. 

Die Ehe wird geschieden. Herr Z. hat die elterliche Sorge über­
tragen bekommen, über das Umgangsrecht wollen sich die Eltern 
ermgen. 

Herr Z. verabschiedet sich von mir mit den Worten: Schönen 
Dank, die Sache mit Martina war ja schon lange gelaufen! 

XIX. Fünf Monate später ruft mich Herr Z. an. Das Sozialamt 
fordert von ihm an die Ehefrau gezahlte Unterhaltsleistungen zu­
rück. Außerdem habe sich seine Adresse geändert. Martina und er 
wohnenjetzt zusammen mit seiner Freundin und deren Sohn. Wi­
derwillen regt sich in mir. Jetzt hat er doch wieder eine gefunden, 
die ihm Haushalt und Kind besorgt. Aber nein. Beide arbeiten, 
zwar muß er ))ran« im Haushalt, aber er findet es so viel besser. 
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Abschl itifJende Bemerkungen 

Das - nicht codifizierte - »Mutterrecht« bewirkt, daß ein plötzli­
cher Weggang von Mutter mit Kleinkind in der Regel akzeptiert 
wird, auch von den Gerichten. Akzeptiert wird die- oft - vorhan­
dene physisch und psychisch stärkere Bindung von Mutter und 
Kleinkind. Die Länge der Gerichtsverfahren »segnet« die fakti­
schen Verhältnisse ab. 

Die Wegnahme eines älteren Kindes wird eher unter dem nicht 
mehr so positiv gewerteten Begriff des »Faustrechts« subsumiert. 
Auch hier sichern lange Gerichtsverfahren die faktischen Verhält­
nisse ab. 

Solange der Vater keine Funktionen der Mutter erfüllen kann, 
wird auch das »Faustrecht« akzeptiert. Sobald der Vater über ge­
nügend Zeit, Geld und Interesse an dem Kind verfugt, ändert sich 
dies. Gedacht ist z. B .  an den Akademiker mit viel Zeit und flexi­
blen Arbeitsmöglichkeiten, an den gut Situierten mit genügend 
Geld fur Betreuungsfrauen oder an solche Männer, deren Clan 
(Mutter, Schwester) oder seine neue Frau Betreuungsfunktionen 
ausüben können. Interesse am Kind kann die Zuneigung und Bin­
dung zum Kind sein, der Besitzanspruch an das ))eigen Fleisch 
und Blut« ,  der Wunsch, die Frau zu kränken oder Unterhaltszah­
lungen nicht leisten zu müssen. 

Die mit Geld- oder Freiheitsstrafe bis zu funfJahren bedrohte 
Kindesentführung, § 235 StGB, scheitert meist am Vorsatz, des­
sen Vorliegen Voraussetzung fur die Bestrafung ist. Vorsatz wird 
u. a. verneint, wenn irrtümlich die alleinige elterliche Sorge ange­
nommen wird oder aber erwartet werden kann, daß die Kindes­
entftihrung nachträglich - durch richterlichen Beschluß - geneh­
migt wird. 

Jeder Scheidungsfall ist anders. Das schließt nicht aus, daß ich 
auftauchende Probleme auch unter strukturellen Aspekten be­
trachte und zu lösen versuche (vgl. VII). 
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II. Neue Be- und verarbeitungsformen 
in Sachen Scheidung 

In dem Beitrag »Frauen vertreten Frauen - eine o.ffen(siv )e Parteilich­
keit« (u. S. 77) wird herausgestellt, daß Frauen in unserer Gesell­
schaft strukturell benachteiligt sind, was sich auch im Scheidungs­
verfahren besonders auswirkt. Die These lautet, wenn eine Rechts­
anwältin einen Mann in der Auseinandersetzung mit einer Frau 
vertritt, so stellt sie sich gegen das ohnehin benachteiligte Ge­
schlecht. Kolleginnen, die trotz alledem Männer vertreten, kön­
nen diese ))Ohrfeige« wegstecken oder sie nutzen, über die Verän­
derung frauenfeindlicher Strukturen nachzudenken. 
Eins ist sicher, Strukturen lassen sich nicht aufheben, wenn in ei­
nem individuellen Konflikt eine Seite gestärkt wird. Mag es auch 
das Gewissen beruhigen, das Elend des Opfers nicht noch vergrö­
ßert zu haben, eine Veränderung der zugrundeliegenden Struktur, 
auf die es letztlich ankommt, ist komplizierter. Die äußeren, öko­
nomischen Bedingungen, die Frauen im Arbeits- und öffentli­
chen Leben benachteiligen, zwingen die Eheleute - immer noch ­
die ))klassische Aufteilung« der Hausfrauenehe zu wählen: der 
Mann besorgt - ganztags - das Geld, die Frau - Tag und Nacht ­
die Kinder, Haushalt und den Mann. Selbst wenn die Frau arbei­
tet, behält sie- meistens - und im Gegensatz zum Mann, die fami­
liäre Alleinzuständigkeit. Das bedeutet, völlige Abwesenheit des 
Vaters und ständige Anwesenheit der Mutter, hierin ist die Quelle 
des Frauenhasses bei Männem zu sehen. Olivier (Christiane Oli­
vier, ]okastes Kinder) spricht vom ))ödipalen Gift« ,  das sich in un­
serer Gesellschaft ausbreitet: nach den ersten - glücklichen - Mo-
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naten der Mutter-Sohn-Symbiose beginnt der Kampf um Selbst­
behauptung des kleinen Jungen, der »längste und subtilste aller 
Kämpfe«  gegen die Frau. Diese wiederum verzichtet ungern auf 
das einzige männliche Wesen, das sie je besessen hat. Der Vater 
war nie für sie da, und der Ehemann ist immer abwesend. 

Das ist natürlich sehr vereinfacht dargestellt, aber gleichwohl 
dürfte sicher sein: Die treibende Kraft hinter der Frauenfeindlich­
keit des Mannes ist in der alten Panik vor der früh erfahrenen Sym­
biose mit der Mutter zu sehen. So wird es verständlich, daß der 
märuuich Kampf darauf abzielt, die Frau weit von sich fern zu hal­
ten und sie an den Ort zu bannen, den er für sie vorgesehen hat, 
Familie und Erziehung. Im patriarchalischen System überläßt der 
Mann seiner Frau die Macht im Haus, um überall sonst herrschen 
zu können. Hierdurch schließt sich der verhängnisvolle Kreislauf 
für die nächste Generation. 

Diese tief in Männern und Frauen verwurzelten Strukturen 
werden sich nur langsam aufbrechen lassen. Ein Teil dieses Verän­
derungsprozesses ist es, daß Frauen aufhören sich als Opfer der 
Männergesellschaft zu beklagen und das eigene )) Mitfunktionie­
ren<< sehen, nur dann können sie nicht mehr so gut funktionieren 
(Christina Thürmer-Rohr) . Ihren Beitrag als ))Mittäterin« erken­
nen, ist das eine, die benachteiligenden Bedingungen hinsichtlich 
ihrer ökonomischen und psychischen Selbständigkeit in günstige 
umwandeln, ist das andere, nicht minder schwere. Sie muß darauf 
bestehen, mit dem Mann die einzige Rolle zu teilen, die er ihr ganz 
gelassen hat, um in alle Bereiche einzudringen, von denen der 
Mann sie fernhält. Oft erkennen Frauen - und Männer -erst bei der 
Scheidung, wie hoch der Preis ist, daß Frauen weder zu den Verant­
wortlichkeiteil noch den Tätigkeiten der Männer Zugang haben. 
Anwaltliehe Hilfe, die im nachehelichen Verteilungskampf in An­
spruch genommen wird, muß notwendigerweise begrenzt bleiben. 

Der Beitrag, »Scheidung 2002« (u. S. 91 ff. ) ,  mag vielen völlig 
übertrieben vorkommen, anderen geht der - technisch schon jetzt 
mögliche -Prozeß gesellschaftlicher Verkabelung und Vernetzung 
viel zu langsam. 
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Klagen werden laut, die Computerisierung bewirke das Ende 
jeglicher menschlichen Kommunikation, und sicher werden 
schon bald die »guten alten Zeiten« beschworen, in denen bei Ge­
richt noch ))deftige Scheidungsprozesse« verhandelt und die eheli­
che Schmutzwäsche ausgebreitet wurde, Erscheinungen, über die 
heutzutage geklagt wird. 

Wenn die Anwältin im Berufsalltag von mechanischen, rechne­
rischen oder vergleichbar unkreativen Arbeitsvorgängen befreit 
wird und sich der entsprechenden Datenbankinformationen bzw. 
Soft-Ware-Programme bedient, ist hiergegen zunächst nichts ein­
zuwenden. Idealiter würde sie Zeit gewinnen, Lösungen mit ihrer 
Scheidungsklientel zu erarbeiten, mit denen diese zufriedener le­
ben könnte. Nur, die Arbeit in einer vollautomatisierten Kanzlei 
ist Teil einer technisch hergestellten Umwelt, die die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen und damit unser ganzes körperliches und 
geistiges Leben einschneidend ändern wird. Welche Auswirkun­
gen dies auf unsere Berufsausübung hat, müßte in Anwaltskreisen 
diskutiert werden und nicht nur Fragen des Verteilungskampfes 
und der ))Pfründesicherung«,  wie der alleinige anwaltliehe Zu­
gang zu den Dateien der ))Bürgererfassungsämter«, um nur ein 
Beispiel zu nennen. 

Die Berufszufriedenheit wird zukünftig von der Lösung dieser 
Fragen entscheidend mitbeeinflußt werden. 

Auffallend ist, wie weit gerade im Familiengerichtsbereich die 
EDV-Einführung fortgeschritten ist. 

Das bot sich indes auch an. Durch den 1977 eingeführten 
)) Scheidungsverbund« (Erläuterungen hierzu s. im Beitrag Jost­
Tietzen/Jost) müssen nunmehr sämtliche Fragen des Unterhalts, 
der elterlichen Sorge und insbesondere des Ausgleichs der Renten­
ansprüche (sog. Versorgungsausgleich) im Scheidungstermin ein­
heitlich geregelt werden. Dadurch wurde das Verfahren mit vielen 
schematischen Schritten belastet, die computergesteuert leicht zu 
erledigen sind, in Großstädten völliger Alltag. 

Nur eins geriet bei der allenthalben entwickelten EDV-Emsigkeit 
in Vergessenheit: Das Bestreben der Reform aus dem Jahre 1977 
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war, die Scheidung menschlicher zu gestalten. Und hierflir gibt es 
kein Software-Programm sondern nur Menschen, die diesen An­
spruch fiir sich ernst nehmen und unter Bedingungen arbeiten, 
unter denen sie dies auch einlösen können. 

Verständlich ist es durchaus, wenn Richterinnen »genervt« 
sind� Tag fiir Tag müssen sie Belege sichten, Auskünfte der Versor­
gungsämter nachprüfen, Unterhaltstabellen wälzen und Bilanzen 
überprüfen. Nur, wenn die Berechnungs- und Überprüfungsar­
beit erleichtert wird, sollte die hierdurch freigesetzte Zeit für einen 
Austausch über die Regelung der anstehenden (finanziellen, juri­
stischen und menschlichen) Probleme genutzt werden, wie sonst 
kann das Gerichtsurteil den gewünschten Befriedigungseffekt ha­
ben? 

Nur die Entwicklung scheint dahin zu gehen, daß alle Emotio­
nen, die im Verlaufe des Scheidungsprozesses auftauchen, »weg­
bürokratisiert« werden sollen. 

Wie angsterregend und unangenehm sind doch Not und Trä­
nen, Fluch und Schweiß, wie angenehm der Umgang mit Papier, 
Computern und die Verwaltungsarbeit an aufgeräumten Schreib­
tischen?! Die These, daß die gewählte Methode der Angstbewälti­
gung der Untersuchenden vor ihrem Gegenstand dient (Deve­
reux) , würde wieder einmal bestätigt. 
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Sabine Heinke 

Frauen vertreten Frauen -fii.r eine 
offin(siv )e Parteilichkeit 

Ein alltäglicher Anruf: Ein Mann meldet sich und möchte einen 
Besprechungstermin mit der Anwältin vereinbaren. Grund: seine 
Frau habe sich von ihm getrennt, die Scheidung eingereicht o. ä. 

Er erhält die Auskunft, daß die Anwältin Männer, zumal in 
Ehestreitigkeiten, nicht vertritt. Er möge sich an einen männli­
chen Anwalt wenden. 

Der Anrufer reagiert - meist - mit Widerspruch und verwickelt 
die Mitarbeiterin in Diskussionen. Er ftihle sich diskriminiert, 
klagt er, und das allein wegen seines Geschlechtes. Dabei sei er gar 
nicht so schlimm . . .  Ob die Anwältin nicht schon von Gesetzes 
wegen gehalten sei, jedes Mandat anzunehmen . . .  

Der abgewiesene Mandant steht nicht allein: auch der Verband 
(nicht nur) Scheidungsgeschädigter, in dem starke Frauen sich vor­
nehmlich ftir angeblich unterhaltsgeschwächte Ex-Ehemänner und 
Väter einsetzen, scheint dieser Auffassung zu sein: Gegen eine Berli­
ner Rechtsanwältin hat er ftir ein in einem Sorgerechtsverfahren un­
terlegenes Mitglied bei der zuständigen Rechtsanwaltskammer Be­
schwerde erhoben und diese auch darauf gestützt, daß die Anwältin 
sich weigere »männliche Mandanten zu vertreten und ausschließlich 
Mandantschafren von Frauen übernimmt« . Die derart angegriffene 
Kollegin sieht »der Klärung ihres Verhältnisses zum anderen Ge­
schlecht durch die Anwaltskammer mit Spannung entgegen« .1 

Sie hat im Rahmen der allgemeinen Vertrags(schließungs)freiheit, 

1 Briefwechsel zwischen RAK Berlin und RAin. Goy, STREIT 1/88, S.  40. 
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wie mittlerweise eine ganze Anzahl von Rechtsanwältinnen, den 
Entschluß gefaßt, nur noch für und mit Frauen zu arbeiten und 
Männer entweder überhaupt nicht oder jedenfalls in allen denjeni­
gen Fällen nicht zu vertreten, in denen die zu führende Auseinan­
dersetzung sich gegen eine Frau richten könnte, also vornehmlich 
in Familiensachen, aber auch in Strafsachen. 2 

Für diese Entscheidung gibt es im wesentlichen einen Grund, der 
in verschiedenen Formen erscheinen mag: Inhalt anwaltlicher Ar­
beit ist wesentlich parteiliche lnteressenvertretung. Bis zu einem 
gewissen Grade setzt sie Identifikationsmöglichkeit voraus. Wir 
leben in einer Gesellschaft, in der Frauen strukturell benachteiligt 
sind. Diese Situation setzt sich in rechtlichen Auseinandersetzun­
gen zwischen Frauen und Männem fort. Jede Vertretung eines 
Mannes in seiner Auseinandersetzung mit einer Frau bedeutet für 
eine Rechtsanwältin, gegen die ohnehin Benachteiligte zu arbei­
ten, gegen die eigene weibliche Identität und letztlich auch gegen 
die Interessen des männlichen Mandanten, weil die Selbstverleug­
nung Grenzen hat. Nur Frauen können Frauen parteilich vertre­
ten, Männer können sich allenfalls um Objektivität bemühen, 
und das wiederum widerspricht einerseits den Notwendigkeiten 
einer gezielten lnteressenwahmehmung, andererseits verbirgt 
sich hinter angeblich objektiven Maßstäben in aller Regel die 
männliche Subjektivität, während weibliche Subjektivität weit­
hin eben die von dieser Regel abweichende - und zu beweisende ­
Ausnahme darstellt. 3 

Im Geschlechterkrieg4 gibt es ebenfalls keinen objektiven Stand­
punkt. Alle, die daran beteiligt sind, die Kampfhandlungen in 
rechtsförmige Bahnen zu lenken, sind voreingenommen, noch be-

2 Burgsmüller, »Vom Mythos einer feministischen Rechtsanwältin«, STREIT 1 /84, 3; 

Fabricius-Brand, Berghahn, Sudhölter (Hg.) , Juristinnen, Berlin 1982 

3 List, »Homo politicus - Femina privata? Thesen zur Kritik der politischen Anthropolo­

gie«, in Conrad/Konnertz (Hg.), Weiblichkeit in der Moderne, Ansätz feministischer �r­

nunfikritik, Tübingen 1986; Grabrucker, »Rechtliche Aspekte einer Frauen nicht diskrimi­

nierenden Gesetzessprache<<, STREIT 2/86, 59; dies . :  »Die Rechtssprache ist männlich<< , 

ZRP 1988, 12. 

4 Bernard/Schlaffer, Im Dschungel der Cefiihle, Reinbek 1987, S.  195 ff. 
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vor sie die streitenden Parteien überhaupt kennengelernt haben. 
Richter und Richterinnen, Anwälte und Anwältinnen, Mitarbei­
ter und Mitarbeiterinnen der Jugendämter sind selbst Betroffene, 
weil sie selbstverständlich in ihrem Denken und Fühlen nicht von 
ihren geschlechtsrollenspezifischen Einstellungen und Vorurteilen 
sich befreien können. Auch prägt ihre eigene familiäre und per­
sönliche Situation das Verhalten der professionell Beteiligten im 
Ehe- und Familienrechtsstreit. 

Trotzdem scheinen die Verfahren darauf gerichtet zu sein, eine 
»objektive Wahrheit« festzustellen. Derselbe Richter, der - ob­
wohl oder weil politisch aufgeschlossen und interessiert - sicher­
lich ohne weiteres einräumen wird, daß er anhand der konträren 
Berichte der kämpfenden Parteien kein definitives Bild über die 
derzeitige und künftige Situation etwa im Golfkrieg zu gewinnen 
vermag, möchte in der täglichen Arbeit von den unvereinbaren 
Schilderungen aus den beiderseitigen Gräben der ehelichen Kon­
flikte heraus verschont bleiben. Dieses Abstraktionsbedürfuis 
deckt sich mit den Erfordernissen der Subsumtion nicht zu verein­
barender Realitäten unter gleichmacherische Rechtsvorschriften. 
Kein verständiger Mensch wird mehr leugnen, daß die Allge­
meinheit und Allgemeingültigkeit rechtsstaatlicher Gesetze we­
gen des ihnen innewohnenden Abstraktionsprinzips grundsätz­
lich zwar für alle dem Gesetz unterworfenen Personen gleiche 
Rechtsfolgen vorsieht, wenn bestimmte tatsächliche Vorausset­
zungen gegeben sind, daß aber von der in Wirklichkeit bestehen­
den Ungleichheit abstrahiert wird und ftir die daraus sich ergeben­
den ungleichen Belastungen durch gleiche Rechtsfolgen grund­
sätzlich auch keine Auffangmöglichkeiten gegeben sind. Das ist 
die Grundstruktur liberaler Rechts- und Vertragsvorschriften. 5 
Sozialstaatliche Politik soll hier bisweilen gegensteuern durch be­
sondere Stützungsmaßnahmen zugunsten der materiell benach­
teiligten Vertragspartei und tatsächlich ungleichgewichtige Vertei­
lungschancen und Rechtszugangsmöglichkeiten ausbalancieren. 

5 Gerhard, »Menschenrecht auch ftir Frauen. Der Entwurf der Olympe de Gouges«, KJ 

1987, 127 
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Wir wissen, daß dies nur selten gelingt, weil die Folgenkontrolle 
regelnder Eingriffe rudimentär bleiben muß. 

Es bleibt daher dabei, daß gerade im privatrechtliehen Bereich 
die dort den Vertragspartnern zugestandene Autonomie immer 
wieder dazu führt, daß der schwächere Teil übervorteilt wird. 

Folglich müssen wir auch davon ausgehen, daß die strukturelle 
Benachteiligung von Frauen in dieser Gesellschaft, die zu leugnen 
ebenfalls kein vernünftiger Mensch Anlaß hat, und wofür, wie je­
der dogmatik-kritische Jurist weiß, einige Vorzeigefrauen nicht 
die Ausnahme bilden, die die Regel widerlegt, durch privatrechtli­
ehe Strukturen, wie sie das Familienrecht nun mal bietet, nicht be­
seitigt werden kann. 

Die Vorschriften des Familienrechts sind wie alle gesetzlichen 
Regeln abstrakt und egalitär, wo doch die Rollenverteilung und ­
zuschreibung in den Familien von gleichmäßiger Lastentragung 
weit entfernt ist. Zwar mag es sein, daß mittlerweile jeder 15. Ehe­
mann die Mülltonne mit nach draußen nimmt, wenn er ohnehin 
gerade auf dem Weg zu seiner Stammkneipe ist, aber noch immer 
wird von Hunderttausend nur einer seiner Frau nicht zumuten, 
das Klo zu reinigen, vor dem er gestanden hat. 

Die derzeitige Arbeitsmarktsituation trägt weiter dazu bei, daß 
Frauen in schwieriger ökonomischer Lage sich befinden, wenn 
sie, wie es ihnen nun einmal überwiegend angesonnen wird6 und 
von ihnen auch - nolens, volens - akzeptiert wird, Kinder gebären 
und großziehen. Ein solcher Lebens plan, der darauf basiert, daß 
frau im Hause bleibt und die Kinder versorgt, allenfalls einer kurz­
zeitigen oder geringfügigen Erwerbstätigkeit nachgeht, um »da­
zuzuverdienen« ,  meist nicht sozial versichert, während man(n) die 
Familie durch auswärtig erzieltes Erwerbseinkommen ernährt, ist 
für die Frau immer mehr zu einem unkalkulierbaren Risiko ge­
worden. 7 

6 Bahr-Jendges/Bubenick-Bauer, » Im Kleid der Mütterlichkeit, Familie und Familienpoli­

tik in der BRD«, STREIT 2/83, 3; Beck-Gernsheim, »Vom Geburtenrückgang zur 

neuen Mütterlichkeit?, Frankfurt/M. ,  1984 

7 Wiegmann, Ende der Hausfrauenehe, Plädoyer gegen eine trügerische Existenzgrundlage, Rein-

80 



Daran hat die Familienrechtsreform nichts geändert, im Gegen­
teil. Konzipiert in einer Zeit günstigerer Konjunktur- und Arbeits­
marktlage schien es natürlich kein Problem zu sein, nach Schei­
tern einer Ehe beiden Ehepartnern grundsätzliche Eigenverant­
wortung fiir ihr weiteres wirtschaftliches Schicksal zuzumuten 
und Ausgleichsmechanismen nur dort zu schaffen, wo aufgrund 
der Ehe und des damit zusammenhängenden Lebensplanes Ent­
scheidungen gefallen und umgesetzt waren, die nicht mehr zu re­
vidieren waren und deren Folgen auch weiterhin im Rahmen 
nachehelicher Solidarität getragen werden sollten. 

Aus den Erfahrungen der vorangegangenen Jahrzehnte heraus 
sollte auch die unerfreuliche Verquickung von Geld und Schuld 
im Rahmen der Scheidungsverfahren ein Ende fmden. Unlieb­
same Verbindungen sollten aufgekündigt werden können, ohne 
grundsätzliche schwerwiegende finanzielle Einbußen, ohne mate­
rielle Erpressungsmöglichkeiten. Nachwirkende Zahlungsver­
pflichtungen sollten an sachlicheren Kriterien orientiert werden. 

Das ist gründlich daneben gegangen. Das EheRG hat es, mit 
seinen Änderungen in den letzten Jahren vermocht, eine ganz di­
rekte und unmittelbare Beziehung zwischen Geld, Gefiihl tmd 
Moral herzustellen. 

Die Entwicklung des Unterhaltsrechts vor allem hat das Ar­
beitsplatzrisiko für Detektive entscheidend gesenkt. De facto 
wird oftmals ein Ergebnis erreicht, welches manche Frau ihre An­
wältin schon fragen ließ, warum das Schuldprinzip im Schei­
dungsverfahren nicht beibehalten worden sei. Das »neue« Recht 
gibt Männern - sie sind noch überwiegend die Erwerbstätigen 
und werden deshalb auch als Unterhaltspflichtige hier angesehen, 
während Frauen, so dies rechtlich für sie in Frage kommt, über­
wiegend noch die Unterhaltsberechtigten sind, - die Möglichkeit, 
sich ohne lange Wartezeit und vor allem ohne finanzielle Verpflich­
tungen gegenüber der Ehefrau aus einer bestehenden und uner­
freulich gewordenen Ehe abzusetzen. Es besteht keine ernstzu-

bek 1981 ; Ebbinghaus u. a . ,  Frauen erzählen aus ihrem Leben; Alltag in einem Frauenhaus; 

Zurpolitischen Gratwanderung von Frauenhäusern, Hamburg, o.J. 
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nehmende Möglichkeit mehr, eine Ehe gegen den Wunsch des ab­
wanderungswilligen Ehegatten aufrecht zu erhalten. 

Hier z. B. wird deutlich, welch unterschiedliche Auswirkungen 
rechtliche Regelungen haben können. Von einem allgemein 
menschlichen Standpunkt aus könnte die Auffassung vertreten 
werden, daß es begrüßenswert sei, eine Ehe, die inhaltsleer ge­
worden ist, alsbald beenden zu können. Das Ende einer Ehe ist fiir 
denjenigen, der sich eine Familie als gesellschaftlich notwendiges 
Dekor hält, eine Formalie, für diejenige, die als Hausfrau und 
Mutter auf den Bestand der einmal eingegangenen vertraglichen 
Bindung vertrauen mußte, bedeutet es den Verlust der Existenz-
grundlage. 

· 

Die Frau muß weiterhin gewärtigen, daß kleinste »Fehltritte« 
ihrerseits, selbst wenn sie mit dem Scheitern der Ehe nicht in Zu­
sammenhang stehen, Jahre später womöglich liegen, ihren Unter­
haltsanspruch, so sie ihn neben dem der Kinder überhaupt realisie­
ren kann, zum Erliegen bringen. Wenn eine geschiedene Ehefrau 
sich nicht gerade zölibatären Lebensformen unterwerfen will, 
muß sie dies mit dem Verlust ihres Unterhaltsanspruchs bezahlen. 

Frauen bekommen ohnehin nur in den wenigsten Fällen einen 
Unterhalt, der den notwendigen Lebensbedarf absichert, also die 
sogenannten Selbstbehaltsbeträge nach den Unterhaltstabellen er­
reicht oder gar überschreitet. 8 In der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle befinden die Familiengerichte eben nicht über die Unter­
haltsansprüche der legendären Chefarztgattin, sondern darüber, 
ob Frau Postinspektor DM 200,- oder 300,- an monatlichem Unter­
halt bekommt, da neben ihr noch mehrere minderjährige Kinder 
berechtigt sind und der Mann auch noch eheliche Schulden aus 
dem Erwerb von Immobilien oder Mobilien jedweder Art (hof­
fentlich) abträgt. In der Vielzahl der Fälle ist es so, daß Frau mit 
Kind oder auch mehreren Kindem nach Scheitern der Ehe das 

8 Buchhofer/Holzscheck, Die wirtschaftliche Situation "unvollständiger Familien" in der BRD. 

Bericht der sozialwissenschaftliehen Forschungsgruppe des Max-Planck-lnstituts für In­

ternationales und vergleichendes Privatrecht, Harnburg 1978; Bahr-Jendges, » Rechtstat­

sachen und Unterhaltsrechtsreform «,  STREIT 3/84, 104 
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Sozialhilfeniveau niemals mehr überschreiten wird, ob mit oder 
ohne Unterhalt. In aller Regel leben Frau und Kinder nach Schei­
tern einer Ehe von der einen Hälfte des Einkommens, während 
der alleinstehende Ehemann die andere Hälfte für sich behält, 
Schulden hierbei nicht berücksichtigt. 

Frauen begreifen oftmals nicht, warum den Ehemännern als Ar­
beitsanreiz der sogenannte Selbstbehalt von - rund - DM 1 000,- ver­
bleiben muß, während ihnen als Arbeitsanreiz noch nicht einmal ein 
Taschengeld geboten wird. Ein finanzieller Bonus fürs Kindererzie­
hen ist offensichtlich nicht erforderlich, da Kinder schon von sich 
aus ftir ein diesbezügliches Reizklima zu sorgen imstande sind. 

Unsere tägliche Erfahrung ist, daß das Scheitern einer Ehe jeden­
falls Frauen und Kinder in der Mehrzahl der Fälle in wirtschaftliche 
Bedrängnis, oftmals existenzielle Not stürzt. Daran ändern auch 
die Erwerbsmöglichkeiten nichts, da die Frauenlöhne in aller Regel 
nicht ausreichend sind, gerade für Teilzeitarbeit, im unteren Lohn­
gruppenhereich liegen und Frauen häufig noch ergänzend Sozial­
hilfe für sich und ihre Kinder in Anspruch nehmen müssen. 

Selbst der Palandt9 hat es erkannt: die finanziellen Folgepro­
bleme aus der gescheiterten Ehe sind unweigerlich mit der Rin­
derbetreuungsfrage eng verknüpft. 

Es wundert uns daher nicht, daß Väter immer häufiger beantra­
gen, daß ihnen die elterliche Sorge für eheliche Kinder übertragen 
wird. Denn immer wieder fmdet sich in der Laiensphäre die Auf­
fassung, daß die Naturalversorgung der Kinder billiger ist, als der 
Barunterhalt, zumal, wenn Freundin, Schwester oder Mutter sie 
umsonst erledigt. Derartige Sorgerechtsanträge sparen bares 
Geld, nämlich den Unterhalt für die Ehefrau. Es erstaunt uns da­
her auch nicht, daß die meuen Väter« im Vormarsch sind und alle 
Welt darüber diskutiert, wie man(n) ihnen zu ihrem Recht verhel­
fen kann.10 Männer versuchen hier wieder einmal, Frauen mit Ge-

9 Kommentar zum BGB, 47. Auf!. 1988, Anm. 1 zu § 1570 BGB 

10 Holtrust, Sevenhuisen, Verbraken, »Alte Rechte ftir neue Väter und den Staat«, STREIT 

1987, 1; Bahr-Jendges, »Männlichkeit und Moderne. « Die scheinbare Gleichheit. Die 

Wende zum Vaterrecht, in: Conrad/Konnertz (Hg.),  a. a. 0.,  Anm. 3, S.  160. 
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fuhl um Geld zu bringen. Kaum haben sie entdeckt, daß auch Vä­
ter als Bezugsperson fur Kleinkinder in Betracht kommen, wird 
dies allenthalben als bemerkenswerte und überaus berücksichti­
genswerte Tatsache dargestellt und nach Möglichkeit hervorgeho­
ben. Männer, die traditionell weibliche Aufgaben übernehmen, 
machen dies natürlich viel professioneller, besser, wissenschaft­
lich fundierter und gründlicher als Frauen in ihrer amateurhaften 
Art. 

Diese Konzentration auf die gefiihlsmäßigen Bindungen der 
Kinder auch an die Väter läßt die Sparschweinfunktion dieser Be­
ziehung - absichtsvoll - in den Hintergrund treten. 

So erleben wir immer wieder bereitwilliges Entgegenkom­
men, auch rudimentäre, unzureichende Unterbringungs- und 
Versorgungsmöglichkeiten zu akzeptieren, wenn der Mann vor 
Gericht erklärt, er komme doch mit den Kindem einigermaßen 
zurande. Daß er es vermag, das Kleinkind anzuziehen, ist erwäh­
nenswert im Jugendamtsbericht, wie überhaupt seine fürsorgeri­
schen und haushaltsführensehen Fähigkeiten, auch wenn sie noch 
nicht voll ausgebildet sind, allenthalben lobender Erwähnung be­
dürfen. 

Außerdem erstarrt in aller Regel sowohl das Jugendamtsperso­
nal wie auch die Gerichtsperson vor einem Mann, der Gefuhl 
zeigt, sei es als Vater, sei es als düpierter Ehemann. 

Daß sorgeberechtigte Väter mit den Problemen, die das Um­
gangsrecht der Mutter mit den Kindem unweigerlich mit sich 
bringt, oftmals nicht umgehen können, fuhrt in aller Regel zum 
Ausschluß der Umgangsbefugnis der Mutter, weil der Vater über­
fordert ist. Weigert sich hingegen die sorgeberechtigte Mutter, das 
Kind besuchsweise zum Vater zu geben, weil sie die ständigen Be­
lastungen, die aus den Besuchen erwachsen, nicht mehr verkraf­
ten kann und auch das Kind sich womöglich weigert, den Vater zu 
besuchen, muß sie ihr Kind zum Vater zwingen. Dazu wird sie 
notfalls mit Zwangsmitteln angehalten. Diesbezügliche Zwangs­
geldbeschlüsse gegen Väter sind uns noch nicht bekannt gewor­
den. 

Daß Familien ein Hort gewalttätiger Auseinandersetzung sind, 
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ist mittlerweile, nicht zuletzt dank entsprechender Öffentlich­
keitsarbeit durch die Frauenbewegung11 einem breiten Publikum 
geläufig. Auch Anwälte/innen, Familienrichterlinnen und Sozial­
arbeiter/innen wissen dies längst. Ob der Ehemann und Vater ge­
waltätig gegen Ehefrau und Kinder gewesen ist, spielt in vielerlei 
rechtlichen Zusammenhängen eine Rolle: so kann die Ehefrau Zu­
weisung der Ehewohnung an sich etwa nur erwarten, wenn es ihr 
gelingt, die existentielle Bedrohung durch den Ehemann darzu­
tun und nachzuweisen. Die Gewalttätigkeiten könnten Grund 
sein, die Ehe vor Ablauf des Trennungsjahres zu scheiden, sie kön­
nen eine Rolle spielen, wenn es darum geht, eheliches Fehlverhal­
ten im Rahmen von Unterhaltsstreitigkeiten zu bewerten und sie 
sollten letztlich auch bei der Verteilung der elterlichen Sorge und 
der Ausgestaltung des Umgangsrechts eine Rolle spielen. So je­
denfalls könnte man/frau meinen. Indes begegnen wir in jedem 
konkreten Fall ganz erstaunlichen Selektionsmechanismen: noch 
in der Gerichtskantine hören wir im vertrauten Gespräch mit den 
Familienrichter/inne/n, daß das ihnen zur Kenntnis gebrachte 
Ausmaß an Gewalttätigkeit anscheinend immer mehr zunimmt. 
Im Gerichtssaal dagegen wird die vorprozessuale Geschichte einer 
Familie oftmals behandelt, als sei sie ein weißer Fleck auf der 
Landkarte: die allgemein als existent erkannte Gewalt kommt in 
der einzelnen Familie nicht vor. Zumindest wird bis zum Beweis 
des Gegenteils davon ausgegangen. Da üblicherweise schlimm­
stenfalls die Kinder Zeugen der Tätlichkeiten waren, ist die Be­
weislage fur die Frau schlecht. Von einer Beweislastumkehr etwa, 
wie sie auch in anderen Bereichen üblich ist, wo bestimmte 
Pflichtverletzungen darzutun sind und der Verletzende sich exkul­
pieren muß, sind wir im Bereich familiärer Gewalt weit entfernt. 
So werden wir noch einige Zeit für die im Zuge von Trennungen 
gehäuft auftretenden Prellungen und Hämatome, die ärztliche At-

11 Kerstein, »Der Beitrag der EG zur Gleichstellung von Frau und Mann aus der Sicht einer 

Frauenbeauftragten«, STREIT 3/87, 81 ; Benard/Schlaffer, Die ganz gewöhnliche Gewalt 

in der Ehe, Reinbek 1978; Kavemann/Lohstöter, Vater als Taler. Sexuelle Gewaltgegen Mäd­

chen, Reinbek 1984 
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teste den Frauen bescheinigen, die erstaunliche Fähigkeit der be­
troffenen Frauen verantwortlich machen müssen, von jeder sich 
anbietenden Treppe zu stürzen . . .  

Es bleibt vorerst dabei: Die Opfer müssen das Feld räumen, 
weil sie Bedrohungen und Tätlichkeiten nicht beweisen können. 
Wenn sie mit Kindem und Plastiktüte mit den notwendigsten 
Utensilien im Frauenhaus angekommen sind, besteht auch kein 
Grund mehr, die Ehe vor Ablauf des Trennungsjahres zu scheiden: 
die akute Bedrohungssituation ist ja vorbei und der Frau kann zu­
gemutet werden, noch ein Jahr an der Ehe festgehalten zu werden. 
Das Eheband erscheint so häufig noch immer als ein Freibrief zu 
beliebiger Verletzung persönlicher Integrität von Frauen und/oder 
Kindern. 

Männliche Vorstellungen vom Leben indes haben unbestreitbar 
und unwiderleglich die Überzeugungskraft des Anscheinsbewei­
ses für sich: daß in nichtehelicher Partnerschaft lebende Ex-Ehe­
frauen von ihren neuen Partnern Lohn bekommen (könnten) für 
die ansonsten unbezahlte und unbezahlbare12 Hausarbeit, die sie 
ihnen leisten, ist ein umhegtes Vorurteil, geboren aus der » Le­
benserfahrung« der Gerichte, durch keinerlei Erhebungen belegt 
und durch keinen Gegenbeweis zu erschüttem.13 Frauen verlieren 
so ihre Unterhaltsansprüche gegen ihren Ex-Ehemann; vergleich­
bare Ansprüche gegen den Lebenspartner gewinnen sie indes 
nicht: mangels Eheschließung ist er ihnen zu Unterhaltsleistungen 
nicht verpflichtet. Eine entsprechende Klage der Ex-Ehefrau ge­
gen den Lebensgefahrten ginge unweigerlich ins Leere. Hier spa­
ren also zwei Männer aufKosten einer Frau. 

Die an einigen markanten Punkten umrissene benachteiligte Si­
tuation der Frauen in der (nach)ehelichen Auseinandersetzung er­
fordert eine konsequente und engagierte Vertretung, die den 
Frauen durch männliche Anwälte oftmals nicht zuteil wird. 

12 Lenze, » Die Bewertung des Unverwertbaren - Die Honorierung weiblicher Arbeitskraft 

durch die Rechtsprechung«,  STREIT 2/86, 86 

13 Heinke, >>Endlich: Lohn ftir Hausarbeit«,  STREIT 1 /83, 29. 
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Ein Anwalt, der seiner Frau verbietet, sich im Scheidungsver­
fahren von einer bekanntermaßen engagierten Kollegin vertreten 
zu lassen, wird sich ebensowenig für die Interessen seiner weibli­
chen Klientel einsetzen wie derjenige Kollege, der gerade unter 
Einsatz aller juristischen Tricks die Unterhaltsansprüche seiner 
Frau drastisch reduziert hat. 

Frauen berichten auch immer wieder davon, daß ihr Anwalt sie 
nicht ernst genommen, ihnen nicht zugehört, offen oder versteckt 
mit dem Ehemann sympathisiert habe: Nach der Verhandlung 
trinken Ehemann, ehemännlicher Anwalt und Prozeßvertreter 
der Ehefrau zusammen Kaffee, die Ehefrau geht nach hause. 

Ehefraulicher Anwalt fragt den Ehemann während der gemein­
samen Besprechung über die Scheidungsfolgenvereinbarung 
nach den Fakten, wie Einkünfte, Steuerbelastungen etc. und geht 
selbstverständlich von der Richtigkeit der gemachten Angaben 
aus. Belege läßt er sich nicht zeigen. Ehefraulicher Anwalt folgt 
den Anschuldigungen des Ehemannes gegen die Ehefrau, sie sei 
verrückt und tippt sich hinter dem Rücken der Mandantin an die 
Stirn. Notwendige Maßnahmen zur Sicherung von Zugewinn­
ausgleichansprüchen unterläßt er. 

Das sind nicht nur atmosphärische Störungen, z. T. werden 
massive Pflichtverletzungen begangen. Es gibt auch immer noch 
Notare, die den Ehefrauen Gütertrennungsverträge mit der Be­
gründung schmackhaft machen wollen, sie bräuchten sich später 
dann mal nicht an den Schulden des Ehemannes zu beteiligen; die 
Totalverzichtsverträge protokollieren, wo die auf Unterhalt, Zu­
gewinnausgleich und Versorgungsausgleich verzichtende Ehefrau 
nichterwerbstätige Mutter dreier kleiner Kinder ist und die 
schließlich auch nicht davor zurückschrecken, den so fur das 
Scheidungsverfahren gerüsteten Ehemann in demselben auch 
noch gegen die Ehefrau zu vertreten. 

Es gibt auch eine ganze Anzahl von Kollegen, die einen gewis­
sen Objektivitätsanspruch verfolgen und dies für einen Fortschritt 
halten. Trotzdem tun sie nicht genug fur ihre Mandantinnen, ganz 
einfach deshalb, weil die schlichte Geltendmachung gleicher 
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Rechte die strukturelle Benachteiligung unberücksichtigt läßt und 
nicht annähernde Ausgleiche zu schaffen geeignet ist. 

Familienrichter werden es bestätigen können: Derselbe Kol­
lege, der in Vertretung eines Mannes im Scheidungsverfahren alles 
tut, um die Voraussetzungen von Unterhaltsausschlußtatbestän­
den darzutun und zu beweisen, hierfür seinen ganzen juristischen 
Einfallsreichtum einsetzt, umfangreichste Schriftsätze einreicht, 
langwierige Verhandlungen und Beweisaufnahmen durchsitzt, 
wird auch nicht mit annähernd gleichem Einsatz die Unterhalts­
ansprüche einer Mandantin verfolgen. Er setzt sich einfach nicht 
so ein wie bei dem armen, unterhaltsgebeutelten Ehemann. Dies 
ist noch die geringste Form der Vernachlässigung. 

Vielfach werden Rechte gar nicht wahrgenommen, Frauen 
überhaupt nicht aufgeklärt über das, was ihnen zusteht. Fristen 
laufen, laufen ab, Tatsachenvortrag unterbleibt, notwendige Un­
terstützung in der oft belastenden Auseinandersetzung mit dem 
Ehemann kann frau schon gar nicht erwarten. Viele Anwälte ach­
ten sehr darauf, daß sie in den Scheidungs verfahren, die immerhin 
fast ein Drittel anwaltlieber Einnahmen ausmachen, von den Ge­
fühlsausbrüchen ihrer Mandanten und vor allem ihrer Mandan­
tinnen verschont bleiben. 

Frauen suchen daher oftmals sofort oder auch erst, nachdem sie 
nachteilige Erfahrungen gemacht haben, die Beratung durch eine 
juristische gebildete Frau. Hier haben sie oft weniger Hemmun­
gen, über ihre Sorgen und Probleme zu sprechen. 

Es gehört nun einmal zu den Grundvoraussetzungen erfolgrei­
cher anwaltlieber Tätigkeit, die Lebenssituation, die der Mandan­
tin/dem Mandanten rechtliche Probleme bereitet, möglichst voll­
ständig zu erfassen, um die Mandant/inn/en in die Lage zu verset­
zen, die notwendigen Entscheidungen mit sachkundiger Bera­
tung zu treffen. Hier sind feministische Anwältinnen offenbar 
weiter als eine Vielzahl ihrer Kollegen.14 Last not least sind weib­
lich Mandate auch finanziell nicht so interessant: Sie bringen zum 

14 Vgl. Schiefer, >>Anwalt im Zeitalter der Dienstleistung- Herausforderung zum Wandel« ,  

NJW 1987, 1969 
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einen in der Regel keine Folgemandate, weil frau am streitträchti­
gen Wirtschaftsprozeß allenfalls als Endverbraucherin geringwer­
tiger Konsumgüter teilnimmt, keine Testamente macht, keine 
Verträge abschließt, kein Auto zu Schrott fahren kann, weil sie 
sich schon gar keins mehr zu leisten vermag und im übrigen auch 
aus Arbeitsverträgen keine Streitigkeiten haben wird, da sie als 
langjährige Ehefrau arbeitslos bleiben wird. 

Im Gefolge bleiben höchstens Unterhaltsabänderungen, meist 
nach unten, wenn der Exehemann in die Schattenwirtschaft ab­
wandert oder im Zuge seiner Midlife-Crisis seine Nachkom­
menschaft vergrößert und allenfalls noch fiktives Einkommen zu 
verteilen ist mit der Folge, daß Ehefrau auf den Anwaltskosten sit­
zen bleibt, da sie die Abänderung hinzunehmen haben wird; oder 
aber Streitereien mit Sozialleistungsträgem, die ebenfalls zu dem 
unlukrativsten gehören, was Anwälte sich vorstellen können: in 
einem Dschungel schlecht gemachter und unübersichtlicher Vor­
schriften bei oft unklarer Rechts- und Tatsachenlage und folglich 
erheblichem Arbeitsaufwand macht es wahrlich keine Freude, fur 
Gebührenapfel und -ei jahrelang vor irgendwelchen überlasteten 
Sozialgerichten zermürbende Rechtsstreitigkeiten zu fuhren. 

Hinzu kommt weiter, daß die meisten Frauen nicht über ausrei­
chende Einkünfte verfugen, um überhaupt einen Anwalt bezah­
len zu können. Sie sind also auf die Inanspruchnahme von Prozeß­
kostenhilfe angewiesen. 

Der hauptsächliche Aufwand der Länder fur die Prozeßkosten­
hilfe besteht in Aufwendungen für Gerichts- und Anwaltskosten 
in Ehe- und Familiensachen. Die überwiegende Mehrzahl der 
Scheidungsantragsteller sind Frauen, und sie sind mit Sicherheit 
auch diejenigen, die überwiegend Prozeßkostenhilfe bewilligt 
und in deren Rahmen einen Anwalt beigeordnet bekommen, der 
fur z. T. wesentlich geringere Gebühren sehr viel (mehr) Arbeit 
machen soll. 15 Gerade auch die Ausgrenzung der Scheidungsfol­
gen durch die Aufgliederung im Verbundverfahren fuhrt dazu, 
daß nur Regelungen in den sogenannten Zwangsverbundsachen 

15 Vgl. Stellungnahme des DAV zur BRAGO-Novelle 1986, AnwBI. 1986, 285, 287 
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elterliche Sorge und Versorgungsausgleich getroffen werden, 
während Unterhalt oft vernachlässigt wird, weil die kostenmä­
ßige Gestaltung unklar und die Verdienstmöglichkeit der Anwalt­
schaft in diesem Bereich, sofern die gerichtliche Auseinanderset­
zung nicht unvermeidlich (gemacht) wird, zumindest unsicher 
ist. 

Vor diesem Hintergrund liegt die Hauptaufgabe weiblicher ln­
teressenvertretung in Scheidungsverfahren vor allem darin, aus 
der benachteiligten Situation der Frauen heraus zu argumentieren, 
sie wahrzunehmen und ständig präsent zu machen, um so zu ver­
hindern, daß die Benachteiligung ein noch größeres Ausmaß er­
reicht. Fortsetzen tut sie sich ohnehin. 16 

16 Dahl, »Frauen als Ausgangspunkt nehmen: Der Aufbau eines Frauenrechts« ,  STREIT 4/ 

86, 1 15 
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Rainer Ahues/Margarete Fabricius-Brand 

»Scheidung 2002 « 

Frau N. will geschieden werden. Sie sitzt an ihrem Home­
Computer und muß warten. Bestimmt schon 10 Minuten. Zwar 
hat sie das Terminal-Programm geladen, gleichwohl gelingt ihr 
das Einloggen bei der Datenbank des Einwohnermeldeamtes 
nicht. Entweder wird dort gerade ein Datenahgleich durchge­
fiihrt oder das Glasfaserkabelnetz ist mal wieder unterbrochen, 
ein Vorfall, der aus bisher ungeklärten Gründen in den letzten Mo­
naten immer häufiger passiert. 

Für das Scheidungsverfahren benötigt Frau N. das jährlich neu 
herausgegebene Passwort von der Einwohnermeldeamtsdaten­
bank, zusammen mit ihrer Personenkennziffer. Um den zunächst 
nach Einführung der Personenkennziffer einreißenden Mißstand 
zu stoppen, wurden für den DATEX-Verkehr mit den Behörden 
vier Leerstellen fiir eine Authentizitätsziffer hinzugefiigt, die jähr­
lich neu bei der Behörde abgefragt werden muß. 

Bei der Kommunikation mit den Behörden wird die Personen­
kennziffer einschließlich der weiteren vier Stellen insgesamt abge­
fragt, und man erhält dann den Zugang zu den einzelnen Abtei­
lungen und ihren Datenbanken. Ohne die richtige Authentizitäts­
ziffer wird nach dreimaligem Versuch die Verbindung der Be­
hörde abgeschaltet. 

Während Frau N. immer noch wartet, grübelt sie, wie schon so 
oft in der letzten Zeit, darüber nach, warum ihre Ehe zerbrochen 
ist: 
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Eigentlich könnten die Eheleute glücklich sein. Beide arbeiten 
nur halbtags, verfugen über ausreichend Geld und könnten mit ih­
rer 14-jährigen Tochter Anja gut davon leben. Aber ihr fehlt etwas 
wesentliches. Die Eheleute können nicht mehr miteinander re­
den, tauschen sich über nichts mehr aus. Und das schon über 
Jahre. Nähe und Intimität, die sie früher in solchen Gesprächen 
empfunden hat, fehlen ihr, ebenso die Zärtlichkeiten. Frau N. 
fuhlt sich leer. Oft ist sie traurig, weil sie nichts mehr fiir ihren 
Mann empfindet, den sie früher geliebt hat. 

Lange Zeit ging man sich aus dem Weg. Wenigstens gab es kei­
nen Streit. Aber gerade das hat sich in den letzten Monaten geän­
dert. Die Eheleute können sich nicht mehr über die Erziehung 
von Anja einigen. Dies ist nicht der Hauptgrund fiir ihren Schei­
dungsentschluß, gab aber doch den Ausschlag. Frau N. hält in der 
Erziehung nach wie vor das Zusammensein mit dem Kind fiir 
entscheidend. Sie möchte mit der Tochter unmittelbar sprechen, 
sich über Schulaufgaben aber auch viele andere Dinge persönlich 
austauschen. So hat sie daftir gesorgt, daß ihre Tochter Klavierun­
terricht bei einem Klavierlehrer erhält, der noch über einen richti­
gen Konzertflügel verfugt, heute eine ausgesprochene Seltenheit. 
Es gab Streit, weil ihr Mann einen Keyboardanschluß am Home­
Computer mit Midi-Interface, Sound-Generator, Sequenzer und 
dann Anfängerübungen auf dem Rechnerklavier mit Graphikun­
terstützung auf dem Bildschirm durchsetzen wollte. Klavierunter­
richt, persönliches Auseinandersetzen, er findet das alles hoff­
nungslos veraltet. 

Er beruft sich darauf, daß die Lehr- und Lernprogramme, die 
als Begleitmaterial zum Schulunterricht den Eltern ausgehändigt 
werden, und die »interaktiv« das am Vormittag Erlernte vertiefen 
sollen, beste Erfolge zeigen. 

Er kümmert sich um die Tochter - sicher. Immer hat An ja- be­
stimmt eine Woche schneller als ihre Freundinnen - die neuesten 
Lehr- und Lernprogramme. Die legt er ihr auf den Schreibtisch. 
Wenn es hoch kommt, zeigt er ihr noch die Befehle fiir die Pro­
gramme. Das wars dann aber auch. 

Frau N. kann die ständigen und immer gleich verlaufenden 
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Streitigkeiten hierüber nicht länger ertragen. Deswegen ist sie 
schon an das andere Ende des Wohnareals gezogen, hat den Kü­
chen- und Sanitätscontainer in der Mitte aufstellen lassen, so daß 
sie ihren Mann nicht länger sehen muß. Aber auch das gefallt ihr 
nicht mehr. 

Jetzt - endlich - hat das Rechnermodem die Einwohnermelde­
amtsdatenbank erreicht und konnte einloggen. Frau N. gibt den 
ersten Teil ihrer Personenkennziffer (PKZ) ein und erhält sofort 
den nur für sie geltenden zweiten Teil der PKZ mitgeteilt. Diesen 
hat der Rechner des Einwohnermeldeamtes nach einem bundes­
weit bei den Behörden geheimgehaltenen Rechenvorgang aus be­
stimmten persönlichen Daten von Frau N. errechnet. 

Nachdem sie sich aus dem DATEX-VERZEICHNIS die An­
schlußnummer des für sie zuständigen Familiengerichts hat anzei­
gen lassen, wählt sie dort an und teilt im Rahmen der generellen 
Abfrage beim Amtsgericht mit, daß sie geschieden werden will. 

Sie erhält jedoch, interessanterweise, nicht sofort ein Aktenzei­
chen mitgeteilt - früher hatte sie in einem Mahnverfahren schon 
einmal den Amtsgerichtsrechner angewählt und dies sofort erhal­
ten -; statt dessen erscheint blinkend auf dem Bildschirm folgende 
Meldung des Amtsgerichtsrechners: 

Bei Scheidungen besteht Anwältinnenzwang I 
Wenn Sie keine Anwältin Ihres U?rtrauens kennen, geben Sie ADVOKAT ein, 
und Sie erhalten die Liste und die DA TEX-Anschlüsse der bei Gericht zugelasse­
nen Anwältinnen. 
Bitte wählen Sie 
ADVOKAT fur die Anwältinnenliste . . .  

999 for Abbruch der U?rbindung . . .  

Frau N. kennt keinen Anwalt oder Anwältin für Scheidungsange­
legenheiten. Deswegen ruft sie die Liste auf und holt sich über die 
Taste-Funktion ihres Rechners die Namen und Anschlüsse für drei 
Anwältinnen auf den Monitor. 

Da Frau N. sich vorgenommen hat, die Sache endgültig einzu­
stielen, ruft sie sofort die erste Anwältin an. Deren Büro ist nicht 
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besetzt, und, wie sie der Meldung auf dem Bildschirm entnehmen 
kann, nimmt diese elektronisch vermittelte Mandate nicht an. 
Nun gut, offensichtlich hat diese Anwältin genug zu tun und kann 
sich das leisten. 

Bei der zweiten Anwältin klappt es dann. Auf dem graphisch 
und farblieh anspruchsvoll gestalteten Abfragemenü wird Frau 
N. zunächst gefragt, in welcher Angelegenheit sie die Hilfe der 
Anwältin beanspruchen möchte. Nachdem sie mitgeteilt hat, daß 
sie geschieden werden will, erscheinen die Mandatsbedingungen 
auf dem Monitor und sie wird weiterhin gefragt, ob sie unter die­
sen Bedingungen dem Büro das Mandat erteilen will. 

Nachdem Frau N. das bejaht hat, wird sie aufgefordert, die 
MONEY-CARD in das Laufwerk des Computers zu stecken, damit 
von ihrem Konto DM 800,-- das ist die Mindestgebühr bei einver­
ständlichen Scheidungen - von ihrem Konto abgebucht werden 
können. 

Es erscheint folgender Aufklärungstext: 

Die Abbuchung wird auch ausgiftihrt, wenn ihr Konto nicht gedeckt ist. Im Falle 
unverschuldeter Insolvenz erstattet die Gerichtskasse Ihnen diesen Betrag. 

Nachdem Frau N. die Vorschußzahlung mit der MONEY-CARD ab­
gewickelt hat, werden ihre persönlichen Daten abgefragt. Dann 
die Daten ihres Mannes, die sie allerdings nicht alle parat hat. 

Nach drei Tagen geht Frau N. zur Besprechung in die Kanzlei 
ihrer Anwältin. Diese hat den Scheidungsantrag bereits formu­
liert vor sich liegen. Die fehlenden persönlichen Daten hat sie aus 
der Datenbank ergänzt, auf die sie als Rechtsanwältin direkt Zu­
griff nehmen kann (Personen- und Vermögensdatenbank, Fami­
lien- und Geburtsdatenbank etc) . 

Die Anwältin gibt Frau N. Auskunft über ihre Ansprüche ge­
gen ihren Mann und fragt, welche sie geltend machen will. Frau 
N. verlangt Zahlung von Kindes- und Ehegattenunterhalt. Ihr 
Ehemann verdient in der Computerbranche erheblich mehr als sie 
in der Heimwerker-Abteilung bei IKEA. Die Anwältin fragt nach 
dem Arbeitgeber. Aufgrund der elektronischen Datenverarbei­
tung auch in der Personalabteilung kann die Anwältin direkt 
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(nach Erledigung der wegen des Datenschutzes erforderlichen 
Abfrageprozeduren mit Kennziffer, Sonderkennziffer und Spe­
zialcode fur Anwältinnenkennung) von der Personalabteilung des 
Ehemannes die Gesamtbezüge ermitteln lassen. Über das spe­
zielle Unterhaltsberechnungsprogramm aufihrem Rechner ermit­
telt die Anwältin dann - unter Berücksichtigung der Auskünfte 
der Schuldnerdatenbank - auf dieser Grundlage das anrechenbare 
Nettoeinkommen, sowie die Unterhaltsbeträge, die der Tochter 
und Frau N. selbst zustehen. 

Um das Verfahren hinsichtlich der Vorbereitung der richterli­
chen Entscheidung über die elterliche Sorge zu beschleunigen, 
schlägt die Anwältin vor, Anja solle in ihre Kanzlei kommen. 
Über den anwaltliehen Monitor kann sie dann zur Scheidungs­
akte erklären, bei welchem Elternteil sie bleiben möchte. Dies 
wird in Ton und Bild bei Gericht abgespeichert und hat den Vor­
teil, daß Anja dort nicht persönlich erscheinen muß. Will Anja ihr 
Votum geheim halten, so kann sie die geschlossene Kabine in der 
Kanzlei benutzen. Diese Vorgehensweise bringt mindestens eine 
Woche Zeitersparnis. 

Frau N. fragt nun nach der Dauer des gesamten Verfahrens. Die 
Anwältin meint, das Verfahren könne in zwei Wochen beendet 
sein, vorausgesetzt der Ehemann habe auch einen Anschluß an das 
DATEX-NETZ. Das muß Frau N. verneinen, da sie im Rahmen 
der bereits einverständlich durchgeführten Hausratsteilung wäh­
rend des Getrenntlebens den Rechner für sich beansprucht hatte. 
Ihr Mann war einverstanden gewesen, da er alle elektronisch oder 
datenmäßig zu erledigenden Vorgänge über seinen Arbeitsplatz­
rechner abwickeln kann. Die Anwältin teilt ihr daraufhin mit, daß 
dies bedauerlicherweise zu einer Verzögerung führen werde, da 
der Ehemann so nicht direkt erreichbar sei, weder für sie, noch das 
Gericht oder die Anwältin bzw. Anwalt seiner Wahl. Man müsse 
in diesem Fall die gelbe Post einschalten und die benötigte be­
kanntlich mittlerweile für eine Ortszustellung nicht unter einer 
Woche, von den unverhältnismäßig hohen Kosten ganz zu 
schweigen. Aus diesem Grund müsse sie wahrscheinlich mit drei 
bis vier Wochen rechnen. Das Verfahren könne sich auch noch 
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verzögern, falls wider Erwarten noch Streitpunkte auftauchten. 
Sonst sei ein unstreitiges Scheidungsverfahren vor Gericht nur 
eine Datenahgleichung mit den Datenbanken, die sämtlich schon 
zuvor von der Anwältin abgefragt worden seien. Aus diesem 
Grund werde sie auch zur Vereinfachung des Verfahrens für das Fa­
miliengericht die Anschlüsse der abgefragten Datenbanken und 
die Kennziffern von Frau N. auf der ersten Seite des Scheidungs­
antrags gesondert auffuhren. Durch den Zahlenwust solle Frau 
N. sich nicht irritieren lassen. 

In etwa zwei Wochen werde es einen Termin bei Gericht geben, 
in dem die Scheidung der Ehe ausgesprochen und die zu zahlen­
den Unterhaltsbeträge festgesetzt werden. Zu diesem Termin sei 
das persönliche Erscheinen der Eheleute zwar möglich, führe aber 
in der Regel nur zur Verwirrung, weil der Scheidungsausspruch 
durch den großen Rechner der zentralen Gerichtskanzlei an einem 
der freien Plätze erfolge. Keine Richterin oder Richter mache sich 
mehr die Mühe, selbst den Rechner im Scheidungsurteilverkün­
dungsraum zu bedienen. Es habe sogar schon eine Dienstauf­
sichtsbeschwerde gegeben, weil ein Richter einen Sitzungstag an 
seinem Home-Computer abgehalten hatte, obwohl er nicht 
krank war oder sich um eine Ausnahmegenehmigung aus sonsti­
gen Gründen bemüht hatte. Wie dem auch sei, aus kollegialen 
Gründen will die Anwältin dem Gericht mitteilen, ob Frau N. 
persönlich erscheinen wird. 

Frau N. möchte nicht. 

Sie erfährt weiter, daß sie mit Rechtskraft der Scheidung, trotz des 
fehlenden DATEX-Anschlusses ihres Mannes in etwa vier bis fünf 
Wochen rechnen könne. Die Rechtsmittelfristen seien erfreuli­
cherweise auf zwei Wochen beschränkt worden, weil die Prozeß­
bevollmächtigten die Urteile in Sekundenschnelle nach deren Ver­
kündung erhalten. Das gleiche gelte für den automatisch nach Ab­
lauf der Frist erteilten Rechtskraftvermerk. 

Erleichtert, wenn auch etwas verwirrt, verläßt Frau N. das Büro 
ihrer Anwältin. 
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Wider Erwarten ist Frau N. erst sechs Wochen später rechtskräftig 
geschieden, weil es wegen der Versicherungszeiten des Eheman­
nes eine Verzögerung gab. Eine Datei bei der Rentenversiche­
rungsanstalt war zerstört worden, weil unter nicht aufklärbaren 
Umständen der Inhalt einer Tasse Kaffee in den Computer ge­
langte, und die Wiederherstellung der Datei einige Zeit in An­
spruch nahm. 
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III . Scheidung aus richterlicher Sicht 

Die folgenden zwei Beiträge bestätigen die Computer(Horror)­
Vision nicht, weil Richter und Richterin im Verfahren die mensch­
lichen Aspekte im Auge behalten. Aus der mangelnden Bereit­
schaft weiterer Richterinnen, über ihren Beruf zu schreiben, 
könnte geschlossen werden, daß viele weniger problembewußt 
sind und sich schon längst auf die »Computerentscheidung« ein­
gestellt haben. 

Was tun Richterinnen? 
Der unparteilich, unabhängige Richter hat aufgrund des zivil­

prozessualen Gebots der Mündlichkeit der Gerichtsverhandlung, 
die Parteien eben nicht nur schriftlich sondern persönlich anzuhö­
ren, um alsdann nach Recht und Gesetz eine Entscheidung zu fäl­
len. 

Mit diesem - trockenen - Satz wird das ganze Dilemma richter­
licher Tätigkeit umschrieben. 

Die unparteiliche und unabhängige Richterin ist aber vielleicht 
übermüdet, gelangweilt, überbeansprucht und keineswegs in der 
Lage, das zu erfüllen, was die Parteien im Scheidungsprozeß er­
warten: eine Richterin, die geduldig zuhört und »gerecht« ent­
scheidet. 

Es gibt innerpsychische, höchst individuelle Gründe bei Rich­
tern, die sie am geduldigen Zuhören hindern. Die Unkenntnis der 
eigenen Zu- und Abneigungen ist ein Grund, warum es am Ver­
ständnis der Parteien fehlen kann. Hinzu kommen oft institutio­
nelle Zwänge - z.B. Arbeitsüberlastung, Zeitmangel und fehlen-
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der Austausch-, die das Dasein des Richters belasten. Er fühlt sich 
unbehaglich oder überfordert oder als »Eingreifer« in menschli­
che Konflikte und als » Urteilsfinder« fehl am Platze. Er sucht 
nach Erklärungen, weil er ahnt, daß nicht individuelles Versagen 
seine Probleme verursacht und sucht nach Entlastung. Die Institu­
tion macht ihren Angehörigen Entlastungsangebote durch Frei­
zeit und - relativ gute- Entlohnung. Es gibt aber auch andere Ent­
lastungsstrategien, wie zynisch, autoritär, desinteressiert und cool 
werden. 

Gerade solche Verhaltensweisen werden in der Öffentlichkeit 
immer wieder an den »Halbgöttern in schwarz« kritisiert und die­
nen als Beweis für die Unmenschlichkeit der Justiz. Einige gehen 
sogar noch weiter in ihren Vorstellungen: aufgrund der »eingeüb­
ten Unfähigkeit« (Nils Christie) von Juristinnen (Anwältinnen 
eingeschlossen), in persönlichen Konflikten menschlich Relevan­
tes zu berücksichtigen, sollen Scheidungen aus der (Zivil) Ge­
richtsbarkeit überhaupt herausgenommen werden. Rechtspoli­
tisch fordern sie nicht justizielle Scheidungs verfahren, worüber es 
sich lohnte - wenn auch nicht hier - nachzudenken. 

Wie an anderer Stelle treffend ausgeführt wurde, steht der Fami­
lienrichter » im Spannungsfeld von Rechtsanwendung und Pro­
blemlösung« (Christoph Strecker, in DRiZ 1983, S.  175 ff). Die 
Frage ist, ob er - verkürzt ausgedrückt - nur »Rechtsanwender« 
ist, der lediglich über Rechtsfragen zu entscheiden hat, oder ob die 
richterliche Funktion darin zu sehen ist, zur Lösung menschlicher 
Konflikte beizutragen. Das Gesetz gibt keine eindeutige Antwort, 
wenn auch das Prinzip des »Scheidungsverbunds« (§§ 623, 628, 
629, ZPO), demzufolge eine einheitliche Entscheidung über 
Scheidung und Folgesache zu treffen ist, für die zweite Ansicht 
spricht. 
Rechtstheoretisch wird über beide Positionen gestritten: geht man 
davon aus, daß der Rechtsstreit nur Teilbereiche sozialer Konflikte 
regelt und dadurch deren »Komplexität reduziert« (Luhmann), 
neigt man der ersten Ansicht zu. Betrachtet man den Rechtsstreit 
als einen von vielen, gesellschaftlich möglichen Konfliktmecha­
nismen, wird man der zweiten Ansicht folgen. 
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Der heftigste Streit läuft in der Realität ab und die Konflikte, die 
»von der Natur der Sache her gar nicht entscheidbar sind« (Troje/ 
Meyer) , verlangen nach einer Lösung. 

Welche Wege beschritten werden können, zeigen die beiden 
Beiträge. 

Der Beitrag »Ein normaler Sitzungstag« (u. S. 103ff. ) veranschau­
licht viele der zuvor angerissenen Probleme. Aktenberge, Dezer­
natsarbeit und Zeitmangel sind zwar ermüdend und belastend, 
aber verhältnismäßig leicht zu bewältigen, gemessen an den 
menschlich kaum befriedigend zu lösenden Konflikten zwischen 
den Eheleuten und ihren Kindern. 

Was tun, wenn das Eigenheim, die Grundlage der ehelichen Ge­
meinschaft und Verwirklichung ihrer gemeinsamen Träume, ver­
kauft werden muß, weil niemand das Haus allein halten kann. 
Und wie soll eine richtige und gerechte Entscheidung getroffen 
werden, wenn die Kinder Mutter und Vater gleich lieben und 
brauchen? 

Der Richter entscheidete mehrere Fälle an diesem Tag, wobei er 
den Leserinnen seine überlegungen und Empfindungen mitteilt. 
Durch die Reflexion seiner Entscheidungen kämpft er um bessere 
Erkenntnismöglichkeiten, eine wichtige Voraussetzung, destruk­
tive Prozesse in sich selbst, aber auch der Institution aufzuhalten. 
Unbehagen und Leid bleiben für ihn - immer noch - eine Trieb­
kraft, über positive Veränderungen nachzudenken. 

Im Beitrag »Nach dem Tkrgleich . . .  Eifahrungen einer Familienrichte­
rin« (u. S. 116ff.) wird deutlich, daß sich die Richterin aufgerufen 
sieht, die Vergangenheit der Eheleute zu berücksichtigen und Pro­
gnosen aufzustellen, wie sie in der Zukunft leben werden. Das 
aber heißt, im Gerichtsvergleich müssen die konträren Bedürf­
nisse der Parteien so berücksichtigt werden, daß in Zukunft neues 
Leid und neue Prozesse vermieden werden. 

Sie selbst bejaht ihre Rolle als Schlichterin, Beraterin und Ver­
mittlerin zwischen den zerstritteneu Parteien, wobei sie betont, 
daß es ihr Ziel sei, die Eheleute zu befähigen, ihre Konflikte selbst 
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zu regulieren und zumindest in Zukunft nur dann Juristinnen in 
Anspruch zu nehmen, wenn juristischer Sachverstand vonnöten 
ist. Die Aktivierung der Selbstheilungskräfte versetze die Parteien 
aus dem Zustand streitender Kinder in den erwachsener Men­
schen und verhindere, daß Richterinnen als »Supervater«, ))Su­
permutter« oder gar ))Großer Kurfürst« phantasiert bzw. erlebt 
werden (müssen) . 
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]ürgen Grotevent 

»Ein normaler Sitzungstag« 

Ein freundlicher Septembermorgen. Nach dem gemeinsamen Fa­
milienfrühstück - die Kinder sind auf den Weg zur Schule ge­
bracht - schwinge ich mich auf mein Fahrrad, um die 5 bis 6 km 
bis zum Familiengericht zurückzulegen, das - in ausreichender 
Entfernung zu den übrigen Justizgebäuden - in zwei angerniete­
ten Büroetagen in der Nähe des Stadtzentrums untergebracht ist. 
Auf der Fahrt erinnert mich ein Kinderheim daran, daß ich dort 
unbedingt noch einen Termin vereinbaren muß, um zwei Kinder 
anzuhören, denen eine dauernde Fremdunterbringung droht. Der 
Berufsverkehr läßt mir dann keine Chance mehr, über die bevor­
stehende Sitzung nachzudenken. 

Gegen 8.45 Uhr im Gericht eingetroffen, werfe ich einen 
schnellen, ersten Blick über den ))Bock« 1. Kein roter Deckel, 
nichts Eiliges, ich kann in Ruhe die Vorbereitungen ftir die Sitzung 
treffen, die - wie immer - in meinem Dienstzimmer stattfindet. 
Mit einem - ehemals - weißen Schlips und der auch nicht mehr 
taufrischen Robe wird der Radler in einen Richter verwandelt, 
eine neue Tonbandkassette ins Diktiergerät, noch ein Blick in die 
erste Akte, dann steckt ein Anwalt mit einem freundlichen: )) Wir 
wären vollzählig« den Kopfins Zimmer: ))Können wir?« 

Hereinkommen die Eheleute B . ,  die Ehefrau mit Anwalt. Die 

1 Die Akten, die ich zu bearbeiten habe, werden vom Wachtmeister » zugetragen« und auf 

einem Aktenbock gestapelt. Eilige Akten bekommen in der Geschäftsstelle - dort wer­

den die Akten umgeschlagen und aufbewahrt - einen roten Deckel, damit sie vorrangig 

bearbeitet werden können. 
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Eheleute - beide um die 25 Jahre - sind 2V2 Jahre kinderlos ver­
heiratet. Nach dem Vortrag leben sie ein Jahr lang getrennt, der 
Ehemann ist angeblich mit der Scheidung einverstanden, die Fol­
gesachen - einschließlich eines Verzichts auf den Versorgungsaus­
gleich - sind in notarieller Form geregelt.  

Während der Anwalt die Eheleute auf die durch ein uraltes Ge­
wohnheitsrecht festgeschriebenen Plätze fiir Antragsteller und 
Antragsgegner dirigiert, beginne ich das Protokoll aufzunehmen: 
Sache B, Aktenzeichen, Datum, Erschienene, dann begrüße ich 
die inzwischen sitzenden Beteiligten. Der Rechtsanwalt stellt Ent­
scheidungsantrag. Auf meine Frage, ob er der Scheidung zu­
stimme2, erwidert der Antragsgegner, daß er eigentlich nicht ge­
schieden werden wolle. Das blanke Entsetzen der Gegenseite legt 
sich, als der Antragsgegner auf weitere Nachfrage erklärt, er sehe 
fiir seine Ehe keine Chance mehr, seine Frau komme ja doch nicht 
mehr zurück und allein könne er keine Ehe fiihren. Diesen letzten 
Versuch einer Schuldzuweisung nehme ich als Einverständnis zu 
Protokoll. In der folgenden »persönlichen Anhörung« bestätigen 
die Parteien - ein wenig verlegen - die einjährige Trennung3. Soll 
ich diese Erklärung akzeptieren oder den Parteien so lange Fang­
fragen stellen, bis sie sich in den Fallstricken obergerichtlicher 
Rechtsprechung zur Trennung in der Wohnung4 verfangen? Ich 
verzichte, weil ich die einmal erreichte, einverständliche Schei­
dung nicht gefährden will und gebe mich zufrieden. Zur Genehmi­
gung des Verzichts auf den Versorgungsausgleich erklären die Par­
teien, sie verfugten einzig über gesetzliche Rentenanwartschaften5. 

2 Die Zustimmung des anderen Ehegatten zum Scheidungsantrag ist Voraussetzung einer 

unstreitigen Scheidung. 

3 Vor Ablauf eines Trennungsjahres ist eine Scheidung nur in Ausnahmefällen möglich. 

4 Scheidungswillige Ehegatten können auch in einer gemeinsamen Wohnung getrennt leben. 

Die Anforderungen der Obergerichte an diese Form der Trennung sind aber in der Praxis 

kaum zu erftillen, da gewisse Gemeinsamkeiten in einer Wohnung unvermeidbar sind. 

5 Mit der Scheidung sind die in der Ehezeit erworbenen Rentenanwartschaften auszuglei­

chen (Versorgungsausgleich). Bei geringen Differenzen kann -jedenfalls nach meiner 

Praxis - durch notariellen Vertrag oder Prozeßvergleich - auf den Versorgungsausgleich 

verzichtet werden. Bei kurzer Ehe und beiderseitiger Erwerbsfähigkeit lassen sich die 
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In der Ehe hätten sie Bruttoeinkünfte in etwa gleicher Höhe er­
zielt. Angesichts relativ kurzer Ehe und überschlägig geringer 
Differenzen vor allem aber angesichts der Jugend der Eheleute, 
die noch genügend Zeit haben, eine eigenständige Versorgung 
selbst zu erarbeiten, spreche ich die Genehmigung aus. Um einer 
fossilen Vorschrift zu genügen, bitte ich den Anwalt, die Öffent­
lichkeit6 wiederherzustellen. Tür auf: »In Sachen B. wird die Öf­
fentlichkeit hergestellt« ,  gedämpftes Lachen der wartenden An­
wälte: »Wrr können ja mal reingehen« ,  Tür zu. 

»Die am . . .  vor dem Standesbeamten des Standesamtes Bielefeld-Mitte 
unter der Heiratsregister-Nr. . . .  geschlossene Ehe der Parteien wird ge­
schieden. 
Ein Versorgungsausgleich findet nicht statt. 
Die Verfahrenskosten werden gegeneinander aufgehoben. « 

Nach einigen Hinweisen zur Rechtskrafe des Urteils weist der 
Anwalt auf die Möglichkeiten hin, mal eben noch die Streitwerte8 
festzusetzen: Gemeinsames Nettoeinkommen (DM 3.500,- x 3) = 
DM 10500,- + Versorgungsausgleich = DM 1 000,-, macht insgesamt 
DM 11 500,-. 

Ich wünsche den Parteien noch alles Gute und kein Wiedersehen 
beim Familienrichter, als bereits der nächste Anwalt ins Zimmer 
schaut und darauf aufmerksam macht, daß man komplett sei. 

Während noch die Parteien des ersten Termins den Raum ver­
lassen - in einer Mischung aus Erleichterung und Enttäuschung 
über den harmlosen Verlauf der Scheidung -, betreten die Ehe-

Rentendifferenzen aus der Differenz der Bruttoeinkünfte relativ leicht überschlägig er­

mitteln. 

6 Die Verhandlung in Ehesachen ist - selbstverständlich - nicht öffentlich. Öffentlich ist 

aber die Verkündung des Scheidungsurteils, bei der dann - wenn nicht gelegentlich der 

neue Partner zuhören möchte - doch niemand dabei ist. 

7 Ein Urteil ist nicht mit Verkündung, sondern erst mit der Rechtskraft, d. h. wenn bei 

Rechtsmittelverzicht oder nach Ablauf der Rechtsmittelfrist keine Berufung oder Be­

schwerde mehr eingelegt werden kann, wirksam, erst dann ist also die Ehe geschieden. 

8 Der Streitwert bestimmt die Höhe der Gerichts- und Anwaltsgebühren. Der Streitwert 

beträgt z. B. bei einer Scheidung das Dreifache der Nettoeinkünfte der Parteien. 
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leute G. den Saal. Sie haben keine Schwierigkeiten, ihre »Stamm­
plätze« zu finden. Sie kennen das Ritual aus einem vorhergegan­
genen Scheidungs- und Unterhaltsverfahren. Jetzt geht es nur um 
den Zugewinnausgleich9. Wesentlicher Vermögenswert ist ein in 
der Ehe erbautes Einfamilienhaus (neben Lebensversicherungen 
und Sparverträgen usw.).  In einem früheren Termin hat sich her­
ausgestellt, daß den Parteien wenig an einer Vermögensauseinan­
dersetzung liegt. Sie wollen als bodenständige Ostwestfalen das 
Haus für die Familie erhalten. Der Beklagte weiß genau, daß er 
keinen Zugewinnausgleich leisten kann, ohne das Haus zu ver­
kaufen, die Klägerin weiß ebenso gut, daß sie das Haus nicht 
übernehmen und ihren geschiedenen Mann auszahlen kann. Die 
Klägerin war daher bereit, auf den Ausgleich zu verzichten, wenn 
das Haus auf die Kinder übertragen würde, der Beklagte war da­
mit einverstanden, wenn ihm bindend zugesichert werden 
würde, daß das Haus nicht nach dem Eigentumsübergang ver­
kauft werde. 

Im ersten Termin schlossen die Parteien einen entsprechenden 
Vergleich, der daran scheiterte, daß die Kinder der Parteien an der 
Übernahme des noch belasteten Hauses nicht interessiert waren. 
Nachdem ein Gutachten über den Grundstückswert eingeholt 
ist, sitzen die Parteien - maßlos enttäuscht über die unverständli­
che Haltung der Kinder zum Familieneigentum - wieder vor 
mir. Nach kurzer Erörterung des Gutachtens stellen die Anwälte 
ihre Anträge, ich verurteile den Beklagten zur Zahlung von 
DM 1 10000,- Zugewinnausgleich. Ein Verkauf des Hauses - vor­
aussichtlich unter Wert - steht an. Bedrückt verlassen die Parteien 
das Sitzungszimmer. 

Ein Blick auf den Flur: in der nächsten Sache fehlt noch ein An­
walt, Fenster auf, Pause. Die Atempause wird vom Telefon unter­
brochen: Der Rechtsanwalt hatte noch einen Termin am Landge­
richt, er ist jetzt unterwegs. 

9 Bei Scheidung kann ein Ehegatte vom anderen »Zugewinnausgleich« verlangen. Zuge­

winn ist der Vermögenszuwachs eines Ehepartners in der Ehe. Der Teil, der in der Ehe 

einen höheren Vermögenszuwachs hatte, muß die Hälfte der Differenz auszahlen. 
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Der Wachtmeister nutzt die Unterbrechung und bringt einen 
Stapel neuer Akten, die erste Post ist »untergebracht« .  Eine Akte 
hat einen roten Umschlag, kurzfristige Terminsverlegung. Ich be­
raume einen anderen Termin an und bringe die Akten auf dem 
»Übergefreitendienstweg« 10 direkt in die Kanzlei, wo ich es mit 
demütig-treuem Augenaufschlag erreiche, daß die Urnladungen 
sofort erledigt werden. 

Ins Dienstzimmer zurückgekehrt, stelle ich , fest, daß der ge­
suchte Anwalt noch nicht eingetroffen ist. Ein anderer junger 
Anwalt ruft an. Bei ihm sitzt eine Türkin, die wissen möchte, 
ob sie sich in Deutschland - wo die Familie seit langem wohnt -
scheiden lassen könne. Ich bejahe die Frage, verkneife mir 
den Hinweis, daß das entsprechende türkische Gesetzjetzt 4Jahre 
alt ist und merke an, daß türkisches Scheidungsrecht anzuwen­
den ist11. Da meldet sich der vermißte Anwalt. Es kann weiterge­
hen. 

Die Familie G. - die Mutter Ende 20, der Vater Anfang 30, die 
beiden Söhne Martin 6 Jahre, Stefan 4 Jahre-kenne ich bereits seit 
Dezember 1985. Damals befand sich die Ehekrise der Eltern auf 
dem Höhepunkt. Die aktiv-energische Mutter fühlte sich von ih­
rem Mann, einem wenig entscheidungsfreudigen, sanftmütig­
pflegmatischen Verwaltungsangestellten alleingelassen und un­
verstanden. Sie hatte eine außereheliche Beziehung aufgenom­
men und beabsichtigte, mit den Kindern kurzfristig zu ihrem 
neuen Partner nach Münster umzuziehen. Der Vater war der Mei­
nung, die Kinder seien besser in der gewohnten Umgebung in 
Bielefeld aufgehoben. 

10 Vom Richter bearbeitete Akten landen zunächst wieder auf dem Aktenbock. Der Wacht­

meister trägt sie zur Geschäftsstelle. Dort werden die Akten, in denen »ZU tippen« aus­

sortiert und - wiederum vom Wachtmeister - in die Kanzlei (=Schreibbüro) gebracht. 

Das kann Tage dauern! 
11 Die Türkei hat sich bis vor einigen Jahren vorbehalten, ihre Staatsangehörigen nur durch 

türkische Gerichte scheiden zu lassen. Türken konnten sich- so lan!;l:e dieses Gesetz nicht 

abgeändert war -in Deutschland nicht scheiden lassen (vgl. Bergmann-Frid, Sammlung 

ausländischen Familienrechts) . 
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In dem umgehend eingeholten Gutachten 12 wurde die Mutter _ 
als Hauptbezugsperson der Kinder bezeichnet. Beide Elternteile 
seien aber in ihrer permanenten Ehekrise mit der Erziehung der 
Kinder völlig überfordert. 

Martin - so stellte der Gutachter fest - weise »enorme Verhal­
tens- und Erlebensstörungen« auf, er führe ein soziales Rand­
gruppendasein mit Leistungsversagen und psychosomatischen 
Störungen« 13, die emotional bedingt seien. 

Stefan sei erheblich retardiert14, er falle immer wieder in eine 
babyartige Abhängigkeit zurück. Die Situation beider Kinder, de­
ren Umwelt zusammenbreche, sei auswegslos und äußerst bela­
stend. Beide wollten sowohl mit der Mutter umziehen als auch 
beim Vater in der bisherigen Umgebung bleiben. Der Gutachter 
schrieb dann weiter: 

))Die zunehmende Überforderung (der Mutter) . . . schlug sich negativ auf 
Martin und Stefan nieder. Dadurch wurden die. sekundären Bezugs­
personen (Vater, Großeltern und andere Verwandte) zunehmend wichtiger 
. . .  Im Kontakt mit diesen sekundären Bezugspersonen kompensierten die 
Kinder zeitweise die unangenehmen und unbefriedigenden Erfahrungen 
mit der Mutter auf Grund deren Gereiztheit und Überforderung. Die Bin­
dung an die Mutter wurde durch die Eheentwicklung der letzten Jahre ftir 
die Kinder immer mehr ergänzt durch die Bindung an die sekundären Be­
zugspersonen der Gesamtfamilie. Dadurch hat die derzeitige Bezugsumge­
bung im weitesten Sinne eine sehr große Bedeutung für die Kinder gewon­
nen. Eine Verhaltenssicherheit konnten die Kinder jedoch weder durch die 
Beziehung zur Mutter noch durch die Beziehungen zu anderen Bezugsper­
sonen erlangen. An der Verhaltensunsicherheit und an dem psychischen Lei­
den der Kinder wird die Überforderung der Kindeseltern und ihre Unfähig­
keit, den Kindem Geborgenheit vermitteln zu können, überaus deutlich.« 

Das Gutachten kam zu dem Ergebnis, daß die erzieherische 
Eignung beider Eltern zweifelhaft ist. Es sei fraglich, ob die Kin-

12 Ein Richter ist kein Psychologe, bei schwierigen Fragen des seelischen Bereichs wird da­

her ein Fachmann als Gutachter eingeschaltet. 

13 »Psychomotorische Störungen<< : seelisch bedingte Störungen des Bewegungsablaufes. 

14 »Retardiert« :  Hinter der normalen Entwicklung zurückgeblieben. 
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der bei der Mutter in der völlig neuen Umgebung eine Chance 
hätten, sich zu stabilisieren. Aber auch beim Vater stünden die 
Chancen - ohne Hauptbezugsperson- schlecht. Hilfreich könne al­
lein eine konstante, überschaubare und ungefährdete Umgebung 
sein, in der die Kinder Halt und Geborgenheit finden könnten. 

Bei der Anhörung im Dezember 1985 zeigten sich die Kinder 
verstört und verängstigt, nervös und unsicher. Nach dem ersten 
Termin habe ich eine einstweilige Anordnung zugunsten des Va­
ters erlassen, die Mutter ist kurz darauf allein zu ihrem neuen Part­
ner gezogen. Jetzt - 9 Monate später - soll endgültig entschieden 
werden. Die Mutter, die den Kontakt zu ihren Kindem aufrecht 
erhalten hat, weist daraufhin, daß sie jetzt in einer soliden Partner­
schaft lebe, sie könne den Kindem jetzt eine stabile Umgebung 
bieten. 

Der Vater meint, die getroffene Entscheidung habe sich be­
währt. Angesichts des fortbestehenden Streites habe ich das Gut­
achten ergänzen lassen. Das Gutachten - Gegenstand des heuti­
gen Termins - kommt jetzt zu dem Ergebnis, daß Stefan selbstän­
diger und selbstbewußter geworden sei. Er klammere sich nicht 
mehr an jeden Erwachsenen. Bei Martin hätten sich »pQsitive 
Veränderungen« ergeben. Er mache beim Essen und beim Ein­
schlafen keine Schwierigkeiten mehr und zeige ))psychisches 
Wohlbefinden« ,  das sich auch in der Schule günstig auswirke. Ins­
gesamt stellt der Gutachter ))eine überraschend erfreuliche, psy­
chische Stabilisierung« fest. 

Über mehr als eine Stunde wird das Gutachten mit den Eltern, 
den Anwälten und dem Sachverständigen sowie dem Vertreter des 
Jugendamtes erörtert. Die Mutter kämpft wie eine Löwin darum, 
dem Vater Versäumnisse in der Erziehung und Versorgung der 
Kinder, Störungen des Besuchsrechts usw. nachzuweisen. Sie 
weist daraufhin, daß sie den ganzen Tag für die Kinder zur Verfü­
gung stehe, während der Vater voll berufstätig sei und die Ver­
wandtschaft zur Betreuung einspannen müsse. 

Der Vater, wie immer geduldig und zurückhaltend, bestreitet 
die Vorwürfe. Jugendamt und Gutachter haben keine Anhalts­
punkte für eine mangelhafte Betreuung. 
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Die Sitzung endet mit meiner Bitte an den Vater, die Kinder am 
Nachmittag vorbeizubringen, damit ich sie noch einmal anhören 
kann. 

Die kurze Pause nutzt ein neu einzuarbeitender Kollege für eine 
Rückfrage zum Versorgungsausgleich: Was macht man eigentlich 
bei einem Soldaten auf Zeit15? Ich erläutere ihm, daß ein Soldat 
auf Zeit - ebenso ein Beamter auf Zeit oder Widerruf- eventuell 
gar keine Pension erhalten werde, wenn er nicht auf Lebenszeit 
übernommen werde. Jedenfalls habe er aber einen Anspruch auf 
Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung, also 
quasi unverfallbare Pensionsanwartschaften in Höhe einer fiktiv 
zu ermittelnden Rente, die aber durch Gründung von gesetzli­
chen Anwartschaften, d. h. als Pension, auszugleichen sei. 

Die noch verbleibende Zeit verbringe ich in der Kanzlei. Eine 
Angestellte hatte mich im Termin angerufen, ich hatte sie ))abge­
wimmelt« .  Eine Ladungsverfügung ist falsch, ich habe einen An­
waltswechsel übersehen. Noch schnell ein paar Umläufe16 (Grip­
peschutzimpfung, neue Anwälte, kein Warenhandel im Gericht, 
NJW und Bundesgesetzblatt - nichts Einschlägiges dabei) abzeich­
nen, dann stehen die Beteiligten des nächsten Verfahrens in der Tür. 

Die Eheleute K. , aus deren Ehe drei Kinder, der 15jährige Da­
niel, die 12jähre Nicole und der �ährige Christian hervorgegan­
gen sind, haben sich vor einigen Wochen getrennt. Während Da­
niel beim Vater bleiben soll, streiten sich die Eltern bis aufs Messer 
um die elterliche Sorge für die jüngeren Kinder. 

Die Mutter, Hausfrau, meint, sie sei die Hauptbezugsperson 
der Kinder, der Vater habe sich kaum um sie gekümmert. Durch 
ständige Angriffe und Provokationen sei es dem Vater gelungen, 

15 Soldaten oder Beamte, die nicht auf Lebenszeit angestellt sind, haben zwar Pensionsan­

wartschaften, diese Anwartschaften können aber - falls keine Einstellung auf Lebenszeit 

erfolgt - wieder wegfallen, wobei aber stets ein Anspruch aufNachversicherung bei der 

BfA - LVA verbleibt. Diese »verfall baren« Pensionsanwartschaften werden daher- fiktiv 

- so bewertet, als seien sie gesetzliche Rentenanwartschaften. 
16 Die Justizverwaltung macht Dinge, die sie für wesentlich hält, im Wege des Umlaufes be­

kannt. Täglich ergießt sich so ein Wust teils wichtigen teils nebensächlichen Lesemate­

rials über die Bediensteten. 
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seinen Ältesten, dem er ein Leben ohne Grenzen biete, auf seine 
Seite zu ziehen. Das solle den beiden Jüngeren nicht passieren, die 
sie zur Toleranz erziehen wolle. 

Der Vater, Betriebswirt in einem Bielefelder Konzern, hält die 
Mutter für wenig erziehungsfähig. Er wirft ihr eine religiös begrün­
dete, geistige Enge vor, die zum Abbruch gesellschaftlicher Kon­
takte geführt habe, die Kinder seien vernachlässigt worden. Die zu­
vor angehörten Kinder haben sich eindeutig entschieden. Der Älte­
ste möchte beim Vater bleiben, die kleineren bei der Mutter. Im 
heutigen Termin soll der Sachverständige das Gutachten erstatten. 

Er beschreibt die Situation der- besonders für die Mutter-seit Jahren un­
glückliche Ehe, die der Vater nur wegen seiner Kontakte zur beruflichen 
Umwelt leichter ertragen habe. Die Mutter sei Hauptbezugsperson aller 
Kinder, sie habe die Kinder im wesentlichen betreut. Der Alteste habe 
sich aber - ohne daß diese Entwicklung ernsthaft vom Vater betrieben 
worden sei - von der Mutter abgesetzt, deren Lebensziel er einfach nicht 
mitmachen könne, die Mutter und der - pubertierende - Sohn verstün­
den sich einfach nicht mehr, was beiden zu schaffen mache. 

Auch dem Gutachter gegenüber haben die Kinder Nicole und Daniel 
zu erkennen gegeben, daß sie sich ein Leben ohne die Mutter nicht vor­
stellen könnten. Der Gutachter stellt bei allen - intelligenten - Kindern 
fest, daß die häusliche Misere bereits zu schulischen Konsequenzen führt. 
Die Kinder ließen hinsichtlich ihrer Leistungen nach, im Umgang mit 
Klassenkameraden würden sie zusehens stiller, obwohl sie zuvor fröhli­
che und unbelastete in ihren Klassen beliebte Kinder gewesen seien. 

Die drei Kinder seien dem tiefgehenden Streit der Eltern ausgesetzt. 
Der Vater könne die Mutter nicht achten und respektieren, die Mutter sei 
so gezwungen gewesen, zur Aufrechterhaltung ihres Selbstwertgefühls 
eine totale und abrupte Trennung herbeizuführen. Das habe der Vater 
wiederum nicht akzeptieren können. Sich gegenseitig steigernd seien die 
Eheleute in eine kompromißlose Abgrenzung hineingeraten. 

Diese Situation sei für die Kinder - wenn überhaupt- nur dadurch er­
träglich, daß sie sich ebenso kompromißlos für ein Elternteil entschieden 
hätten, so wirke sich die Ehekrise auch polarisierend auf die Kinder aus. 

Der Sachverständige berichtet weiter, daß er aus mehreren Vorfallen 
entnommen habe, wie sehr die bei der Mutter lebenden Kinder unter 
Druck stünden, die Kinder seien auch über intimste Details der Akten in-
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formiert, dadurch seien sie wohl enger an die Mutter gebunden, aber 
auch überbelastet worden. Der Mutter sei es so gelungen, die an sich 
gute Beziehung der Kinder zum Vater nahezu zu zerstören. Allerdings 
reagiere auch der Vater - wenn er auch verstandesmäßig ansprechbarer 
sei- reichlich verkrampft. 

Letztlich - so meint der Gutachter - könne er keine eindeutige Emp­
fehlung abgeben. Es sei nicht vorhersehbar, ob die Kinder besser belastet 
bei ihrer Hauptbezugsperson, der Mutter, oder durch das Fehlen der 
Hauptbezugsperson ebenso belastet beim Vater leben könnten. 

Der Vertreter des Jugendamtes bestätigt die Angaben des Gutach­
ters. Er hatte bei seinen Bemühungen um eine Besuchsregelung 
mit der ablehnenden Haltung der Mutter zu kämpfen und stellt 
fest, daß es der Mutter gelungen sei, ihre negative Haltung gegen­
über dem Vater auf die Kinder zu übertragen. 

Nach längerer Detailerörterung schließe ich die Sitzung und 
kündige für den Nachmittag eine Entscheidung an. 

Schon während der letzten Sache hat ein Kollege durchgerufen: 
» Coffee-time«, das Zeichen ftir die gemeinsame Mittagspause im 
Cafe gegenüber. Schlips ab und hinter den Kollegen her, die be­
reits unseren angestammten Tisch besetzt haben. Wir besprechen 
- neben allgemeinen und persönlichen Dingen - die im Laufe des 
Tages aufgetretenen Rechts- und Sachfragen und - natürlich - die 
neuesten gerichtsinternen Gerüchte. 

Über den - äußerlich meist recht fröhlichen - Gesprächen liegt 
heute - wie so oft - eine seltsame Mischung aus Mitleid, Hilflo­
sigkeit und verzweifelter Wut. Mehrere Kollegen mußten heute ­
wie ich - mit ansehen, welche Leiden Eltern - guten Willens - ih­
ren Kindern zumuten, mit ansehen, wie Kinder zwischen Vater 
und Mutter zerrieben werden. Diese Stimmung löst sich auf in ei­
nem zynischen Galgenhumor, der die eigene Seele schont. 

Nach der Mittagspause hieve ich zunächst den Stapel zugetra­
gener Akten auf den Schreibtisch: Zur Erholung ein wenig De­
zernatsarbeit. Eine Stunde lang: Abschriften an die Gegenseite, 
rechtliche Hinweise, Prozeßkostenhilfebeschlüsse, Terminierun­
gen, Zwangsgeldfestsetzungen, weil natürlich wieder die Unter-
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lagen zum Versorgungsausgleich fehlen. Ich unterschreibe - nach 
diagonal lesen - Urteile und Protokolle vergangener Sitzungen. 
Dazwischen ein Anruf des Jugendamtes: Eine Alkoholikerin, der 
ich in »trockenen Zeiten« die elterliche Sorge einstweilen übertra­
gen habe, ist massiv rückfällig geworden, nach Ansicht des Am­
tes kann sie die elterliche Sorge nicht mehr ausüben. Ich verspre­
che, mich mit dem Gesundheitsamt und dem eingeschalteten Fa­
milienhelfer in Verbindung zu setzen (nach dieser Rücksprache 
werde ich am nächsten Tag die Sorgerechtsregelung umstoßen) . 
Inzwischen ist es Zeit für die Anhörung der Kinder Martin und 
Stefan, die ich mir bestellt habe. 

Diese Anhörung ist - das passiert eigentlich oft - vmwerfend. 
Die in der ersten Anhörung verstörten und bedrückten Kinder 
machen einen rundherum zufriedenen und glücklichen Ein­
druck. Die frühere Entscheidung - richtig oder falsch - hat sich 
eindeutig bewährt, die Entwicklung hat sie bestätigt. 

So fällt die Entscheidung für den Vater leicht. Ich rufe die drau­
ßen wartenden Eltern herein, um ihnen das Ergebnis mitzuteilen. 
Die Mutter bricht in Tränen aus, sie kündigt an, die Verbindung 
zu den Kindem abzubrechen und läuft weg. Der Vater teilt ab­
schließend - selbst getroffen - mit, daß die Mutter keine Kinder 
mehr bekommen könne. Mit weichen Knien diktiere ich Ver­
merk und Beschluß ab. 

Dann stellt sich die Frage, wie ich in der Sache K. entscheiden 
soll. Die Feststellungen des Gutachters stimmen mit meinem 
Eindruck und des Jugendamtes nahtlos überein. Ist es auf dieser 
Basis richtig, die elterliche Sorge - wie fast stets - der Hauptbe­
zugsperson zu übertragen, einer Mutter, die ihre ablehnende Hal­
tung dem Ehemann und Vater gegenüber auf die gemeinsamen 
Kinder überträgt und deren Beziehung zum Vater voraussichtlich 
stören, ja zerstören wird? Oder ist der- sicherlich nicht unproble­
matische - Vater vorzuziehen, weil er - obwohl nur Statist im Le­
ben der Kinder - in der Lage zu sein scheint, die Aufrechterhal­
tung der Beziehung zu beiden Elternteilen zu gewährleisten? 

Schweren Herzens entscheide ich mich für den vielleicht unsi­
cheren, aber chancenreicheren Weg und übertrage die elterliche 
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Sorge dem Vater. Meine Begründung ist die Hoffuung auf den Va­
ter, der rationaler reagierend eine Mutter-Kinder-Umgangsrege­
lung akzeptieren will und wohl auch akzeptieren kann. Der Vater 
weiß, daß diese Hoffuung das tragende Element der Entschei­
dung zu seinen Gunsten ist, er wird das einkalkulieren müssen. 

Der Aktenbock leert sich, es beginnt zu dämmern, die - sehr 
nette - Putzfrau hat schon desöfteren überprüft, ob sie mein Zim­
mer nicht endlich wischen kann. Wieder schwinge ich mich auf 
mein Rad und fahre - gemütlicher aber umständlich - durch Park­
anlagen nach Hause zurück. Die Anstrengungen des Tages vibrie­
ren nach. 

Habe ich den Beteiligten genutzt oder geholfen? Habe ich Schä­
den - vor allem für die Kinder - begrenzen können? Was werden 
die Parteien aus den - hoffentlich - vertretbaren Entscheidungen 
machen? 

Ich weiße es nicht, ich kann nur wieder einmal resignierend fest­
stellen, daß der Familienrichter keine Konflikte löst, er kann sie 
nur analysieren, er stellt Weichen, obwohl er nicht weiß und nicht 
wissen kann, woher der Zug kommt und wohin die Gleise führen 
werden. 

Haben die Parteien des Scheidungsverfahrens aus dem Schei­
tern ihrer Beziehung für die neue Partnerschaft etwas gelernt? Was 
nützt den Parteien des Zugewinnausgleichsverfahrens ein Scheck, 
eine fmanzielle Regelung, wenn sie unter dem Zerfall ihres Le­
benswerkes leiden? 

Werden die Beteiligten der Sorgerechtsverfahren verstehen ler­
nen, daß der Familienrichter sie aus ihrer gemeinsamen Verant­
wortung nicht entlassen kann, daß er nur den dünnen juristischen 
Rahmen fiir ein Zukunftsbild liefert, daß von Eltern und Kindem 
selbst in grellen, dunklen oder auch freundlichen Farben gestaltet 
wird? 

Ich kann auch das nicht beantworten, so daß sich die Frage auf­
drängt, was überhaupt das »halbgöttliche« Eingreifen in das Zen­
trum fremden Lebens rechtfertigt. 

Wieder beruhige ich meine Skrupel mit der Erkenntnis, daß der 
Familienrichter ein - schlechter, aber notwendiger - Ersatz ist, 

114 



wenn die Selbstregulierungskräfte der Beteiligten versagt haben. 
Der Familienrichter kann sich vor Entscheidungen nicht »drük­
ken« ,  weil sie ihm als Mitmenschen eigentlich nicht zustehen, 
weil sie ihn überfordern und überfordern müssen. Er ist gezwun­
gen, sich an die Stelle der Beteiligten zu setzen, obwohl diese Be­
teiligten über ihre Ehe und ihre Familie in einem Maß Bescheid 
wissen, das weder nachvollziehbar noch aufholbar ist. So legiti­
miert das Versagen der Kornpetenten die Arbeit des Unkundigen. 

Habe ich mich aber ausreichend bemüht, die Kompetenz der 
Eltern ihrer Entscheidungsfähigkeit zu bewahren oder wiederher­
zustellen, soweit das gerichtliche Verfahren das zuläßt? 

Mein Sitzungstag geht zu Ende. Die Familie hat mich wieder und 
überfällt mich mit ihren häuslichen und schulischen Neuigkeiten, 
ihre Anforderungen überdecken meine beruflichen Sorgen und 
Probleme. Am nächsten Morgen wird meine Frau mich fragen, 
ob ich wieder einmal im Traum mein Dezernat bearbeitet hätte. 
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Margot v. Renesse 

Nach dem Tkrgleich . . .  
Eifahrungen einer Familienrichterin 

»Die Parteien schließen nach Erörterung der Sach- und Rechtslage 
folgenden Vergleich . . .  « - ein Satz im Sitzungsprotokoll des Ge­
richts, der den Richter mit Genugtuung erfüllt. Dieser Satz spart 
ihm Arbeit und gibt ihm gleichzeitig das Gefühl, etwas Befriedi­
gendes geleistet zu haben. Zur Terminvorbereitung hatte er sich 
ausgiebig mit dem Prozeßstoff beschäftigt, die sachlichen und 
rechtlichen Alternativen gedanklich durchgespielt, und dann hat 
er nun mit den Parteien auf dieser Grundlage ein umfassendes 
Rechtsgespräch geführt. Mit dem erzielten Vergleich bleibt es ihm 
erspart, Sachverhalt und rechtliche Beurteilung ein weiteres Mal 
zu durchdenken, um seine Gesichtspunkte in der Urteilsbegrün­
dung schriftlich festzulegen. Die schönste aller richterlichen Ver­
fügungen: »Kosten, weglegen« folgt unmittelbar der Unterschrift 
unter das TerminsprotokolL Der Richter hat das gute Gefühl, zwi­
schen den streitenden Parteien und dem Recht, gleichzeitig auch 
zwischen den Parteien selbst vermittelt zu haben. Seine Überzeu­
gungsarbeit ist geglückt. 

Aber oft kommt der Katzenjammer . . .  

Rechtsanwälte denken manchmal anders über gerichtliche Ver­
gleiche. Sie berichten, sie hätten im nachhinein noch viel Mühe, 
ihren Mandanten den Sinn des geschlossenen Vergleichs deutlich 
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zu machen. Manche Partei würde gern von ihrem Vergleich zu­
rücktreten. Ich bin mehrfach Prozeßparteien begegnet, die mit 
der Prozeßerledigung durch den Vergleich innerlich nicht fertig 
wurden. Also keine Freude über den hergestellten Rechtsfrieden, 
sondern Frustration und Vergleichsreue. Die Erinnerung hält ein 
Erlebnis fest, in dem man sich von Prozeßgegner und Richter ge­
meinsam überfahren glaubt. Oft hört man, der eigene Anwalt sei 
nicht interessiert oder nicht genügend auf der Hut gewesen. Zum 
Arger über wirtschaftliche Nachteile kommt noch das Gefuhl, 
Schwäche gezeigt und dem Gegner zu einem wohlfeilen Triumph 
verholfen zu haben. 

Solche Vergleichsreue ist wohl am schmerzlichsten, wenn sie 
nach einem Vergleich in einer Familiensache erfolgt. Familien­
rechtliche Regelungen haben ja eine eminent wirtschaftliche 
Bedeutung. Sie sind von existentiellem Gewicht fur die Parteien 
und entscheiden für lange Zeiträume über den beiderseitigen 
Lebenszuschnitt. Man betrachte die üblichen »Selbstbehalte« 
Unterhaltspflichtiger, die sie gegenüber der Restfamilie vertei­
digen, man lasse die schmalen Unterhaltsrenten auf sich wirken, 
die ein unterhaltspflichtiger Normalverdiener zu zahlen imstande 
ist und von denen denrioch mehrköpfige Familien leben müs­
sen - ,  dann wird augenblicklich klar, daß hier niemand großzü­
gig sein kann. Da gibt es keine Lücke: Keiner will mehr bezahlen, 
als er muß, keiner will sich mit weniger zufrieden geben, als ihm 
zusteht. 

Der familiengerichtliche Prozeß selbst ist nur ein Ausschnitt, der 
Streitgegenstand nur eine Facette eines weit umfangreicheren Ge­
samtkonflikts, um den gleichzeitig auf mehreren Schlachtfeldern 
gerungen wird: horizontale Verzweigungen mit parallel anhängi­
gen weiteren Prozessen; nicht jeder Konfliktstoff der Parteien 
wird indes zur gerichtlichen Auseinandersetzung. Aber auch ein 
solcher hat Bedeutung bei jedem Prozeß. Der Gesamtkonflikt ist 
tief verwurzelt in einer Vergangenheit, in der Belanglosigkeiten 
für die Parteien, die jeder unterschiedlich erlebt und beurteilt hat, 
eine besondere Bedeutung gewinnen. Das macht sachliche Auf-
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klärung und rationale Verarbeitung unerhört schwer. Eine verlo­
rene Rechtsposition, ein verlorener Prozeß wird von den Parteien 
als existentieller Verlust erlebt. Je nach Temperament quittieren sie 
eine solche Niederlage mit bitterer Depression oder wütender Ag­
gressiOn. 

Unter diesen Umständen ist es erstaunlich, daß die Vergleichshäu­
figkeit in Familiensachen letztlich nicht geringer ist als in sonsti­
gen Zivilsachen. Noch verwunderlicher ist es, wenn man sich die 
scharfen Interessengegensätze vor Augen hält, die vor dem Fami­
liengericht ausgefochten werden, der/die eine so, als habe sie/er 
nie geheiratet, - der/die andere so, als sei es weder zur Trennung 
noch zur Scheidungsklage gekommen. Oder: ein volljähriges 
Kind verlangt von seinen Eltern weitere wirtschaftliche Fürsorge; 
diese sehen ihr Kind als ))abgenabelt« ,  haltenihre generationsmä­
ßige Verantwortung für erfüllt. Oft kommt es zu tiefgreifenden 
Widersprüchen: Der Unterhalt verlangende Volljährige weistjede 
elterliche Kontrolle oder Kritik zurück und beruft sich auf seine 
Autonomie als Erwachsener; eine Ehefrau mag zwar von ihrem 
Mann Unterhalt für sich und die gemeinsamen Kinder fordern, 
empfindet es aber als Zumutung, wenn der Mann seine Stellung 
als Familienvater im Umgangsrecht mit den Kindem respektiert 
sehen möchte; ein Ehemann bestreitet zwar jede wirtschaftliche 
Mitverantwortung für seine geschiedene Frau, fühlt sich aber 
selbst nach der Scheidung noch tief gekränkt, wenn sie Beziehun­
gen zu einem anderen Mann aufuimmt. Inmitten der Wider­
sprüchlichkeit ihrer Empfindungen und der Härte des Kampfes 
fällt es den Parteien schwer, realitätsbezogene, sachliche Argu­
mentationslinien zu entwickeln. 

))Realitätsbezogen« - das meint hier zunächst eine Haltung, in der 
man die eigenen Gefühlsstürme klärt und nicht gleichzeitig nach 
))sauren Heringen und Schokoladenbaisers« verlangt. Ebenso 
muß man die Emotionen und Interessen der Gegenseite respektie­
ren und die beiderseitigen wirtschaftlichen Möglichkeiten an rea­
len Tatsachen und den Erfahrungen miteinander messen. Wo dies, 
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wie leider oft, nicht geschieht, sind die Parteien im Prozeß nicht 
geneigt, aufeinander zuzugehen. Man staunt oft, welch phantasti­
sche Vorstellungen langjährige Ehefrauen von der wirtschaftli­
chen Belastbarkeit ihrer Ehemänner haben. Die Erinnerung an 
Ratenverpflichtungen oder an berufsbedingte Aufwendungen ist 
mitunter wie weggeblasen. Umgekehrt vertritt der Ehemann und 
Vater völlig abwegige Ideen darüber, was ein minderjähriges 
Kind finanziell im Monat braucht oder welch belastbare Stütze es 
im Haushalt einer alleinstehenden berufstätigen Frau zu sein ver­
mag. Der Aufwand, den die Gegenpartei meint beanspruchen zu 
können, wird zum Luxus hochstilisiert, ein gebrauchtes Auto er­
scheint als Staatskarosse, ein einwöchiger Urlaub wird zum Jet­
Set-Vergnügen. Auch die gesundheitliche Belastbarkeit des ande­
ren wird eingeschätzt, als habe man nie das Leben mit ihm geteilt: 
Ein Mann, dessen Ehefrau mit seiner Unterstützung noch ein hal­
bes Jahr vor der Trennung erfolgreich beim Sozialgericht eine In­
validitätsrente eingeklagt hatte, behauptet nun, sie sei kerngesund 
und könne vollschichtig arbeiten. Zur familiären Auseinanderset­
zung gehört, daß jeder die Lebensleistung des anderen betrachtet 
wie durch ein umgekehrtes Fernrohr: Der Mann, der - zwar ohne 
Begeisterung - jahrelang die fmanzielle Grundlage der Familie 
beisteuerte, »hat nie etwas für die Familie getan«; die Frau, die mit 
25 Jahren Mutter von vier Kindem war, erscheint ihrem Mann 
nun als »schlampige Hausfrau« .  

Aber wie kommt es dann zur Einigung? 

Vor allem deshalb, weil das Familiengericht, insbesondere sein 
Verfahrensrecht im Eheverbundsprozeß auf eine Einigung der 
Parteien ausgerichtet ist. Das Scheidungsverfahren übt sogar ei­
nen leichten Druck auf die Parteien aus, die Scheidungsfolgen ein­
verständlich zu regeln. Der Prozeß kann dann humaner und 
schneller abgewickelt werden. Vergleichsreue, Vergleichsfrustra­
tion können aber gefährliche Begleiterscheinungen von Verglei-
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chen sein. Bitterkeit über einen Richter, der auf den Abschluß eines 
Vergleichs drängt und die Gesichtspunkte der Parteien als mehr 
oder weniger unerheblich vom Tisch wischt, über Anwälte, die 
aufgeregte Wortbeiträge der eigenen Mandanten abschneiden. Ein 
>>kurzer Prozeß« in der mündlichen Verhandlung kann das Gefühl, 
Opfer zu sein und Unrecht zu erleiden, vertiefen. Ein Vergleich ent­
faltet aber nur dann eine friedenstiftende Wirkung, hinterläßt keine 
))Prozeßwunden« ,  wenn ihm zumindest der Beginn einer rationa­
len Sichtweise der Parteien auf ihren Konfliktstoff vorausgegangen 
ist. Dies ist es, was Richter und Anwälte zu vermitteln haben. 

Rationalität vor dem Familiengericht ist indes eine seltene 
Pflanze. Sie sprießt auch in Zivilsachen sonst nicht eben häufig. 
Wenn es um die eigenen Interessen geht, ist man natürlich befangen. 
Man wendet sich ans Gericht als den Schiedsrichter, den man, wie 
man glaubt, als Außenstehenden von ))seinem guten Recht« schon 
überzeugen wird. Ein Konfliktlösungsmuster also, das ich oft schon 
bei meinen Kindem beobachtet habe. Wenn sie sich mit ihrem Streit 
an die Eltern wenden, dann tragen sie in mehr oder minder aufge­
brachten Worten vor, was der jeweils andere an Übergriffen verübt 
hat, und erwarten, daß man ihnen recht gibt. Diesem, aus der Kind­
heit gelernten Grundmuster, entspricht das Instrumentarium der 
Konfliktentscheidung, das im Zivilprozeß normalerweise zur Verfü­
gung gestellt wird. Es ist vom Grundsatz her an der Vergangenheit 
ausgerichtet. Ob es um die Durchsetzung vertraglicher Ansprüche, 
die Abwicklung von Vertragsbeziehungen nach Leistungsstörungen 
oder um Haftungsfragen nach unerlaubten Handlungen geht, ent­
scheidend ist immer die Beurteilung von Ereignissen, die der Ver­
gangenheit angehören. Was die Parteien getan haben, bestimmt dar­
über, was sie tun müssen. Hat einer einen Vertrag geschlossen, so 
muß er die Verpflichtungen daraus erfüllen; gleichgültig ob er dazu 
wirtschaftlich noch in der Lage ist oder nicht. Wichtig ist allein, ob 
der Vertrag wirksam geschlossen wurde und was sein präziser Inhalt 
ist. Ob die Vertragsabwicklung sich in Gegenwart oder Zukunft als 
sinnvoll erweisen wird, spielt keine Rolle. Pacta sunt servanda - Ver­
träge sind einzuhalten. Aus einem Faktum der Vergangenheit folgt 
die Verurteilung als verantwortlich, als pflichtig, als haftend. 
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Es liegt mir fern, die Parteien eines Prozesses als uneinsichtig 
hinzustellen. Erläutert der Richter, wie hier angegeben, die recht­
liche Ausgangslage, so können Parteien schließlich sogar nach­
vollziehen, daß ihre Betrachtungsweise nicht in allen Punkten 
vom Richter geteilt wird, und sie selbst auch eine Quote »Mit­
schuld«, Mitverantwortung zu tragen haben. So hat auch Michael 
Kohlhaas gebilligt und hingenommen, daß der große Kurfurst 
nach sorgfältiger Prüfung der vorausgegangenen Ereignisse nicht 
nur die Gegenpartei zu Rechenschaft zog, sondern auch ihn selbst 
zum Tode verurteilte. Was die Parteien erwarten, wenn sie sich ans 
Gericht wenden, ist folgendes: Der Richter soll eingehend ermit­
teln und nach dem Gesetz beurteilen, was in der Vergangenheit 
liegt. Justitia soll die Waage betätigen; sie soll keine Augen haben, 
sondern nur Ohren fur den Vortrag der Parteien. Sie soll die Par­
teien nicht sehen, ihre reale Existenz nicht wahrnehmen. Sie soll 
auch nicht danach fragen, ob die Parteien auch können, was sie 
schulden. 

Im Familienprozfj] geht es um die Zukunft! 

Ganz anders begegnet den Parteien das Familiengericht. Familien­
recht hat Gegenwart und Zukunft vorrangig im Blick. Aber auch 
die Vergangenheit ist nicht unwichtig - in ihr wurzeln die Rechts­
beziehungen, die seitdem vielfältige Wandlungen erfahren hab-en 
können. Die Vergangenheit spielt auch eine Rolle, soweit sich aus 
ihr Schlüsse auf Gegenwart und Zukunft ziehen lassen. Zentral 
ist aber beim materiellen Familienrecht der prognostische Cha­
rakter. So ist eine Ehe gescheitert, wenn nicht mehr zu erwar­
ten ist, daß die getrennten Ehegatten die eheliche Lebensgemein­
schaft wieder herstellen (§ 1565 Abs. 2 BGB). Die Entscheidung 
über die elterliche Sorge für die Kinder hat sich am Wohl der be­
troffenen Minderjährigen auszurichten (§ 1671) ,  also daran, wo es 
die Kinder jetzt und voraussichtlich auf Dauer guthaben werden. 
Unterhaltsrenten sind im voraus zu bezahlen. Sie orientieren sich 
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der Höhe nach an Bedürftigkeit und Leistungsfähigkeit, wie diese 
sich im voraussichtlichen Leistungszeitraum entwickeln werden. 
Die Hausratsteilung - soweit nach Billigkeitsgesichtspunkten zu 
regeln - berücksichtigt ebenfalls den vorhandenen und zu erwar­
tenden Bedarf der getrennten Haushalte. So gilt der Blick des Fa­
milienrichters weitgehend der aktuellen Situation der Parteien, ih­
rer Vergangenheit dabei nur insoweit, wie es zur Aufklärung und 
Beurteilung von Gegenwart und Zukunft nötig ist. 

Eine Ausnahme stellen die Verfahren wegen Zugewinn- und 
Versorgungsausgleich dar. Diese Rechtsinstitute sind wie die son­
stigen bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten vorwiegend auf die 
Vergangenheit ausgerichtet. Hier geht es darum, in der Vergan­
genheit begonnene und voll beendete Sachverhalte, nämlich wirt­
schaftlichen Zuwachs in der zu Ende gegangenen Ehezeit abzu­
wickeln. Die meisten Familiensachen haben es aber mit Rechtsbe­
ziehungen der Parteien zu tun, die zwar in der Vergangenheit ihre 
Wurzeln haben, in veränderter Form aber in die Gegenwart hin­
einreichen und die Zukunft bestimmen. Sie sind nicht beendet. 
Man kann sie nicht abwickeln, sondern nur rechtlich gestalten. 

Argumente aus Ereignissen der Vergangenheit können aller­
dings dazu führen, daß ein vom Grundsatz her auf eine gewisse 
Dauer angelegtes Rechtsverhältnis vom Gesetz für beendet erklärt 
wird. Das ist für die Unterhaltsbeziehung von Ehegatten aus­
nahmsweise dann der Fall, wenn die negative Billigkeitsklausel 
des § 1579 BGB zum Tragen kommt. So kann bei einer ))kurzen 
Ehezeit« fraglich sein, ob eine Unterhaltsbeziehung nach der 
Scheidung begründet worden ist. In den weiteren Fallgestaltun­
gen der Vorschrift geht es meist darum, ob der Bestand der Unter­
haltsbeziehung nicht deshalb zweifelhaft geworden ist, weil ein 
Berechtigter zwar aus ihr Ansprüche herleiten, sich aber nicht an 
einem auch für ihn geltenden Verpflichtungskanon festhalten las­
sen will. Denn die grundsätzliche, nacheheliche Selbstverantwor­
tung von geschiedenen Ehegatten wirkt in die Unterhaltsbezie­
hung in der Weise hinein, daß der Berechtigte seinerseits alles tun 
muß, um den Verpflichteten nach Kräften zu entlasten, ihmjeden­
falls keinerlei Schaden zuzufügen. Hat der Unterhaltsberechtigte 
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in dieser Weise pflichtwidrig gehandelt (gibt er mutwillig einen 
bestehenden Arbeitsplatz auf oder gefahrdet den des Verpflichte-­
ten durch gehässige Denunziation) , so kann die Unterhaltsbezie-­
hung im Bestand schrumpfen oder untergehen. Die Vorschrift des 
§ 1579 BGB ist also rückwärts gewandt und ähnelt in ihrer Struk­
tur den sonst im Familienrecht unüblichen, klassisch zivilrechtli­
ehen Normen. Wohl nicht zuletzt deshalb ist sie bei den Parteien­
und den Anwälten - der Unterhaltsprozeß so populär und wird 
weit öfter ins Feld des Parteivortrages geführt, als es sein Aus­
nahmecharakter eigentlich rechtfertigt. 

Halten wir also nach diesen Ausnahmen fest: 

Die »Gerechtigkeit« des Familiengerichts ist grundsätzlich nach 
vorne gerichtet, in Gegenwart und Zukunft. Sie unterscheidet 
sich damit nicht nur von den sonst üblichen zivilrechtliehen Be-­
trachtungsweisen, sondern auch vor allem von dem, was die mei­
sten Rechtsuchenden von Kindheit an unter Gerechtigkeit verste-­
hen. Das Familienrecht führt aus einer Parteirolle heraus, in der 
man dem Gegner Verantwortlichkeiteil für vergangene Versäum­
nisse nachreden und nachweisen möchte. Es will die Parteien zu 
einem Verständnis ihrer Auseinandersetzung bringen, das danach 
fragt, wie alle Beteiligten unter den Bedingungen der eingetrete-­
nen Veränderungen in der Familie weiterleben können. Dazu muß 
jeder das Lebensrecht des anderen respektieren. Daraus entsteht 
die Einsicht, daß niemand, um die eigene Haut zu retten, dem an­
deren das Fell über die Ohren ziehen darf, -ja, daß dies nicht ein­
mal im eigenen Interesse liegt. Diese Einsicht zu fördern, ist Auf­
gabe des Familienrichters, der dazu durch die Bündelung der Zu­
ständigkeiten in Familiensachen geeignete Hilfsmittel in der Hand 
hält. Er kann auf diese Weise, um einen Streitstoff beizulegen, an­
dere Konfliktherde in das Gespräch mit den Parteien einbeziehen 
und nun für Ausgleich sorgen, der keiner Partei das Gefühl gibt, 
gesiegt zu haben oder unterlegen zu sein. So können im Unter-
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haltsprozeß der parallel schwelende Streit der Parteien um das 
Umgangsrecht angesprochen werden und dadurch Rechte und 
Pflichten des Familienvaters nebeneinander erfahrbar sein. Mit 
dem Gespräch über die elterliche Sorge kann die Hausratsteilung 
erörtert werden, weil die Organisation und Ausstattung der ge­
trennten Haushalte von der Sache her zusammengehören. So 
kann es gelingen, daß die Parteien sich der Grundüberlegung des 
Familienrechts nähern, das nichts anderes tut, als dem Bauprinzip 
selbst zu folgen: Indem sich die Lebenswirklichkeit der Familie 
wandelt - manchmal schmerzhaft und katastrophengleich - , blei­
ben die Mitglieder der Familie einander noch zutiefst verpflichtet. 

So kann der Scheidungsprozeß die Parteien weiterfuhren zu ei­
ner Haltung, die es ihnen ermöglicht, sich wenigstens ansatzweise 
- rein experimentell - einmal auf die Seite der anderen Prozeßpar­
tei zu stellen und den Konflikt mit deren Augen anzusehen. Das ist 
der Beginn von Realitätsbezug und Rationalität. Verdrängtes 
taucht im Bewußtsein wieder auf und verändert die eigene Beur­
teilung. Rechts- und Prozeßlage werden zutreffender einge­
schätzt, nicht zuletzt auch Beweisschwierigkeiten. 

Die Parteien also dazu bringen, aufzuarbeiten, daß der Grund 
ihres Zerwürfuisses darin liegt, daß ))sie sich nicht mehr verste­
hen « ,  daß sie die Sicht des anderen eben nicht mitvollziehen kön­
nen. Zu den vielfachen klassischen Rollenmißverständnissen zwi­
schen Mann und Frau aus ihrer je verschiedenen Lebenslage 
kommt hinzu, daß jedes Wort, dessen sich einer bedient, mit 
Ober- und Untertönen einer langen Konfliktgeschichte besetzt 
ist. Niemand kann mehr sachlich schildern, was ihm wichtig er­
scheint, niemand der Schilderung des anderen zuhören, ohne die 
Fortsetzung des bekannten Stellungskrieges zu erleben. Fast ohne 
nachzudenken nutzt jede Partei Verletzungsmöglichkeiten; ebenso 
wittert der andere in jedem Satz Kränkungsahsichten und Ableh­
nung seiner Person. 

So ist dann der Richter - oft unterstützt von den Anwälten - be­
müht, Mißverständnisse auszuräumen, Aggressionen zu dämp­
fen und den Blick der Parteien auf das Wesentliche auszurichten: 
die Gestaltung der Zukunft in beiderseitigem Interesse. Mögen 
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die Prozeßgegner auch von Fall zu Fall die notwendigen Einsich­
ten gewonnen haben, so bleiben sie doch selten auf diesem erreich­
ten Punkt stehen. Sie geraten immer wieder in die eingeübten 
Gleise ihrer Streitigkeiten zurück. Geschieht das, so hilft es wenig, 
wenn Richter oder Anwälte mit der Ungeduld der Routine den 
Redefluß der Parteien, mit dem sie »ihr Recht« suchen, als uner­
heblich abschneiden. Wenn die Parteien nicht verstehen, warum 
ihre Argumentation die Sache nicht fördert, wird sich ihr Miß­
trauen gegen die Gegenseite nur auf das Gericht übertragen, das 
ihnen nicht zuzuhören bereit ist. 

Wenn aber die Parteien selbst an der Regelung ihrer Rechtsbe­
ziehungen mitarbeiten und auf dieser Grundlage eine Vergleich 
geschlossen wird, werden sie erleben, daß sie weit mehr erhalten, 
als ein Urteil ihnen hätte geben können. Die Alternativen bei der 
Ausgestaltung von Rechten und Pflichten sind nämlich vieWilti­
ger als bei der pauschalierenden Regelung durch das Gesetz. Die 
Fälligkeit von Unterhaltsrenten etwa, für das Gesetz immer mo­
natlich im voraus, kann entsprechend den Parteiwünschen modi­
fiziert werden; die Abtragung von Rückständen kann in Raten er­
folgen, so daß die wirtschaftliche Strangulierung des Pflichtigen 
vermieden wird, eine vorhandene Verbindlichkeit kann realistisch 
berücksichtigt werden; Besuchsregelungen betreffend die Kinder 
lassen Lösungen zu. 

Vor allem machen die Parteien mit »ihrem« Vergleich eine wich­
tige Erfahrung, die - wenn es gut geht - über das Prozeßende weit 
hinausreicht: Indem sie durch eigenständige Vereinbarung ihre In­
teressen zu wahren lernen, werden Richter und Anwälte nur noch 
in der Funktion von sachverständigen Mittlern fur sie tätig. Die 
Parteien erleben sich als fahig, ihre Angelegenheiten zur Sprache 
zu bringen und gemeinsam zu regeln. Ihre Erwartung an den 
Richter als einen Supervater, eine Supermutter oder eine Art 
»Großer Kurfürst« ist zwar zunächst enttäuscht worden, macht 
aber nun dem Erlebnis der personalen Eigenständigkeit Platz. 
Zwar wird den Parteien die ursprünglich erhoffte Entlastung 
durch Richterspruch nicht zuteil, dafür entsteht ein entmythologi­
siertes Verhältnis zum Gericht. Das kann nicht ohne Auswirkun-
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gen auf Konflikte bleiben, die in der Zukunft noch zwischen den 
Parteien entstehen mögen. Sie werden dann zunächst versuchen, 
ihre Probleme selber zu regeln und nur dann die Hilfe der Juristen 
in Anspruch zu nehmen, wenn sie den juristischen Sachverstand 
benötigen. Sie haben jedenfalls erfahren, daß sie nicht eine Ge­
rechtigkeit des U rteilens und Verurteilens erwarten dürfen, son­
dern eine der Gestaltung von Gegenwart und Zukunft. Das ist 
eine Gerechtigkeit, die sie nicht in den Stand von unmündigen 
Kindem zurückversetzt, die sich streiten. Sie erhalten vom Ge­
richt keine Antwort auf die sie auch bedrängenden Fragen nach 
Verantwortung, Schuld und Versäumnissen in der Vergangenheit. 
Aber sie werden respektiert als das, was sie sind: verantwortliche 
Personen, die auf der Grundlage des Rechts ihr Schicksal selber in 
die Hand nehmen. 
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IV Über die Tätigkeit der 
nicht-juristischen Expertinnen 

im Scheidungsveifahren 

Welche Hilfe nun erfahren die Parteien und Juristinnen im Schei­
dungsverfahren durch Angehörige anderer Professionen? 

Verschiedentlich wurde kritisiert, jegliche Professionalisierung 
in dem Sinne, daß Probleme zunehmend von Expertinnen gelöst 
werden, bewirke, daß die »Problemträgerlnnen« immer unfähi­
ger werden, sich selbst zu helfen. Diese fortschreitende ))Kompe­
tenzenteignung«, die im Verhältnis vonJuristinnen zu Laien evi­
dent scheint, wird auch ftir den Bereich der Sozialarbeit im weite­
ren Sinne aufgestellt Qapp/Olk) . Jegliche Offenlegung der per­
sönlichen Situation ermögliche staatliche Kontrolle und beraube 
das Individuum seiner Privatsphäre. 

Gilt dies bereits im ))Normalfall « ,  wenn z. B. die Sozialarbeite­
rin beauftragt wird, ftir das Gericht eine Votum abzugeben, bei 
welchem Elternteil das Kind leben soll, was Hausbesuche und Ge­
spräche erforderlich macht? Die Beantwortung dieser Frage wird 
unterschiedlich ausfallen, je nachdem wieviel Respekt und Ver­
trauen man von staatlichen Institutionen gegen einen selbst ver­
langt und inwieweit man generelle Kontrollen als Antwort auf­
tatsächlich - vorkommende Mißstände akzeptiert. 

Im Interview mit der Sozialarbeiterin, »Stellungnahme zur Sorge­
rechtsregelungfor Florian A .  - ein Fall aus dem Obdach« (u. S. 130ff. ) ,  
wird der Spannungsbogen zwischen ))Hilfe zur Selbsthilfe« und 
)) Verwaltung der Opfer« deutlich. Die Fähigkeiten der Obdachlo­
sen, ihre Konflikte selbst zu lösen, sind äußerst gering. Wie in vielen 
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Beiträgen anklingt, sind Scheidungsbetroffene oft physisch, psy­
chisch und finanziell sehr geschwächt und bedürfen umfassender 
Hilfe, die die juristischen Expertinnen überfordern können. Ob­
dachlose befinden sich aufgrund ihres Lebens im Ghetto perma­
nent in dieser Situation. Aus diesem Grund hat Scheidung fiir sie 
keine herausragende Bedeutung, das tägliche, psychische und ma­
terielle Elend wird hierdurch kaum vergrößert. Um so hilfloser 
und ohnmächtiger sind die Helferlnnen, um so größer auch die 
Versuchung der juristischen Expertlnnen, die anstehenden Pro­
bleme als nur juristische zu definieren und das menschliche »au­
ßen vor« zu lassen. Wen wundert es, wennJuristinnen sich plötz­
lich aufihre »eigentliche« Rolle besinnen und die Meinung vertre­
ten, Rechtsanwenderinnen sollten nichts anderes tun, als Rechts­
fragen entscheiden, der - übergroße - Konflikt wird aufjuristisch 
zu entscheidende Sachfragen reduziert. Oder, was wären die Al­
ternativen? 

Zum Schluß des Interviews werden diese angedeutet. Einbezie­
hung der Realität der Obdachlosen im Scheidungsprozeß heißt 
zunächst einmal, diese wahrzunehmen und nicht a priori als 
»nicht zur Sache gehörig« auszublenden. Die Zusammenarbeit in 
Form von Gespräch und Austausch mit den vor Ort arbeitenden 
Sozialarbeiterinnen könnte ein erster Anfang sein. Nur, welche 
Justizverwaltung überstützt solche Aktionen, bedenkt man, daß 
schon bei »normaler« richterlicher Tätigkeit Gespräche hierüber, 
Fortbildung, Supervision u. ä. nicht gefördert werden. Alle Be­
mühungen von Richterinnen, die über die rechtsförmige Erledi­
gung von Fällen hinausgehen, sind immer noch Privatsache und 
selbst zu ermöglichen, natürlich auch selbst zu zahlen. 

Bei Rechtsanwältinnen sind Bemühungen dieser Art ebenfalls 
sehr selten, muß doch bei ihnen die Relation von Zeitaufwand 
und Bezahlung stimmen. 

Deswegen resumiert die Sozialarbeiterin, wenn auch keines­
wegs befriedigt: es gibt keine Konflikte mit den Rechtsanwältin­
nen, weil wir fiir sie dolmetschen, und keine mit dem Gericht, 
weil unser Votum so gut wie immer übernommen wird. 
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Im Beitrag »Eine Familie in der Sorgerechtsberatung« (u. S. 143ff. ) 
wird auch nicht über Konflikte mit Richterinnen oder Anwältin­
nen berichtet, obwohl sich die Sachverständigen eindeutig äu­
ßern: der Sachverständige sei nicht mehr ))lediglich Helfer zur 
EntscheidungsEmdung des Gerichts« ,  sondern müsse sich ))viel­
mehr unmittelbar in den Dienst der betroffenen Familie stellen« 
(S. 148) . Im folgenden wird dargestellt, wie die in Scheidung le­
bende Familie - Mutter, Vater und 13-jährige Tochter - über eine 
längere Zeit hinweg beraten wird, mit dem Ziel, die Bereitschaft 
und Fähigkeit der Eltern zu erhöhen, )) kindzentriert zu kooperie­
ren« .  Ergebnis der Beratung ist eine eindeutige und verbindliche 
Handlungsrichtlinie hinsichtlich der Sorgerechtsregelung. Diese 
enthält auch eine von beiden Eltern akzeptierte ))Schiedsrichter­
klausel« ,  derzufolge sich beide verpflichten, sachverständige Hilfe 
in Anspruch zu nehmen und die Empfehlung des Sachverständi­
gen zu akzeptieren, wenn Schwierigkeiten bei der Anwendung 
der zuvor vereinbarten Regelung auftauchen und diese nicht allein 
gelöst werden können. Präventiv erklären sich die Eltern bereit, 
über zwei Jahre hinweg in 6-wöchigem Abstand beratende Hilfe 
in Anspruch zu nehmen. 

Diese Regelung verhindert, daß bei Streitigkeiten gerichtliche 
Hilfe in Anspruch genommen wird. Sie gibt den Betroffenen die 
Möglichkeit, sich über einen längeren Zeitraum hinweg sozusa­
gen routinemäßig in Sachen Eltern-sein zu qualifizieren und bietet 
ebenso ein Lösungsmodell ftir Konflikte an, wobei die Eltern be­
stimmen, wann die eigenen Bemühungen gescheitert sind und sie 
fremde Hilfe in Anspruch nehmen. Vorrangig ist die Selbsthilfe 
bzw. die Aktivierung von ))Selbstheilungskräften« (Strecker) . Ju­
ristlnnen, Psychologlnnen und Laien können getrost arbeitsteilig 
vorgehen. 
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Traudl Harije/Margarete Fabricius-Brand 

Stellungnahme zur Sorgerechtsregelungfür 
Florian A. - ein Fall aus dem Obdach 

F-B: Sie sind als Sozialarbeiterin in einem Obdachlosengebiet in Hanno­
ver tätig. Ttas ist charakteristisch an der Lebenssituation obdachloser Men­
schen? 

H: Obdachlose sind Menschen, die ihre Wohnung verloren haben 
und in einer Unterkunft leben, die der Öffentlichen Hand gehört. 
Ihre Lebensumstände sind durch Armut und die meist völlig un­
zulänglichen Wohnverhältnisse geprägt. Überrepräsentiert sind 
bei ihnen die kinderreichen und unvollständigen Familien sowie 
Ein-Personen-Haushalte. Allen Bewohnern der 3 großen und 16 
kleinen Obdachlosenunterkünfte Hannovers ist gemeinsam, daß 
sie aufgrund der zwangsweisen Unterbringung kein Miet- son­
dern nur ein Nutzungsrecht an der Wohnung haben, daß sie auf­
grund der Ghetto-Situation ausgegrenzt und stigmatisiert sind, 
und daß die Sozialstruktur sehr schlecht ist. Hiermit meine ich, 
daß alle Bewohner wirtschaftliche Probleme haben, die Arbeitslo­
senquote extrem hoch, die schulische und berufliche Qualifika­
tion hingegen äußerst niedrig ist, wobei das eine mit dem anderen 
zusammenhängt. 

F-B: Als Sozialarbeiterin haben Sie Beratung in persönlichen und wirt­
schaftlichen Fragen im Rahmen der sozialen Gesetzgebung zu erteilen. 
Sie haben aber auch gutachterliehe Stellungnahmen bei der Regelung der 
elterlichen Sorge in Ehescheidungsveifahren und bei Getrenntleben abzu­
geben. 
Wie sieht Ihre Arbeit da konkret aus? 
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H: Sorgerechtsregelungen im Obdach müssen die dort herrschen­
den Lebensverhältnisse und ihre negativen Auswirkungen auf die 
Obdachlosen berücksichtigen. Ich will Ihnen das anhand meiner 
Stellungnahmen zur Sorgerechtsregelung für Florian A. erklären. 
(Persönliche Daten wurden geändert. Ansonsten handelt es sich 
bei den folgenden Stellungnahmen 1.-IV um Originale.) 

Florians Mutter, Frau A. ,  hat aus 1. Ehe zwei Töchter, 4 und 6 
Jahre alt. Mit ihrem derzeitigen Ehemann, dem Vater des zweijäh­
rigen Florian, lebt sie in Scheidung. Da die Wohnung der Familie 
A. ausgebrannt und eine Wiederherstellung nicht möglich war, 
wurde Frau A. mit Florian in die Notunterkunft eingewiesen. Wo 
Herr A. sich aufhielt, war zunächst unbekannt. Kurz vor dem 
Wohnungsbrand hatte er sein Elektrogeschäft wegen Zahlungs­
unfähigkeit aufgeben müssen. Die beiden Töchter hatte Frau A. 
zu deren Vater, ihrem 1. Ehemann gebracht. Im Rahmen des lau­
fenden Scheidungsverfahrens war ich gerichtlich aufgefordert 
worden, eine Stellungnahme bezüglich der Übertragung der el­
terlichen Sorge abzugeben, was ich kurz nach Einzug von Frau A. 
mit Florian tat: 

Betr. : Stellungnahme zur Sorgerechtsregelung ftir Florian A. 
(I) 

Am 16. 7 . . . .  fand ein erstes Gespräch mit Frau A. statt. Sie war vorher 
nicht zu erreichen trotz vieler Hausbesuche und einer schriftlichen Einla­
dung. 

Frau A. teilte mit, daß sie eine neue Wohnung in Aussicht habe in der 
X-Straße, : 3 Zimmer, Küche, Bad, mit Heizung. Sie kann dort zum 1.8. 
einziehen, wenn das Sozialamt die Mietsicherheit übernimmt. Für Flo­
rian möchte Frau A. auf jeden Fall die elterliche Sorge behalten. Florian 
hat einen Kindergartenplatz im dortigen Stadtteil und kann nach dem 
Umzug sofort dort hingehen. Frau A. möchte aufkeinen Fall im Unter­
kunftshereich wohnen bleiben. Seit ihrem Einzug am 15.6. hat siejeden 
Tag nach einer neuen Wohnung gesucht und ihre Sachen nicht ausgepackt 
sowie die Möbel nicht aufgestellt. Sie kommt nur in die Wohnung, um 
dort zu schlafen. Frau A. möchte durch das Unterkunftsmilieu nicht noch 
mehr abrutschen. Sie besucht mit Florian jeden Tag ihre Freunde in L. 
und hält sich dort auch auf. 
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Florian kann ftir sein Alter kaum ein Wort richtig sprechen. Meiner 
Einschätzung nach hat er eine Sprachbehinderung und müßte dringend 
zur Sprachtherapie. Frau A. stimmte zu und sagte mir, daß die Sprachbe­
hinderung auch schon von einem Kinderarzt festgestellt worden wäre. 
Florian ist sofort äußerst zutraulich und nimmt sofort Kontakt zu allen 
Fremden auf. Florian benötigt so schnell wie möglich die Betreuung 
durch einen Kindergarten. 

Zu ihren Töchtern Sarah und Nadja]. sagte Frau A. ,  daß sie beide Mäd­
chen nach dem Umzug wieder zu sich nehmen möchte. Sie hätte dies 
auch schon mit ihrem ehemaligen Mann besprochen. Sie möchte, daß sie 
und ihr ehemaliger Mann das Sorgerecht gemeinsam haben. Den Unter­
halt von D M  180,- ftir die beiden Mädchen hat Frau A. ihrem ehemaligen 
Mann vor beigebracht. Beide Mädchen sind im Hort in . . .  angemeldet. 

Zur Regelung der elterlichen Sorge kann ich keine Stellungnahme ab­
geben. Es muß abgewartet werden, ob Frau A. wirklich zum 1 .8 . . . .  um­
zieht und ihren Sohn Florian in die Kindertagesstätte gibt oder im Unter­
kunftsgebiet verbleibt. 

F-B. : Wie ging es dann weiter? 

Ich versuchte, den Kontakt mit Frau A. zu intensivieren, um mir 
ein Bild zu machen, ob sie Florian, später eventuell auch die Töch­
ter, allein versorgen könne. Ungefähr zwei Monate später er­
folgte mein zweiter Bericht. 

Betr. : Florian A. 
(li) 

Frau A. hat sich entschlossen, nun erst einmal im Unterkunftsgebiet woh­
nen zu bleiben und auch endlich ihre Möbel aufZustellen. 

Allerdings hält sich Frau A. mit Florian noch häufig in L. bei Freunden 
und ihrem Ehemann, Herrn A . ,  auf. Beim Hausbesuch zwischen 8.00 -
9.00 Uhr morgens war sie mit Florian schon unterwegs. Frau A. ist sehr 
schwer zu erreichen und kommt oft nicht zu vereinbarten Terminen. 

Bei meinem Gespräch mit Frau A. am 28.8.  erklärte ich ihr, daß die el­
terliche Sorge ftir ihre Töchter Sarah und Nadja]. auf Herrn]. übertragen 
würde. Das sei auch bei ihrem Durcheinander sinnvoll und ftir die beiden 
Mädchen wohl das Beste. Frau A. sagte mir, sie möchte aber ihre Töchter 
wieder zu sich nehmen, wenn sie ihre Wohnung eingerichtet hätte. 

Ich vereinbarte mit Frau A. , daß es am notwendigsten sei, erstmal 

132 



Florian zur Ruhe kommen zu lassen und sich um ihn zu kümmern. Das 
ständige Durcheinander und Sich-nicht-richtig-einlassen sei für Florians 
Entwicklung nicht sehr forderlich. Ein Platz in der Kindertagesstätte fiir 
Florian ist frei, und ich ftillte mit Frau A. die Anmeldung aus. 

Frau A. versprach, Florian sofort anzumelden und mit ihm zum Arzt 
zu gehen wegen des Attestes. 

Am 29.08. meldete Herr A. seinen Sohn Florian in der Städtischen Kin­
dertagesstätte an. Frau A. kam am 29.08. in die Sprechstunde und sagte 
mir, sie und ihr Sohn seien krank und sie würden über das Wochenende 
zu ihrer Mutter nach L. gehen. 

Seit 02.09 . . . . ist Florian in der Städtischen Kindertagesstätte. Er geht 
sehr gerne dorthin und will gar nicht nach Hause. 

03.09 . . . .  : Frau A. will sich weiterhin um eine Wohnung bemühen au­
ßerhalb des Unterkunftsgebietes. Die Berichte fiir das Wohnungsamt 
und die Wohnungsbaugesellschaft hat Frau A. noch nicht abgeholt. 

Frau A. wirkt im Gespräch immer sehr einsichtig, ist es jedoch in ih­
rem Verhalten nicht. Eine Stellungnahme zur Neuregelung des Sorge­
rechts für Florian kann noch nicht abgegeben werden, die Entwicklung 
von Florian im Kindergarten muß noch abgewartet werden, und ob sich 
Frau A. in der Unterkunft wirklich einlebt und einrichtet. 

Ich schlage vor, mit der Regelung des Sorgerechtes bis Januar des näch­
sten Jahres abzuwarten, um beurteilen zu können, ob Frau A. in der Lage 
ist, die Erziehung für Florian verantwortlich zu übernehmen. 

Har�e 

Zwischenzeitlich stellte der Vater von Sarah und Nadja, Frau Ns 
erster Ehemann, den Antrag, ihm die alleinige elterliche Sorge fiir 
die Töchter zu übertragen. 

Betr . :  Stellungnahme zur Sorgerechtsregelung fiir Sarah und Nadja J. 
wohnhaft bei dem Vater. 

(III) 

In unserem Gespräch am 04.01.87 erklärte Frau A. mir, daß sie ihre Töch­
ter nicht mehr zu sich nehmen wollte. Ihr geschiedener Mann soll das 
Sorgerecht fiir beide Töchter bekommen. Sie hätte sich das reiflich und 
endgültig überlegt. 

Ihre Verbindung zu ihren Töchtern sei abgerissen. Seit November 1986 
kommen die beiden Mädchen nicht mehr zu den vereinbarten Wochen-
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enden. Frau A. meint, die Kinder haben sich von ihr entfremdet und »hö­
ren nicht mehr auf sie« und »tanzen ihr auf dem Kopfherum « .  

Frau A. ist mit ihren Nerven am Ende und will nicht auch noch an den 
Kindem zerren, sie schätzt auch ein, daß die Kinder nicht zu ihr wollen, 
sondern beim Vater bleiben wollen in der gewohnten Umgebung. 

Frau A. meint, ihr Ehemaliger würde die gemeinsamen Töchter gut 
versorgen und sie hätten dort auch alles, was sie brauchen. Frau A. hat nur 
Bedenken, daß ihre Töchter ihr später wegen dieser Entscheidung einen 
Vorwurf machen. 

Nach meiner Einschätzung wäre Frau A. auch mit der Versorgung und 
Erziehung von 3 Kindern überfordert. Erschwerend käme das Wohnen 
im Unterkunftsgebiet hinzu. Wichtig ist aber vor allem, daß die beiden 
Töchter nicht bei Frau A leben wollen. Sie müßten alle sozialen Bezüge 
verlassen und in eine neue Schule wechseln und in einen anderen Hort. 

Frau A möchte ihre Töchter weiterhin besuchsweise bei sich haben an 
Wochenenden, und diese Regelung sollte ihr ehemaliger Mann auch ein­
halten. 

Hartje 

F-B: Kommt es häufig vor, daß sich Ihre Klientinnen damit einverstanden 
erklären, die elterliche Sorge auf die Vciter zu übertragen? In - streitigen 
- Scheidungsveifahren erhalten allerifalls 10-15 % der Vciter die elterliche 
Sorge, und das auch meist in Mittelstandsfamilien. 

H: Nein. Frauen im Obdach bekommen schon sehrjung und mei­
stens sehr zahlreich Kinder. Abtreibungen sind selten, Verhütung 
wird meist abgelehnt. Frau-sein heißt Mutter werden. Das Vor­
bild ist die eigene Mutter, die es schon genau so gemacht hat. Da­
bei spielt es keine Rolle, ob die Kinder verschiedene Väter haben, 
ob sie ehelich oder außerehelich geboren werden. Der Status Mut­
ter ist wesentlich. 

F-B: Welche Rolle spielen denn die Männer bzw. Väter for das Zusam­
menleben? 

H: Wichtig ist, einen Mann zu haben, egal ob verheiratet oder 
nicht. Das gehört zur Identität wie Kinder haben. Im Familien-

134 



leben spielen die Frauen die Hauptrolle, da sie die ganze Hausar­
beit machen. Die Männer helfen dabei nicht mit, das paßt nicht 
ins Rollenklischee. Nach außen fuhren die Männer oft das große 
Wort, sie treten als ))Bestimmer« auf, aber die Frauen nehmen das 
nicht allzu ernst, denn sie wjssen genau, wer im Alltag das Sagen 
hat. In der Öffentlichkeit lassen sie den Männern ihre Rolle, sehen 
sie im übrigen aber als eher hilflos, schwach und wenig nützlich 
an. Wenn Männer Geld nach Hause bringen, sieht es etwas anders 
aus. 

F-B: Und wie ist das Tkrhältnis der Vciter zu ihren Kindern? 

H: Im Alltag spielen die Väter bzw. Erzeuger keine große Rolle bei 
den Kindern. Die Mutter ist der Dreh- und Angelpunkt der Fami­
lie. Ihr - negatives -Bild vom Vater prägt die Vorstellung der Kin­
der. Trennung oder Scheidung der Eltern im Obdach bedeutet 
nicht den Verlust, wie wir es beim Auseinanderbrechen von Mit­
telschichtsfamilien beobachten können. Hier fällt schon eher ein 
Vater weg, der eine verläßlich Bezugsperson war. Dies sind Väter 
im Obdach so gut wie nie für ihre Kinder. Andererseits verbleiben 
die Väter trotz Trennung weiterhin im Umfeld der Familie, weil 
sie es nicht schaffen, aus dem Obdach herauszukommen. 

F-B: Könnte man sagen, es herrscht das Matriarchat in Obdachlosenfami­
lien? 

H: Ja, ein negatives Matriarchat. Die sozial schwachen, wenig 
selbstbewußten, unausgebildeten Frauen geben dies an ihre Kin­
der weiter. Diese sind in der Regel emotional, sozial und kognitiv 
unterversorgt. Unbewußt torpedieren die Mütter im Obdach die 
Betreuung und Förderung ihrer Kinder. Sie erleben dies als Kritik 
an ihrem Verhalten. Ihre eigenen Unfähigkeiten könnten sichtbar 
werden, und das ist, wie man weiß, wenig angenehm. Selbst 
wenn sie verbal äußern, ihre Kinder sollten ))was« werden, damit 
sie es besser haben, lehnen sie Aufstieg, Fortkommen oder An­
derssein innerlich tief ab, weil es zu bedrohlich ist. Es könnte die 
bestehende Abhängigkeit der Söhne und Töchter von ihnen verän­
dern. 
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F-B: Die »soziale vererbung«Junktioniert also, d. h. Armut, kombiniert 
mit "Verwahrlosung wird von einer Generation zur nächsten weitergege­
ben? 

Ja. Diesem Kreislauf zu entkommen, ist ungeheuer schwer. Wis­
sen Sie, ob Trennung, Scheidung oder nicht, ist fast gleichgültig. 
Das größte Drama fur die Kinder ist doch, daß beide Eltern emo­
tional selbst große Mängel haben und schwach sind, daß sie ihre 
Kinder häufig emotional vernachlässigen, im Stich lassen, und sie 
emotional an sich binden, um sie im nächsten Moment wieder da­
vonzujagen. Und die Kinder orientieren sich an diesem negativen 
Bild von Vater- und Muttersein. Sie sind Opfer der unberechenba­
ren Wünsche und Impulse der Eltern, genauso wie diese Opfer 
waren. Die Defizite sind so enorm, daß sie nur durch intensivste 
Hilfen zu verändern wären. Und die können wir mit unserer So­
zialarbeit kaum geben, es fehlt an Zeit und Mitteln, so daß wir das 
Elend eher verwalten als beheben. 

F-B: ffilrum hat Frau A .  sich denn anders verhalten und gerade nicht an 
dem Prinzip, Kinder gehören zur Mutter orientiert? 

H: Frau A. war zum ersten Mal im Obdach und hierüber äußerst 
verstört. Ihre Wohnung war, wie die meisten anderen, klein, dun­
kel, feucht, schlecht isoliert, mit Ofenheizung, ohne Dusche oder 
Bad und miserabel möbliert. Hier funktioniert soziale Kontrolle 
wie in einem Dorf, nichts bleibt unentdeckt. Ihr Ex-Mann konnte 
den Töchtern eher eine Atmosphäre bieten, die sie selbst an­
strebte. Sie wollte unbedingt aus dem Obdach raus, was ihr später 
auch gelang. Außerdem hoffte sie, mit Herrn A. einen Neubeginn 
zu schaffen und zog den Scheidungsantrag wieder zurück. Bei die­
sem Versuch wären die Töchter aus der ersten Ehe störend gewe­
sen. Dies ist sicher der Hauptgrund, warum sie die immer wieder 
auftauchenden Schuldgeilihle wegschieben konnte. 

Ich befürworte in meiner Stellungnahme (IV.) den Verbleib von 
Florian A. in der Familie. 
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Betr. : Stellungnahme zur Sorgerechtsregelung für Florian A. 
(IV) 

Mit Frau A. haben mehrere Beratungsgespräche stattgefunden. 
Am 09.02. erklärt Frau A. , daß sie mit ihrem Ehemann wieder zusam­

menleben will, und daß der Scheidungsantrag zurückgezogen wird. 
Ein Bericht zu Regelung der elterlichen Sorge ist von daher nicht mehr 

erforderlich. 
Frau A. und ihr Mann verstehen sich im letzten 1/2 Jahr wieder gut. 

Herr A. hat seine Aufgaben als Vater gegenüber Florian im letzten 1/4 
Jahr aktiv wahrgenommen. 

Besuche von Elternabenden, Arzttermine usw. Die Erzieherin von Flo­
rian A. teilte mir mit, daß sie sehr zufrieden wäre mit der Mitarbeit beider 
Eltern. Florian kommt regelmäßig in die Kindertagesstätte. 

Frau A. und ihr Mann wollen sich gemeinsam eine Wohnung außer­
halb des Unterkunftsgebietes suchen. Frau A. und ihr Mann wollen wie­
der nach L. ziehen in die Nähe von der Mutter von Frau A. Ein Bericht 
an das Wohnungsamt liegt vor, um Frau A. bei der Suche nach einer ge­
eigneten Wohnung behilflich zu sein. 

Frau A. und ihr Mann sind sehr schwer hier zu erreichen, da sie sich 
hier im Unterkunftsgebiet nicht wohl ftihlen. 

Frau A. und ihr Mann sind nach der Entwicklung im letzten 1/2Jahr in 
der Lage, die Erziehung von Florian A. verantwortlich zu übernehmen. 
WV in 6 Monaten. 
05.04. 

F-B: Wissen Sie, was aus dieser Familie geworden ist? 

H: Ja, sie wohnt in einem anderen Stadtteil und hat sich stabili­
siert. 

F-B: Nochmal zurück zur Scheidung. Bekannte Scheidungsgründe sind 
Gewalttätigkeiten gegen Frau und Kinder, neue Freundin oder Freund, 
oft auch das Erkalten der Gefohle. Wls bewegt Obdachlose überwiegend, 
Scheidungsantrag zu stellen? 

H: Ich will nacheinander auf die Gründe eingehen. 
In meiner mehr als 8-jährigen Praxis im Obdach hat noch nie­

mand einen Scheidungsantrag wegen Gewalttätigkeit gestellt. Na­
türlich wird geprügelt, der Mann die Frau, oft auch umgekehrt und 
beide die Kinder. Das ganze wird aber überwiegend innerhalb des-

137 



Obdachs geregelt. Wenn es zu schlimm wird, kommen die Nach­
barn zur Hilfe, selten wird die Polizei geholt, schon gar nicht brei­
tet man das vor Gericht aus. Wenn das passiert, ist das oft die Idee 
der Anwälte, sie und die Richter nehmen an, dies sind die Gründe, 
warum die Ehe »zerrüttet« ist, wie es in der Amtssprache heißt. 
So stimmt das aber nicht. Um kein Mißverständnis aufkommen 
zu lassen. Natürlich leiden die Betroffenen unter dem gewalttäti­
gen Umgang, sie fühlen sich verletzt, gedemütigt und frustriert. 
Aber so fiihlen sie sich erst recht als Gruppe insgesamt gegenüber 
dem Rest der Welt. Und deswegen überwiegt die Haltung, was 
hier passiert, geht »die da draußen nichts an« .  Allenfalls kommen 
die Betroffenen zu uns, die wir vor Ort arbeiten, in die Beratung, 
wenn wir ein Vertrauensverhältnis aufbauen konnten. 

F-B: �s passiert denn, wenn der neue Freund oder die neue Freundin 
auftaucht? 

H: Dann lassen die Frauen sich scheiden oder drohen zumindest 
damit. Männer wollen die Scheidung eigentlich nie, zumindest 
habe ich das noch nicht erlebt. 

F-B: Es wird ja wohl nicht nur einfach der Scheidungsantrag gestellt? 

H:  Nein, natürlich ni.cht. Hierüber wird oft und auch handgreif­
lich gestritten. Der Scheidungsantrag wird gestellt, aber es 
kommt häufig vor, daß die Eheleute sich im Laufe des Verfahrens 
wieder arrangieren und der Antrag zurückgenommen wird. Das 
sieht dann so aus: der Mann wohnt bei der neuen Frau, kommt 
aber immer wieder zur Ehefrau zurück, läßt sich von ihr die Wä­
sche waschen, gibt Geld ab, was sehr wichtig ist, und dafiir macht 
die Frau keine Szenen. Sie findet sich eben mit den Verhältnissen 
ab, die anderen Frauen im Obdach trösten sie, die Kinder bleiben 
bei ihr und verurteilen den Vater. Das Ghetto mit den Kindem zu 
. verlassen und neu anzufangen ist nicht möglich, letztlich ändert 
sich doch nicht viel. Die neue Frau kommt meist auch aus dem 
Milieu, weil der Ehemann natürlich keine Chance hat, eine bes­
sere oder attraktivere als die Ehefrau zu fmden. 

F-B: �nn wird eine Scheidung denn bis zu Ende durchgefohrt? 
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H: Meist aus wirtschaftlichen Gründen. Die Frauen wollen Unter­
halt haben, wenn der Mann sie verlassen hat. Oft können die 
Männer aber gar nicht zahlen, weil sie arbeitslos sind. Bezieht eine 
Familie Sozialhilfe, so kann die Scheidung auch nur zum Schein 
angestrebt werden, weil man sich wirtschaftlich durch zwei Haus­
halte besser stellen kann. 

Oft passiert folgendes. Durch den Scheidungsantrag wird eine 
Maschinerie in Gang gesetzt, die die Beteiligten nicht mehr be­
herrschen. Was zunächst mal nur den Ehemann in Schrecken ver­
setzen sollte, wie der drohende Kontakt mit Behörden, Anwälten 
und Gericht, wird zum Bumerang gegen beide Eheleute. Plötz­
lich tauchen kontrollierend Menschen auf, die nachsehen, was mit 
der Restfamilie los ist. Es wird geprüft, kritisiert, bemängelt, wie 
die Familie lebt und wie die Kinder erzogen werden. Wut und Ent­
täuschung über den Ehepartner sind plötzlich weniger schlimm 
als die Einsicht, die sie aus der Konfrontation mit Anwälten, So­
zialarbeitern und Richter - mal wieder - gewinnen: sie stehen auf 
der untersten Stufe dieser Gesellschaft, und ob Scheidung oder 
nicht, sie können aus ihrer Lage nicht herausfmden. 

F-B: Welche Konflikte tauchen in der anwaltliehen Beratung oder bei Ge­
richt auf? 

H: Oft begleiten wir die Frauen und stellen den Erstkontakt her, 
denn die Schwellenangst ist enorm hoch; die Sprache ist anders, 
die Menschen und ihre Umgebung fremd. Wir sind Übersetzerin­
nen, weil wir die Regeln im Getto aber auch ))VOn draußen« ken­
nen. Wir sind Mittlerirmen, weil wir den Anwältinnen oder An­
wälten mitteilen, was unsere verstummten Frauen und Männer 
wollen. Hierdurch werden die Obdachlosen zu Objekten, auch 
von mir, weil sie sich nicht selbst vertreten können. 

Im weiteren Verfahren helfen wir natürlich beim Ausfüllen von 
Anträgen und reden mit den Betroffenen. Mit dem Gericht gibt es 
meistens keine Probleme, aber auch keine Gespräche. Ich glaube, 
die Richterirmen und Richter haben genauso viel Angst vor den 
Menschen, die in den Ghettos einer Obdachlosensiedlung leben, 
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wie diese vor ihnen. Fremdheitsgefühle aufbeiden Seiten. Sie wis­
sen eigentlich nichts vom Umfeld dieser Familien, außer, daß sie 
nicht mehr zur )>normalen Bevölkerung« gehören, das sieht man 
schon an der Adresse. Es ist auch schon mal vorgekommen, daß 
eine Richterin mal gründlicher nachfragt und die Eltern mit den 
Kindem genauer anhörte. Aber es kam nicht viel dabei heraus. 
Vor Gericht hat dieser Personenkreis große Schwierigkeiten zu re­
den. Häufig verstummen diese Menschen aus Angst vor dem Ge­
richt, das sie nicht durchschauen. Die Regel ist, daß sich das Ge­
richt unserem Votum ohne Kommentar anschließt. 

Ich wünschte mir, Richterinnen und Richter, aber auch Anwäl­
tinnen und Anwälte, die ))solche Leute« vertreten, kämen zu uns 
ins Obdach und würden mit uns Sozialarbeiterinnen überlegen, 
was z. B .  mit den Kindem passieren soll. Aber das habe ich noch 
nie erlebt. 

Aus unserer Schlußbetrachtung: 

VUlntm schaffte Frau A. den Weggang aus dem Ghetto? 
Die zunächst nur wirtschaftlichen Schwierigkeiten brachte die Fa­
milie A.  aus dem Gleichgewicht. Die Eheleute konnten sich wech­
selseitig nicht mehr stützen, Frau A. ihre Kinder nicht mehr ver­
sorgen. Sie empfand ihre Lebenssituation als aussichtslos und ließ 
zunächst alles mit sich geschehen. 

Im Obdachgebiet tat Frau A. zunächst so, als lebe sie gar nicht 
hier. Schließlich aber ließ sie sich auf die Situation ein (packte die 
Möbel aus) und fand alles entsetzlich. 

Selbst die trockenen Stellungnahmen im Sorgerechtsverfahren 
machen eines klar: Frau A. sieht das Elend im Obdach, leidet un­
ter der Situation und will unbedingt wieder raus. 

Frau A .  hielt den Kontakt zu ihren alten Bezugspersonen und 
wehrte sich gegen die Vereinnahmung im Ghetto. Wesentlich 
war, daß ihr Mann eine Wohnung im alten Stadtteil bezog und 
den Kontakt zu Frau und Sohn aufrecht erhielt. 

140 



Frau A. - später auch die ganze Familie - faßte Vertrauen und 
nahm mehrere Beratungsgespräche wahr und bekam die notwen­
dige Unterstützung bei der Wohnungssuche. 
Wozu nutzte uns Frau A. im Interview? 

Der Fall wurde von uns gemeinsam als passend gewählt. Dabei 
ist er fur die Problematik - Scheidung und elterliche Sorgerechts­
regelung im Obdach - keineswegs typisch, weder der Weggang 
aus dem Obdach, die Versöhnung der Eheleute, das Verbleiben 
des Sohnes in der Familie und die Trennung von den Töchtern. 
Wir benutzten Frau A. als Trägerin der schlechten Nachricht: im 
Obdach ist es entsetzlich. 

Wir redeten nicht darüber, was fiir uns die Arbeit mit Obdachlo­
sen so entsetzlich macht. 

Wir wählten Frau A. als Sprecherin des Teils in uns, den wir 
zum Schweigen gebracht haben. 

Frau A. macht ihre Augen auf, läßt die Umstände auf sich wir­
ken und ändert ihre Situation. 

Was machen wir )) Professionellen« in diesem Fall? Schließen 
wir nicht unsere Augen und produzieren im Interview diesen be­
fremdlichen Kontrast, zwischen dem, was wir reden, zu dem, wie 
wir es ))aktenkundig« belegen? Führen wir nicht - mal wieder ­
vor, was so viele Betroffene bemängeln, daß der Akteninhalt (die 
Ausschnitte 1.-IV. aus den Stellungnahmen zu Florian A.) nicht 
die wahre Problematik vermittelt und daher wenig zur Lösung 
beitragen kann? 

Was würde wohl passieren, wenn wir Professionellen uns Klar­
heit darüber verschafften, wie die Probleme der Obdachlosen auf 
uns wirken, statt sie abzuwehren, was bei Frau A. so schnell er­
kannt wurde. Welche unbewußten Anteile kämen bei uns an die 
Oberfläche und würden sich unsere Lösungsangebote nicht we­
sentlich verändern? 

Für uns Professionelle ist es notwendig - auch und vielleicht ge­
rade - das Subjekt Mensch im Ghetto zu sehen. Wie sonst können 
wir die Möglichkeiten, die ihnen zur Verfugung stehen, erkennen, 
sie ))da abholen, wo sie stehen« und sie so unterstützen, sich selbst 
zu helfen? 
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Vermutlich haben wir im Interview auf die erdrückenden Pro­
bleme mit einer Wunschphantasie reagiert: Wenn doch nur alle im 
Obdach lebenden Menschen die Kraft von Frau A. hätten. 

Nur, wie kann sich dieser Wunsch mit aktiven Maßnahmen der 
Professionellen verbinden? Gehört hierzu nicht gerade auch zu­
nächst das Eingeständnis der eigenen Ohnmacht, und als nächster 
Schritt, wie wir mit dieser Ohnmacht umgehen können? Eins 
sollten wir nicht vergessen, alle Menschen (auch Obdachlose oder 
Ohnmächtige) lernen am besten am Modell. 
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Wassilios Fthenakis und Waltraud Walbiner 

Eine Familie in der Sorgerechtsberatung 

1. Falldarstellung 

Im Januar 1986 stellt der Vater, Herr S, einen Antrag aufÜbertra­
gung der elterlichen Sorge für die zu diesem Zeitpunkt 13-jährige 
Tochter A und begründet diesen Schritt mit der bewußten Verhin­
derung von Vater-Kind-Kontakten durch die Mutter, Frau S, und 
einer negativen Beeinflußung des Kindes. Zudem leide die Mut­
ter unter einer schweren manisch-depressiven Erkrankung, die 
bereits zu Zeiten des ehelichen Zusammenlebens wiederholte sta­
tionäre Behandlung notwendig gemacht habe. 

Herr und Frau S haben früh geheiratet, im Laufe der 15-jährigen 
Ehe gemeinsam einen florierenden mittelständischen Handwerks­
betrieb aufgebaut und dadurch einen Aufstieg im sozio-ökonomi­
schen Status vollzogen. Dies bedingt komplizierte Vermögensver­
hältnisse, die eine reibungslose Abwicklung der Scheidung behin­
dern. 

Der Verlauf der gerichtlichen Auseinandersetzungen ist von ei­
ner außergewöhnlich heftigen Vorgehensweise gekennzeichnet: 
So hat z. B. Herr S versucht, seine Frau in einer geschlossenen 
psychiatrischen Anstalt unterzubringen, sie unter Pflegschaft stel­
len zu lassen. Umgekehrt hat Frau S nichts unterlassen, um ihren 
ehemaligen Partner finanziell und in Hinblick auf seinen Ruf als 
Geschäftsmann zu schädigen. 

Der Fall kann von daher als exemplarisch für eine Familie mit 
extrem hohem Konfliktniveau gelten. Die Tatsache, daß bei dieser 
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Familie ein relativ älteres Kind betroffen ist, ermöglicht zudem 
eine differenzierte Darstellung der kindlichen Perspektive. 

2. Systemische Sicht der Familie. 
Scheidung als nicht-normatives kritisches Lebensereignis 

Das »System Familie« ,  in Anlehnung an Bronfenbrenner (1981) 
als >> Mikrosystem « bezeichnet, wird von den einzelnen Familien­
mitgliedern gebildet. Die einzelnen Familienmitglieder sind zu­
gleich Elemente eines lnteraktionsnetzes. Sie bilden ein Bezie­
hungsgeflecht, in dem das Verhalten jedes einzelnen Mitglieds das 
Verhalten aller anderen mehr oder weniger stark beeinflußt. 

Innerhalb des familiären Systems lassen sich auch Subsysteme 
beschreiben. So ist z. B. die Paarbeziehung zwischen den Eltern 
oder auch die Beziehung zwischen einem Elternteil und einem 
Kind durch spezifische Beziehungsmuster gekennzeichnet. Die 
Qualität der Interaktionen innerhalb solcher Subsysteme wird in 
der Regel nicht allein durch deren Mitglieder festgelegt. So wird 
etwa die Interaktion im Mutter-Kind-Subsystem auch vom Vater 
mitbestimmt, selbst wenn er gar nicht anwesend ist. Man spricht 
hier von Effekten zweiter oder höherer Ordnung (Fthenakis 1986) . 
Die Grenzen von Systemen und Subsystemen werden durch spe­
zifische Verhaltensmuster und Interaktionsregeln bestimmt, d. h. 
die Regeln für das Verhalten der Eltern sind andere als die für das 
Verhalten der Kinder. Die Familie als Mikrosystem grenzt sich ge­
genüber Fremden wiederum dadurch ab, daß sich die Familien­
mitglieder diesen gegenüber anders verhalten als untereinander. 

Das Familiensystem in seiner Gesamtheit läßt sich wiederum in 
seiner Wechselwirkung mit anderen Systemen beschreiben. Dazu 
gehört z. B .  das Netz verwandtschaftlicher Beziehungen sowie 
der Freundeskreis und die Gleichaltrigengruppe des Kindes (Me­
sosystem) . Zu einem dritten Einflußbereich (Exosystem) werden 
die Einflüsse aus der Arbeitswelt, der Nachbarschaft und die 
Wohnbedingungen gerechnet oder die professionellen Dienste, 
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die im Falle einer Scheidung wirksam werden (Rechtsanwalt, Ju­
gendamt, Gericht, u. ä .) .  

Schließlich gibt es noch eine vierte Sphäre (Makrosystem), in 
der so abstrakte, schwer greifbare und scheinbar familienferne 
Einflüsse zusammengefaßt werden wie Maßnahmen der Fami­
lienpolitik, Gesetze, gesellschaftliche Einstellungen zu Familie 
und Ehe, seien sie bewußt oder unbewußt. 

Alle genannten Systeme und Teilsysteme, also kurz gesagt Per­
sonen, Institutionen und Rahmenbedingungen, können entla­
stend, aber auch belastend auf die Familie einwirken, ihre Hand­
lungsfahigkeit wie ihr Selbstverständnis stärken und schwächen. 

Einen weiteren Aspekt stellen die Wandlungs- und Entwicklungs­
prozesse der Familie dar. Systeme - hier das System Familie - ver­
ändern sich auf zweierlei Weise: Zum einen kontinuierlich, indem 
sich einzelne Faktoren verändern (etwa das Alter der Familienmit­
glieder) , ohne daß davonjedoch die Struktur des Systems berührt 
wird. Zum anderen wandeln sich Systeme diskontinuierlich und 
entwickeln neue Strukturen, die veränderten inneren wie äußeren 
Bedingungen entsprechen, wie z. B. bei einer Scheidung. 

Des weiteren ist bezüglich der Einflußfaktoren auf das System 
Familie zwischen normativen Lebensereignissen, also solchen, die 
im Lebenszyklus einer Familie mit Sicherheit oder großer Wahr­
scheinlichkeit erwartet werden können (Callahan & McCluskey 
1983) , wie z. B. Geburt eines Kindes, und nicht-normativen Ereig­
nissen differenzieren, wofür man das Ereignis der Scheidung nen­
nen kann. 

Beiden Ereignis formen, den normativen wie den nicht-norma­
tiven, ist gemeinsam, daß sie die Familie in krisenhafte Situatio­
nen bringen (Filipp 1981). Sie lassen sich also beide als Stressoren 
auffassen. Im System der Familie leiten sie einen Prozeß ein, der 
stark vereinfacht durch eine Destabilisierungs-, eine Bewälti­
gungs- und eine Restabilisierungsphase charakterisiert werden 
kann. Der Verlauf einer derartigen Krise wird von den gewählten 
Bewältigungsstrategien mitbestimmt. Diese hängen wiederum 
von den persönlichen, sozialen und materiellen Mitteln ab, auf die 
der einzelne und die Familie zurückgreifen können. 
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Mit dem Begriff »Krise« ist also immer gemeint, daß sich ein be­
stimmtes System in einem Ungleichgewicht befindet und an einem 
Punkt angelangt ist, an dem seine weitere Entwicklung offen ist. 
Individuelle Handlungsfähigkeit und gestellte Handlungsanforde­
rungen korrespondieren nicht mehr miteinander. Das zwischen ei­
ner Familie und der Umwelt aufgebaute Gleichgewicht ist vorüber­
gehend aufgehoben und bedarf der Reorganisation, »Krise« ist weit 
eher als Geschehen denn als punktuelles Ereignis zu verstehen. 

Anknüpfend an das bisher skizzierte systemische Verständnis 
der Familie wollen wir nun die strukturell-prozfj]haflen Tkränderun­
gen in der Familie während des Ablaufs einer Scheidung betrach­
ten, um so ein differenziertes Bild der von der Scheidung betroffe­
nen Familie zu erhalten. Erst vor dem Hintergrund einer derarti­
gen differenzierten Betrachtung lassen sich Überlegungen hin­
sichtlich sinnvoller und zeitlich abgestimmter Interventionsmög­
lichkeiten anstellen. 

3. Interventionsansätze 

Aus der dargestellten Sicht des Scheidungsereignisses leitet sich 
konsequenterweise ein Interventionsverständnis ab, dessen Ziel es 
ist, die Mitglieder der Familie in die Lage zu versetzen, die unter­
schiedlichen Aufgabenstellungen, die sich in den verschiedenen 
Phasen des Scheidungs- und Nachscheidungsprozesses stellen, 
möglichst so zu bewältigen, daß die verschiedenen Strukturebe­
nen, die von der Umstrukturierung berührt werden, Berücksich­
tigung finden. Das heißt, die Bedürfnisse und Handlungsanforde­
rungen auf der individuellen Ebene können unterschieden werden 
von denen der Paarebene, welche wiederum deutlich zu trennen 
sind von solchen der Eltemebene. Damit sind die Bedürfnisse und 
das Wohlergehen des Kindes angesprochen, d. h.  es stehen die fa­
miliären Aufgaben zur Diskussion, die trotz der Eheauflösung wei­
terbestehen und für deren Erfüllung neue Organisationsformen 
erarbeitet werden müssen. 
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Hierbei ist festzuhalten, daß in der Scheidungsfamilie immer In­
tervention stattfindet, da das familiäre Scheidungsgeschehen sich 
in einem gesetzlich vorgeschriebenen juristischen Rahmen voll­
zieht, der aber nicht nur Rahmenbedingungen setzt, sondern die 
Dynamik des Geschehens (z. B. durch eine Orientierung am Par­
teien- bzw. Streitmodell) ganz wesentlich beeinflußt. Hinzu 
kommt das Eintreten einer Reihe familienfremder Personen (z. B. 
Anwälte, Sachverständige, Richter), die die Entwicklung und die 
Qualität familiärer Beziehungen in der Nachscheidungssituation 
entscheidend mitbestimmen. Es stellt sich von daher die Frage, ob 
es Möglichkeiten gibt, diese zwangsläufigen Interventionen in den 
Dienst der Familie zu stellen. 

In der üblichen Form der Gutachtenerstellung wird die fami­
liäre Dynamik weitgehend vernachläßigt. Mögliche Ansatz­
punkte für die Verminderung des elterlichen Konfliktniveaus im 
Sinne der kindlichen Interessen nach weitestgehendem Kontakt 
mit beiden Elternteilen sind nicht verfügbar. Wichtige Aspekte in 
Hinblick auf die kindlichen Entwicklungs- und Umweltbedin­
gungen werden somit vernachlässigt. Die Suche nach eindeutigen 
Sachverhalten verfolgt eher den Weg der Konfrontation als nach 
Lösungsmöglichkeiten zu suchen, die zur Entfaltung vorhande­
ner positiver elterlicher Potentiale beider Parteien zum Nutzen des 
Kindes beitragen. Durch die Klassifikation der Eltern in der ge­
bräuchlichen Form wird eher neues Konfliktpotential geschaffen. 
Die Regelung der festen Bezugsperson bei drastischer Verringe­
rung des Kontaktes zu anderen Bezugspersonen verringert die 
scheidungsbedingte kindliche Verunsicherung nur scheinbar. Ein­
deutige Entscheidungen dienen hauptsächlich den Interessen der 
Erwachsenen. Es sollte vielmehr überlegt werden, wie die Eltern 
mit Hilfe friedlicher Strategien soweit miteinander ins Gespräch 
gebracht werden könnten, daß das Konfliktniveau gesenkt bzw. 
auf die rationale Ebene verlagert werden könnte, so daß gemeinsam 
eine bessere Alternative für die zukünftige Betreuung und Erzie­
hung des Kindes ausgearbeitet werden könnte. 

Am Staatsinstitut für Frühpädagogik und Familienforschung 
in München werden zu diesem Zweck Beratungskonzepte ent-
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wickelt und durchgefiihrt, die sich an der familiären Entwicklung 
sowie der systemischen Sicht der Scheidungsfamilie orientieren 
und auf die Regelung der elterlichen Sorge sowie die Umgangsre­
gelung in den verschiedenen Phasen der familiären Entwicklung 
gerichtet sind. Diese Modelle stellen eine Integration von bis jetzt 
noch weitgehend getrennten Interventionsaspekten dar: 

1 )  der Intervention des Sachverständigen in Familienrechtsfragen, 
wie sie bislang in institutionalisierter Form vorgenommen 
wurde und 

2) der beratenden Intervention. 

Empirische Ausgangsbasis ist vor allem die Erkenntnis, daß die 
Qualität der kindlichen Beziehung zu beiden Eltern nach deren 
Trennung den entscheidenden Faktor ftir die Anpassung des Kin­
des an die Nachscheidungssituation und fiir seine weitere positive 
Entwicklung darstellt, daneben aber auch, daß Regelungen vor al­
lem dann funktionieren, wenn sie den Bedürfuissen aller Fami­
lienmitglieder weitestgehend entsprechen. 

Ziel des Interventionsansatzes muß es daher sein, die Bereit­
schaft und Fähigkeit der Eltern zu erhöhen, kindzentriert zu koope­
rieren und ihnen zu helfen, elterliche Verantwortlichkeit und damit 
elterliche Autonomie wiederzugewinnen. 

Unter dieser Zielsetzung kann der Sachverständige nicht mehr 
lediglich Helfer zur Entscheidungstindung des Gerichtes sein, 
sondern muß sich vielmehr unmittelbar in den Dienst der betrof­
fenen Familie stellen. Damit besteht seine Funktion nicht darin, 
nach Unterschieden in der Erziehungseignung der Eltern, mit an­
deren Worten nach dem )) besseren Elternteil« zu suchen und mit 
methodisch abgesicherter Diagnostik letztlich über die Disqualifi­
zierung eines Elternteils dessen Verantwortung zum Nachteil des 
Kindes unangemessen zu reduzieren, während gleichzeitig der an­
dere Elternteil mit der alleinigen Verantwortung belastet wird. Viel­
mehr gilt es, bei Beratungsinhalten und Vorgehensweise Gemein­
samkeiten zu betonen und zu vermitteln, sowie die Bedingungen 
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zu schaffen, die gemeinsames Handeln im Interesse des Kindes 
wiederum möglich machen. 

Die anfangs vorgestellte Familie wurde entsprechend dieser 
Prämissen beraten. Im folgenden sollen zur Verdeutlichung Aus­
schnitte der Interventionen vorgestellt werden. 

4. Erarbeitung eines einvernehmlichen Sorgerechts­
und Umgangsmodells 

4.1 Gespräch mit beiden Elternteilen - Erläuterungen 
des Interventionsansatzes (September 1986) 

Nach telefonischer Vereinbarung erscheinen Herr und Frau S - ge­
trennt- zu einem ersten einführenden Gespräch in unserem Büro. 

Herr S zeigt sich im Gespräch aufgeschlossen und kooperativ 
und erstrebt eine rasche, quasi geschäftsmäßige Abwicklung zu 
erledigender Prozeduren. Die Gutachtenerstellung dient ihm als 
Mittel zum Zweck, wieder Zugang zu seinem Kind zu erhalten. 
Diesbezügliche Empörung gegenüber seiner Partnerin hält er 
nicht zurück und ein erstes Mal wird seine ausgesprochen mate­
riell ausgerichtete Grundhaltung sichtbar (»Wenn ich bedenke, wie­
viel Geld ich jetzt bezahlen muß, um mein Recht als Uzter wiederzube­
kommen!«) .  

Nach letztlich unaufgeklärter Vereitelung eines ersten Ge­
sprächstermins und zweier außergewöhnlich heftig ablaufender 
telefonischer Nachfragen zu diesem Vorfall erscheint Frau S 
schließlich in ausgesprochen kämpferischer Haltung zum Erstge­
spräch. Wohl auch bedingt durch ihre schlechten Vorerfahrungen 
mit nervenärztlichen und behördlichen Befragungen zeigt sie star­
kes Mißtrauen und betont, daß sie den Sinn einer sachverständi­
gen Stellungnahme nicht einsehe, da es doch wohl offensichtlich 
sei, daß sie die primäre kindliche Bezugsperson sei. Insbesondere 
ist sie stark auf den Problemkomplex der Nichtverfügbarkeit ihres 
Anteils am ehelichen Vermögen und des erlittenen Unrechtes 
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durch engste Familienmitglieder sowie des größten Teils der wei­
teren sozialen Umwelt fixiert (»Ich habe nie Recht bekommen; Den­
ver und Dallas sind nichts gegen das, was mir wideifahren ist! «) . 

Mit Verwunderung bzw. Irritierung nehmen Herr und Frau S 
zur Kenntnis, daß weder Anschuldigungen gegenüber dem Part­
ner noch der Erweis eigener elterlicher Kompetenz im Mittel­
punkt der Gespräche stehen sollen, sondern die kindlichen Interes­
sen (»Wir wollen versuchen, Ihnen die kindliche Perspektive zu vermit­
teln, Ihnen mitzuteilen, was dem Kind hilft. «) . Herr und Frau S signa­
lisieren Bereitschaft zu weiterer Kooperation. 

4. 2 Einzelgespräch mit dem UJter - subjektive Darstellung der 
familiären Situation (September 1986) 

Im Anschluß an die Erläuterungen unserer beabsichtigten Vorge­
hensweise werden Vater und Mutter zur Schilderung der Pra­
hlernsituation und zum Vortrag ihrer Meinung über die Ursachen 
für das Scheitern der Ehe aufgefordert. 

Herrn S fehlt es an jeglicher Einsicht, was die Trennungsmotive 
seiner Frau und seinen eigenen Anteil am Scheitern der Ehe be­
trifft (»Wir haben wirklich ein gutes Familienleben gefuhrt; d. h. bei uns 
war es zwar etwas verrückt und hektisch durch die Arbeit, aber unsere 
menschlichen Beziehungen zueinander waren völlig in Ordnung. Ich war 
bestimmt bis jetzt so fair wie kein anderer Mann. «) . Er sehe zwar ein, 
daß seine außerehelichen Verhältnisse seine Frau schwer getroffen 
hätten (»Das hat ihr wirklich schwer zu schaffen gemacht, weil sie doch 
so eine gute, anständige Frau ist. «) , er könne jedoch nicht verstehen, 
daß sie nach einer Aussprache nicht mehr zu einem gemeinsamen 
Neubeginn bereit gewesen sei. 

Frau S sei für ihn immer die ideale Ehefrau gewesen (»Ich habe 
oft gesagt, ich kenne viele Frauen, aber mit keiner von denen möchte ich 
verheiratet sein;jede hat eine andere Macke. Meine Frau hingegen war in­
tell igent, liebenswert, sauber, pünktlich, als Mutter und als Ehifrau.  «) . 
Er habe auch in den schlimmen Zeiten ihrer Depressionen und 
Klinikaufenthalte zu ihr gehalten. In Anbetracht ihres jetzigen Ver­
haltens könne er sie jedoch nur noch als »geisteskrank« einstufen 
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und habe ihr gegenüber einen »richtigen Haß« entwickelt, weil sie 
sich so unfair verhalte. 

Herr S äußert eine tiefe geftihlsmäßige Verbundenheit mit seiner 
Tochter, bezieht sich jedoch hierbei ausschließlich auf seine eigenen Be­
dürfuisse und Verletzungen, mit denen er das Kind in der aktuellen 
Konfliktsituation zusätzlich belastet und er zeigt zudem ausgespro­
chen besitzergreifende Verhaltenstendenzen. So beklagt er sich bei der 
Tochter in zufälligen Begegnungen über den ihm zugefügten Schmerz 
(»Du sollst wissen, daß ich dich sehr lieb habe. Ich möchte dich auch einmal 

ßir mich haben. Hast du denn gar keine Sehnsucht nach deinem Papi? «). 
Erbittert beschuldigt er Frau S, das Kind gegen ihn zu beeinflus­

sen und ihm zu entfremden und er verbirgt auch gegenüber dem 
Kind seine negative Haltung nicht (»Ich weiß, dclj] deine Mutter dich 
bewußt vom Kommen abhält. Deine Mutter ist ja geisteskrank! «) . 

Auffallend bei der Schilderung der familiären Situation ist die 
ausgeprägte Außen- und Normorientierung seiner Bewertungen. 
So wie er das Verhalten von Frau S quasi im Spiegel der Umwelt­
reaktionen darstellt (»Es haben schon viele Leute gesagt: Wir bewun­
dern dich; wir hätten diese Frau schon längst erschlagen. «) ,  ist fur ihn 
der Begriff »Depression« eine reine Krankheitsetikettierung, de­
ren Ursachen er nicht hinterfragt und deren Symptome durch die 
Anwendung passender Medikamente zu beseitigen seien. Was ihn 
verunsichert, ist das derzeitige unberechenbare und normabwei­
chende Verhalten seiner ehemaligen Partnerin, welches er als Exi­
stenzbedrohung erlebt, die ihn zu massiven Gegenreaktionen ver­
anlaßt (z. B. Einweisung in Nervenheilanstalt, Antrag auf Ent­
mündigung) . Griffige Formeln beteiligter ärztlicher Autoritäten 
werden von ihm willig als Bestätigung seiner Haltung akzeptiert 
(»Der Nervenarzt hat gesagt: Hoffentlich bleibt Ihnen eines erspart, dclj] 
die Liebe Ihrer Frau in Hclj] umschlägt; und das ist jetzt passiert. «) . 

Die von Frau S derzeit durchlaufene Entwicklungsphase der 
Verselbständigung und Selbstverwirklichung ist ihm nicht nach­
vollziehbar (»Sie sollte ihr Geld gut anlegen und sich noch ein kleines 
Jähehen suchen, damit sie abgelenkt ist. «) . Eine befriedigende kogni­
tive Einordnung ihrer ungewohnten Verhaltensweisen gelingt 
ihm schließlich unter der Etikettierung »geisteskrank« .  
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4.3 Einzelgespräch mit der Mutter- subjektive Darstellung 
der familiären Situation (September 1986) 

Zunächst fällt auf, daß Frau S ungeniert in Anwesenheit ihrer 
Tochter auch über intimste eheliche Probleme spricht und sich 
auch vor beleidigenden Äußerungen und Beschuldigungen des 
Vaters nicht zurückhält. Durch keinerlei Beleg gestützte Verdäch­
tigungen, z. B. was die väterlichen Beziehungen zu anderen 
Frauen betrifft, finden auf diese Weise Zugang zur kindlichen 
Phantasie. 

Frau S nennt als die wesentlichen Gründe für das Scheitern der 
Ehe den Egoismus und die Rücksichtslosigkeit ihres Mannes 
(»Davon spricht er ständig, was er braucht!«) und ihre tiefe Enttäu­
schung über seine Treuelosigkeit (»Keiner war ehrlich zu mir; das ist 

fur mich eine unglaubliche Sache, dqß man so was vor den Augen des Part­
ners durchzieht. «) . Zudem hätten sie nie über persönliche Pro­
bleme gesprochen (»Ich habe mich manchmal so furchtbar gefohlt, 
z. B.  im Urlaub. Ich war ja nie ausgeruht. «) . Private Wünsche hätten 
stets geschäftlichen Anforderungen untergeordnet werden müs­
sen (»Ich mußte zu viel arbeiten und habe keinen Weg gifunden, mich zu 
entlasten. Das war wohl nicht richtig so. Aber ich bin so erzogen wor­
den . «) .  

Im Verlauf des Gesprächs zeigt sich deutlich, daß Frau S zu 
Ende des gemeinsamen Lebens Charakter und Lebensstil ihres 
Partners immer weniger akzeptieren konnte, ja partiell geradezu 
verachtete (»Manchmal ist er so primitiv geworden in seinen Handwer­
kerkreisen. Ich habe immer gesagt, du müßtest dir als Geschäftsmann doch 
ein gewisses Niveau zulegen . . . Und er braucht dermaßen viel Bestäti­
gung, egal woher. Az,lj]erdem sind wir unterschiedlich wie Feuer und Mizs­
ser: Ich bin ein eher ruhiger Mensch, er braucht ständig 'action' « . ) .  

Auch Frau S differenziert in ihrer engen, gleichsam symbioti­
schen Verbundenheit mit der Tochter nicht zwischen ihren eige­
nen und den kindlichen Bedürfuissen. Zweifellos glaubt sie, daß 
der derzeit von ihr praktizierte Lebensstil und ihre Einstellung 
auch für das Kind die optimale Alternative darstellen und sie reali­
siert auch nicht, welche Auswirkungen der vollständige Einbezug 
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des Kindes, gleichsam aufPartnerebene, in ihre eigenen Probleme 
auf die kindliche Entwicklung haben kann. 

Ihre schlechte Meinung von ihrem ehemaligen Partner verbirgt 
sie vor dem Kind nicht, untergräbt eher väterliche Autorität mit 
ihren ironischen Bemerkungen (»Ihr Ulter liest halt nichts anderes als 
Heirats- und Autoanzeigen. «) und erweckt beim Kind Zweifel an 
der väterlichen Zuneigung (»Er jährt nach Amerika und uns liiflt er 
hier verhungern. «). 

Im Mittelpunkt von Frau S 's Schwierigkeiten steht eine aus den 
vormaligen Heimlichkeiten ihres Mannes resultierende schwere 
Verunsicherung (»Es wurde nur noch gelogen; Ich weiß nicht mehr, wie 
es wirklich war. Ich glaube, er lügt schon lebenslang. «) .  In ihrer tiefen 
Verletztheit und als unüberwindbar empfundenen Wehrlosigkeit 
gegenüber Herrn S 's sturer Vorgehensweise (» Und jetzt glaubt mir 
immer noch keiner, daß der Herr S doch nicht so freundlich ist. «) muß ein 
nicht zu unterschätzendes Motiv für Frau S's übersteigerte Reak­
tionen und Attacken gesehen werden (»Diese Trennung ist so un­
glaublich schlimm verlaufen, wie ich es mir nie im Leben vorgestellt hätte. 
Ich habe wirklich Lebensangst durchgestanden. «) . 

4.4 Besuch der Familie - Beobachtung kindlicher Reaktionen 
(Oktober 1986) 

Bezüglich der Abwicklung der Hausbesuche zeigen sich beide El­
tern ausgesprochen kooperativ. Frau S bietet uns spontan an, uns 
vom Bahnhof abzuholen und zur Wohnung ihres Mannes zu fah­
ren, wobei sie jedoch anklagende Bemerkungen nicht unterlassen 
kann (»Eigentlich kann ich mir ein Auto schon lange nicht mehr leisten 
und das bei seinen Umsätzen . . . .  Ich werde Sie aber nicht ins Haus be­
gleiten können. Mein Mann sieht es nicht gerne, wenn ich unser Grund­
stück betrete. Er wird schon seine Gründe haben. «) . 

Herr S begrüßt uns freundlich, ist jedoch sichtlich durch ge­
schäftliche Belange abgelenkt. Unser Gespräch wird trotz Maß­
gabe seinerseits, daß er während der nächsten beiden Stunden 
nicht gestört werden möchte, durch diverse Telefonanrufe unter­
brochen. Es war abgemacht, daß A nach der Schule in die väterli-
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ehe Wohnung kommen sollte und wir nach einem gemeinsamen 
Gespräch zur Mutter gehen wollten. 

Der Rückweg mit A wird zu einem Spaziergang ausgeweitet, 
wobei A uns ihre Schule, die Wohnungen von Freundinnen und 
eine bevorzugt aufgesuchte Eisdiele zeigt. Sie erzählt lebhaft von 
aktuellen schulischen und persönlichen Ereignisssen und zeigt 
sich auch am Privatleben ihrer Begleiterin interessiert. 

Frau S empfängt uns mit starkem Mitteilungsdrang, istjedoch 
zeitweilig sichtlich enttäuscht, als wir es entschieden ablehnen, ihr 
in ihren finanziellen Streitigkeiten zu helfen. 

Der Kontakt zwischen Vater und Tochter ist derzeit durch vor­
sichtige Äußerungen von Zuwendung beiderseits und dem Er­
proben neuer, dem inzwischen von A erreichten Entwicklungs­
stand entsprechender Verhaltensmuster gekennzeichnet. In der er­
sten Begegnung zwischen Vater und Tochter seit 4 Monaten - in 
unserer Anwesenheit in der väterlichen Wohnung - setzt sich A 
zunächst an unsere Seite und beobachtet den Vater mit ängstlicher 
Kritik. Herr S versucht geschickt, verbalen Kontakt mit ihr herzu­
stellen, indem er sie direkt anspricht, nach schulischen Ereignissen 
fragt oder an noch in der vormals ehelichen Wohnung befindli­
chen, für A interessanten Gegenständen anknüpft (z. B. Kriminal­
romane, denen derzeit das besondere kindliche Interesse gilt) . 
Bald gibt A ihren Widerstand auf und kann sich dem Vater auch 
physisch nähern. Hinter der augenblicklichen Zurückhaltung 
werden vertraute Gewohnheiten sichtbar. A erprobt bei ihrem Va­
ter neu gelernte Judogriffe, es entwickelt sich ein intensives Spiel 
von Annäherung und Zurückweichen. 

Grundsätzlich nimmt A jedoch dem Vater gegenüber derzeit 
eine passive, vorwurfsvoll abwartende Haltung ein. Während sie 
einerseits in seiner Abwesenheit - bei einem gemeinsamen Besuch 
in einer Eisdiele - das Bedürfnis nach häufigerem Kontakt mit 
ihm äußert, ist sie in der Begegnung recht unsicher und bestraft 
ihn quasi durch Vergessen von Terminen und andere offensichtli­
che Nachlässigkeiten. 

Hinzu kommt, daß A nunmehr - entwicklungsbedingt - nicht 
mehr kindlich unbefangen mit dem Vater umgehen kann. Sie 
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übernimmt ihm gegenüber die Rolle der jungen Frau, möchte 
umworben werden und legt entsprechenden Wert aufDistanz und 
Wahrung der Intimsphäre. Gleichzeitig tut die väterliche Bewun­
derung sichtlich wohl und fördert ihr Selbstvertrauen. 

In der Beobachtungssituation zeigt sich die Mutter-Tochter­
Symbiose besonders eindrucksvoll. Beim Gespräch sitzen Mutter 
und Tochter eng beieinander und halten sich in kritischen Augen­
blicken an der Hand. A bringt ihrer Mutter gegenüber unverhoh­
lene Bewunderung zum Ausdruck (»Meine Mutter ist super. Ich 
habe die tollste Mutter der Welt! «) . 

Die Nachahmung des mütterlichen Modells ist offensichtlich 
und reicht z. B. im sprachlichen Bereich von Wortwahl und 
Sprachmelodie bis zu einer ftir Frau S typischen ironischen Dar­
stellung von Sachverhalten. Auf der einen Seite wird mütterlicher 
Beistand selbstverständlich gefordert und akzeptiert, auf der ande­
ren Seite verhält A sich der Mutter gegenüber stark unterstützend 
und kooperativ. Die Mutter wird gleichzeitig als Betreuungsper­
son und als beste Freundin akzeptiert. Im gemeinsamen Gespräch 
von Vater, Mutter und Tochter verbirgt sich A gleichsam hinter 
dem Rücken der Mutter. 

Insbesondere der Vergleich zwischen Vater-Kind-Dyade und Va­
ter-Mutter-Kind-Triade ist aufschlußreich für .N.s Elternbeziehun­
gen: Während A im alleinigen Zusammensein mit dem Vater ihre 
distanzierte Haltung nicht lange beibehält, sich insbesondere sei­
nen Argumenten zugänglich zeigt und sogar Körperkontakt mög­
lich ist, hält sie sich in Anwesenheit beider Elternteile auffallend zu­
rück, da sie es in dieser Situation nicht schafft, den Ansprüchen bei­
der Eltern gerecht zu werden. 

4.5 Untersuchung des Kindes; Erhebung diagnostischer Daten-Analyse 
der ökopsychologischen Rahmenbedingungen - Analyse des sozialen 

Netzwerkes - Erfassung von Stützsystemen etc. (anl({ßlich des 
Hausbesuches, Oktober 1986) 

Auch in der Exploration bekundet A immer wieder ausdrücklich 
kritiklose Sympathie für ihre Mutter und betont die Qualität ihrer 
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Beziehung (>>Seit wir vom Papa weg sind, haben wir so ein tolles Ver­
hältnis. Manchmal könnten wir uns zwar gegenseitig zum Fenster raus­
schmeißen. Aber wir streiten uns zusammen und danach sind wir wieder 
ein Herz und eine Seele. «) . Früher habe sie auch ihren Papa »arg, arg 
gern« gehabt. Sie hätten sich prima verstanden und viel Quatsch 
zusammen gemacht. Seit sie jedoch dieses Pornoheft bei ihm ge­
funden habe, habe siejede Sympathie für ihn verloren (»Das ist ab­
stoßend, was die da drinnen machen. Ich hätte nicht gedacht, daß mein Ul­
ter sowas macht. «) . Jetzt wolle sie nicht mehr alleine zu ihm gehen. 

Der Hinweis, daß sie von ihrem Vater weiterhin gleichermaßen 
geliebt werde, verunsichert sie stark (»Jetzt weiß ich überhaupt nichts 
mehr. «) und provoziert eine erneute Bekräftigung ihres exzellenten 
Verhältnisses zur Mutter und Bewunderung für deren neugewon­
nenes Selbstvertrauen in wenig kindgemäßer Ausdrucksweise 
(»Meine Mama ist eine Logikerin; die weiß genau, was sie macht. «) . 

Abschließend bringt sie mit den mütterlichen Äußerungen kon­
gruente Forderungen gegenüber dem Vater zum Ausdruck (»Er 
soll mir seine Liebe beweisen, indem er mir mein Taschengeld überweist 
und uns sonst in Frieden liijlt. «) . Im Übrigen möchte sie am liebsten 
»das alles wegtun« und sich auf die Schule konzentrieren. 

Nach Einschätzung der Eltern ist A derzeit leicht ermüdbar, 
zerstreut, anlehnungsbedürftig und verspielt. In der Exploration 
zeigt sie sich aufgeschlossen, freundlich, begeisterungsfahig und 
an der Person ihrer Gesprächspartner interessiert. 

A ist sich der zwischenelterlichen Konflikte voll bewußt und 
identifiziert sich mit dem mütterlichen Standpunkt. Sie ist jedoch 
in ihrem ständigen Bemühen, gleichsam die Position der Mutter 
zu repräsentieren und sie gleichzeitig in ihren persönlichen Proble­
men zu unterstützen, längerfristig überfordert, was sich bereits in 
einer zeitweisen passiven Verweigerungshaltung zeigt (»Ich habe 
einfach abgeschaltet und ferngesehen. «) . Ihr partiell quasi erwachsenes 
Verhalten, das für Mädchen ihres Alters in der Nachscheidungssi­
tuation als typisch erachtet werden kann, läßt negative Folgen ftir 
die Adoleszenz prognostizieren, was ihre Beziehungsfahigkeit, aber 
auch was den Leistungsbereich betrifft, wenn es nicht gelingt, das 
familiäre Beziehungssystem zu entlasten. 
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Während der Vater weiterhin die vormals eheliche Wohnung in­
nehat, die im gleichen, in Familienbesitz befindlichen Haus wie 
sein Handwerksbetrieb gelegen ist, hat sich Frau S in unmittelba­
rer Nähe eine kleine Mansardenwohnung gesucht, wo sie nun­
mehr mit ihrer Tochter lebt. Sie hat diese Wohnlage bewußt ge­
wählt, um A einen Schulwechsel zu ersparen und ihr die Beibehal­
tung ihrer familiären und außerfamiliären Sozialkontakte zu er­
möglichen. Bei beiden Eltern ist ein differenziertes Netz ver­
wandtschaftJicher Beziehungen verfügbar. Primäres Interesse hat 
A jedoch altersgemäß derzeit an der Pflege ihrer Kontakte zu 
gleichaltrigen Freunden, denen z. B. gegenüber Besuchen beim 
Vater eindeutige Priorität eingeräumt wird. 

Die sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen der Familie S 
erscheinen als ausgesprochen günstig hinsichtlich der Beibehal­
tung kontinuierlicher Beziehungen des Kindes zu beiden Eltern. 
A ist zudem in ihrem sozialen Beziehungsnetz integriert; entla­
stende außerfamiliäre Stützsysteme sind verfiigbar. Die derzeiti­
gen Lebensbedingungen sollten fiir A möglichst erhalten bleiben. 

4. 6 Analyse der Ehepartnerbeziehung; Ermittlung des Überein­
stimmungsgrades von Erziehungsvorstellungen; 

Systemische Analyse der Erziehungseinstellungen, -ziele 
und -techniken etc. 

Zur Ergänzung der Beobachtungsdaten werden beiden Eltern di­
verse Fragebögen zur häuslichen Bearbeitung vorgelegt. 

Problemliste (PL): 

Dieses Instrument dient zur Feststellung der gegenwärtigen ehelichen 
Konfliktsituation. In der Liste sind 17 verschiedene Bereiche des Zusam­
menlebens angegeben, in denen Konflikte entstehen können. Die Klassi­
fizierung erfolgt mit Hilfe einer 4-stufigen Skala, der steigendes Konflikt­
niveau und zunehmend reduzierte Bereitschaft bzw. Fähigkeit zur Kon­
fliktbewältigung zugrundeliegt. In 80 weiteren - auf die 17 erfaßten Di­
mensionen der Ehepartnerbeziehung verteilten - Fragen werden Mög­
lichkeiten zur Thematisierung der Konflikte gegeben. 

157 



Auffallend ist bei der Familie S die extrem divergente Einschätzung der 
ehelichen Situation durch beide Partner. In 10 der 17 Bereiche des Zusam­
menlebens erfolgt eine diametral entgegengesetzte Wertung, wobei Herr 
S zumeist keine Probleme erlebt zu haben scheint. Belastet sind insbeson­
dere die Partnerebene betreffenden Bereiche wie Freizeitgestaltung, Tem­
perament, Eifersucht und Sexualität. Bezüglich dem entscheidenden 
Punkt, nämlich der Kindererziehung, wird hingegen von beiden Eltem 
nur geringe Konfliktbelastung angegeben. Das Scheitem der Ehe dürfte 
demnach auch in der divergenten Bewertung der Qualität der ehelichen 
Beziehung und resultierender wachsender Unzufriedenheit von Frau S 
begründet sein. 

Fragebogen zu Einstellungen in der Erziehung und Erwartungen .für die 
Zukunft des Kindes (FB) : 

Dieser umfangreiche Fragebogen enthält insgesamt 378 Feststellungen 
aus 19 Bereichen der Erziehung und Entwicklung v�n Kindem unter­
schiedlichen Alters. Der Befragte kann auf einer 4-stufigen Skala den 
Grad seiner Zustimmung bzw. Ablehnung bezüglich der vorgelegten 
Fragestellung ausdrücken. 

Hier zeigte sich eine recht hohe Übereinstimmung zwischen den El­
tem in verschiedenen Erziehungsbereichen, wobei Herr S mehr zu extre­
men Urteilen tendiert. 

Dasfamiliendiagnostische Testsystem von Schneewind (FDTS): 

Dieses auf Fragebogenbasis entwickelte mehrdimensionale Instrumen­
tarium erlaubt es, verschiedene dyadische Beziehungskonstellationen 
sowie das Familiensystem als Ganzes aus der Insiderperspektive der betei­
ligten Personen nach qualitativ und quantitativ unterscheidbaren Erleb­
nisdimensionen diagnostisch zu erfassen. Es geht hierbei um den elter­
lichen Erziehungsstil als eine wesentliche Determinante des familialen 
Sozialisationsprozesses. Der Erziehungsstil läßt sich unterteilen in Erzie­
hungseinstellungen, -ziele und -praktiken. 

Zwischen den elterlichen Angaben zu den verschiedenen Ebenen erzie­
herischer Kompetenz und dem beobachteten Verhalten besteht weitge­
hend Kongruenz. Während das Erziehungsverhalten der Mutter nach den 
Fragebogendaten keine auffallenden Züge zeigt, läßt sich beim Vater aus 
partieller Unsicherheit in erzieherischen Fragen, einem geringen Lei­
stungsehrgeiz bezüglich seiner Tochter und der ausgeprägten Verwen­
dung materieller Verstärker eine gewisse Verwöhnungshaltung ableiten. 
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Während Herr S bei der Beschreibung elterlicher Erziehungseinstellun­
gen und -ziele kaum zwischen Vater und Mutter differenziert, zeigt sich 
bezüglich der Charakterisieruhg der elterlichen Erziehungspraktiken wie­
derum eine ausgeprägte Idealisierung der Mutter bei gleichzeitiger Her­
abminderung der väterlichen Qualitäten, die auf dieser Ebene wohl für 
das Kind direkter erlebbar werden als in den abstrakteren Bereichen elter­
licher Erziehungskompetenz. 

Als wesentliche Schlußfolgerungen aus den Fragebogendaten ergibt 
sich, daß elterliche Konflikte eher die Partner- als die Elternebene betref­
fen. Unterschiedliches elterliches Erziehungsverhalten bietet dem Kind 
zudem, - vorausgesetzt natürlich eine Reduzierung des elterlichen Kon­
fliktniveaus -, erweiterte Sozialisationschancen und ist von daher durch­
aus nicht als negativ zu sehen. 

4. 7 T/ermittlung eines realistischen Rahmens zur Bewertung der Ehe­
partnerbeziehung; sozial-kognitive Intervention bezüglich des 

Scheidungsgeschehens 

Zentrales Thema der partnerschaftliehen Auseinandersetzungen 
zwischen Herrn und Frau S ist die Regelung der finanziellen Ver­
hältnisse, d. h. insbesondere die gerechte Aufteilung des Firmen­
vermögens. Herr S ist vor dem Vorliegen einer definitiven Ent­
scheidung nicht bereit, Frau S mehr als einen monatlichen Min­
destbetrag auszubezahlen und er begründet diese Vorgehensweise 
mit Prinzipien (»Wenn sie anders mit mir umgehen würde, wäre ich 
auch gr<ftzügiger. «) . Frau S vertritt hingegen den Standpunkt, daß 
sie lediglich ihren rechtmäßigen Anteil am gemeinsam erworbe­
nen Vermögen einfordere und nicht einsehe, um ihr Recht bitten 
zu müssen. 

Als Folge dieser verhärteten Positionen rückte das Kind bzw. 
der vom Vater erwünschte Umgang in den Mittelpunkt des Kon­
fliktes. Die Mischung aus erlebter massiver emotionaler Krän­
kung durch die negativen Erfahrungen mit dem langjährigen, 
vormals als ausgesprochen positiv erlebten Partner in Verbindung 
mit befürchteter finanzieller Benachteiligung läßt bei Herrn und 
Frau S eine Art reaktiver Paranoia vor den weiterhin vom anderen 
zu erwartenden Aktionen entstehen, in die sie das Kind voll einbe-
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ziehen und die nicht zur Vermittlung eines positiven Elternbildes 
fUhren kann. Bei den gegenseitigen Anschuldigungen geht es je­
doch kaum um erzieherische Fragen. 

Selbstreflexion, selbstkritische Distanz und das Bestreben, Ver­
halten und Geilihle des Partners zu verstehen, sind bei Herrn und 
Frau S bislang nur rudimentär vorhanden. Während der Vater jeg­
liche tiefergehende, eventuell bezüglich des Selbstbildes schmerz­
hafte Reflexion meidet, haben bei der Mutter partiell zutreffende 
Erkenntnisse zu einer generellen Überreagibilität gefiihrt, die 
gleichfalls eine differenzierte Handhabung der Situation nicht zu­
läßt. Beide Partner zeigen ausgesprochenes Mißtrauen gegenüber 
den Reaktionen des anderen (Herr S: »Eine konstruktive Lösung 
finde ich unheimlich schwer, weil ich einen Partner habe, den ich nicht for 
voll nehmen kann und auf den ich mich nicht verlassen kann. - Du bist so 
anders geworden, so gierig und verlogen. « Frau S: »Er ist mir so fremd ge­
worden, inzwischen. So war er nie und ich hätte nie gedacht, daß er sich 
so verändert. «). Daß jeder eigentlich ein positives Wort des Partners 
und sein Entgegenkommen erhofft, kann gleichfalls nicht akzep­
tiert werden (Herr S: »Da legt sie mit Sicherheit keinen Wert drauf «) . 
Beide betonen ihre Kompromißbereitschaft, wenn sich der andere 
entsprechend seinen Vorstellungen verhalten würde (Herr S: 
Meine Frau braucht sich doch nicht zu schämen. Wenn sie mich um Hilfe 
bitten würde, wäre ich der letzte, der ihr nicht helfen würde. «) . Keiner 
von beiden kann jedoch akzeptieren, daß gerade die erwünschte 
Haltung dem anderen derzeit unmöglich ist. Mit der Erörterung 
dieser Aspekte der Partnerkonstellation erwächst bei beiden Part­
nern die Einsicht in die Notwendigkeit eines Vermittlers (Frau S: 
>>Ich sehe ja, daß er derart mifJtrauisch gegen mich ist und teilweise auch 
beeinjlußt durch andere Leute. « Herr S: >>Wenn wir jetzt keine Hilfe 
kriegen, dann mauere ich mich ein; dann kommt von mir gar nichts 
mehr. «) . Es gelingt zudem, Herf!l und Frau S zu vermitteln, daß 
ihre Partnerkonflikte nur wenig mit der Elternebene zu tun haben 
und daß sie, was ihr gemeinsames Kind betrifft, in ihren Absich­
ten nur kaum divergieren. 
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4.8 Vermittlung der kindlichen Perspektive; 
Interpretation kindlicher Reaktionen aufTrennung und Scheidung; 

Erörterung möglicher Folgen for das Kind 

A unterhält zu beiden Eltern eine gleichermaßen enge und stabile 
Beziehung. Die Eskalation der elterlichen Konflikte mußte jedoch 
zu einer einseitigen Parteiergreifung für die Mutter führen, da 
diese für N.s primäre Bedürfuisse schon immer die größere Bedeu­
tung hatte und A nur in einer Identifikation mit der Mutter ihre 
Ambivalenzen reduzieren konnte. In der Folge übernimmt sie 
mütterliche Argumente und Motive als die ihren, sieht Maßnah­
men des Vaters, die ausschließlich ihrer Mutter gelten sollen, als 
gegen sich selbst gerichtet an und lehnt den Kontakt mit ihm ab. 

Die gegenwärtige Situation zeigt aber auch, daß A offensicht­
lich auch vom bevorzugten Elternteil nicht den nötigen Freiraum 
zur Erarbeitung einer angemessenen Haltung zum Vater erhält. 
Die symbiotische Beziehung zur Mutter bringt, trotz scheinbarer 
Beruhigung der Situation, akute Gefahren für das Kind mit sich. 
So lassen sich aus dieser Konstellation Probleme für die Entwick­
lung der kindlichen Ich-Identität prognostizieren, es besteht die 
Gefahr eines besonders schwierigen Ablösungsprozesses mit pro­
grammierter Verschlechterung der Mutter-Kind-Beziehung und 
der letztliehen Ablehnung beider Elternteile. 

Auf der einen Seite sieht A derzeit im Vater keinen verläßlichen 
Partner und gibt ihm die Schuld an der Auflösung der familiären 
Gemeinschaft (insbesondere seine von einem Mädchen in N.s Al­
ter klar realisierten Beziehungen zu anderen Frauen dürften einen 
immensen Vertrauensverlust bewirkt haben.) ,  auf der anderen 
Seite wird das Kind von seiner Mutter stark in deren eheliche und 
persönliche Konflikte einbezogen und mütterliche Probleme wer­
den gleichsam in kindliche Anliegen umgedeutet. 

Umfangreiche Forschungen der jüngsten Zeit belegen ein­
drücklich, daß A in der derzeitigen Situation gar keine andere Ver­
haltensalternative als die gezeigte Verweigerung bleibt: So schrei­
ben z. B. Wallerstein & Kelly (1977): Gelingt es den Eltern nicht, 
mit der räumlichen auch die emotionale Distanz zu erreichen, so 
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besteht die Gefahr, daß das Kind in der Funktion eines Verbünde­
ten zu offener Aggression und Ablehnung gegen den Partner auf­
gefordert wird. Das Kind wird zu loyalem Verhalten verpflichtet 
und fühlt sich fiir das Wohlergehen des Elternteils, bei dem es lebt 
und von dem es abhängig ist, verantwortlich (vgl. Hess & Camara 
1979) . Insbesondere ältere Kinder werden häufig zum Tröster 
ihrer Eltern, eine Rollenumkehr, die problematisch wird, wenn 
sie sich über längere Zeit hinweg in ausgeprägter Form zu einem 
festen Beziehungsmuster entwickelt. 

Ein weiteres Motiv der Identifikation mit dem verfügbaren El­
ternteil liegt, bei den gegebenen Voraussetzungen, in der kindli­
chen Furcht, auch dessen Zuneigung zu verlieren oder ihn zu ver­
letzen. Das Kind wird sich jedoch auch weiterhin in seiner Phanta­
sie stark mit dem abwesenden Elternteil beschäftigen. Das resul­
tierende Vaterbild ist eine Kombination von Erinnerungen und 
Projektionen des Kindes, häufig in Verbindung mit den negativen 
Projektionen, hier der Mutter, was sein Selbstwertgefühl nachhal­
tig stören kann. 

Gegenwärtiges kindliches Verhalten muß also auch als dessen 
verzweifelter Versuch angesehen werden, seine soziale Realität im 
Sinne der Konfliktreduktion neu zu konstruieren, um auf diese 
Weise für die Entwicklung der Ich-Identität geeignetere Rahmen­
bedingungen herzustellen. 

Des weiteren läßt /is quasi erwachsenes Verhalten, das für Mäd­
chen ihres Alters in der Nachscheidungssituation als typisch 
erachtet werden kann, negative Folgen für die Adoleszenz pro­
gnostizieren, sowohl was die Beziehungsfähigkeit, insbesondere 
in Hinblick aufPartnerbeziehungen, aber auch was den Leistungs­
bereich betrifft, wenn es Picht gelingt, das familiäre Beziehungs­
system zu entlasten. 

Herr und Frau S zeigen sich betroffen über die von ihnen nicht 
realisierten Belastungen des Kindes und finden in ihrem Wunsch, 
die Situation des Kindes zu verbessern, einen Ansatzpunkt für Ver­
haltensänderungen, in dem sie beide übereinstimmen und der un­
abhängig von der Lösung ihrer partnerschaftliehen Probleme ist. 
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4.9 Versuch der Integration elterlicher und kindlicher Interessen; 
U?rmittlung der Systemsicht familiärer Beziehungen 

Die Diskussion und Reflexion konkreter Formen der Ausgestal­
tung von Sorgerechtsalternativen verfolgt den Zweck, die Auf­
merksamkeit der Eltern von der aktuellen Scheidungs- und Kon­
fliktsituation auf die Erfordernisse der Nachscheidungssituation 
zu lenken und eine realistische Planung zu erreichen. 
(»Sie brauchen ein Modell, das entwicklungsfohig ist, dasflexibel ist, die 
kindlichen Bedürfnisse auch der nächsten Jahre berücksichtigt und A Mit­
spracherecht einräumt. Ich möchte Ihnen lediglich einen Rahmen aufzei­
gen, der es Ihnen erleichtert, eigenständige Entscheidungen zu trq[en. «) 

In einem Gespräch am 15.11.1986 wird den Eltern folgendes Mo­
dell zur Erprobung vorgeschlagen: A soll ihren Vater an jedem 
zweiten Wochenende von Freitag 17.00 bis Sonntag 18.00 Uhr so­
wie am Donnerstag Nachmittag besuchen. Diese häufigen Kon­
takte werden in Hinblick auf eine Restaurierung ungezwungener 
Vater-Kind-Interaktionen als notwendig erachtet. 

Frau S zeigt sich zunächst noch relativ uneinsichtig gegenüber 
der Angemessenheit weitreichender Vater-Kind-Kontakte und ar­
gumentiert mit kindbezogenen Einwänden (»Das Kind sollte doch 
erst einmal Abstand bekommen. « »Das Kind hat soviel zu lernen. «) . 

Herr S ist ausgesprochen skeptisch gegenüber der Realisierbar­
keit des vorgeschlagenen Umgangsmodells (»Ich kann es nur begrü­
ßen, wenn das funktioniert, aber ich glaube es nicht. «) . A gibt sich pas­
siv abwartend. 

Zum nächsten Gesprächstermin (5.12.1986) sehen sich beide El­
tern in ihren Vorurteilen bestätigt. Die Kontakte haben nicht im 
vorgegebenen Umfang stattgefunden. Frau S begründet dies in 
gewohnter Weise mit kindlicher Übermüdung und Verweigerung 
(»Kinder haben ihren eigenen Egoismus und nehmen alles nicht gar so tra­
gisch wie Erwachsene. «) . In die kindliche Darstellung der Ereignisse 
mischt sie sich fortwährend ein und verweist auf von A bisher 
nicht erwähnte, ihrer Meinung nach gegen den Vater sprechende 
Details (»Du hast doch noch etwas zu sagen, und zwar gehts da um ein 
Buch . . . .  «) . Insgesamt bekundet sie jedoch, daß Ns Wochen-
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ende beim Vater sehr positiv verlaufen sei und daß sie inzwischen 
erkannt habe, daß A gerne zu ihrem Vater gehe. Aber erst, seit sie 
zu den Gesprächen nach München komme, könne sie sich gegen­
über Ns Vater ruhig verhalten. 

Herr S ist frustriert und enttäuscht und beschuldigt seine Frau 
der Boykottierung des Umgangsmodells (»Das hat wieder nicht 

funktioniert, weil sie es ganz geschickt und hervorragend zu verhindem 
weiß. «) . Er sei stocksauer und werde entsprechende Konsequen­
zen ziehen. 

A trägt zunächst die gewohnten Einwände gegen die Besuche 
beim Vater vor (»Ich habe so viel zu lernen. Ich war total kaputt. «) und 
die in diesem Kontext erzählten weitschweifigen Geschichten re­
flektieren eindeutig Vermeidungsverhalten (»Sie kennen mich noch 
nicht richtig; ich habe manchmal solche Aussetzer, da vergesse ich al­
les! «) .  Sie gibtjedoch zu, daß es ihr beim Vater gut gefallen habe, 
wünscht sich für die Zukunft, daß er ihr glauben solle, wenn sie 
einen Besuchstermin absagen müsse und daß er aufhören solle zu 
behaupten, sie sei von der Mutter beeinflußt. 

In der Folge werden die positiven Aspekte der getätigten Kon­
takte herausgearbeitet, und allen Beteiligten die Unangemessen­
heit ihrer ins zu erprobende Umgangsmodell gesetzten Riesener­
wartungen verdeutlicht. 

Beim 3. Gespräch (22.12.1986) ist eine weitere Verbesserung im 
elterlichen Bemühen um konfliktfreie Gestaltung der Vater-Kind­
Kontakte zu verzeichnen. Insbesondere auf seiten von Frau S 
scheiht sich ein gewisser Einstellungswandel vollzogen zu haben 
(»Ich sehe ja, daß Ageme zu ihrem Ultergeht. «), der in direktem Zu­
sammenhang zur Resonanz steht, die sie in den zurückliegenden 
Gesprächen - anscheinend erstmals - für ihre Position gefunden 
hat. 

Herr S überwindet angesichts der Erinnerung an die schönen 
Stunden, die er zwischenzeitlich mit seiner Tochter verleben 
durfte, seine Vorbehalte im finanziellen Bereich (»Mir gehts nicht 
ums Geld, sondern ums Prinzip; da bin ich ein hartnäckiger Partner! «) . 
Im Hinblick auf die bevorstehenden Feiertage und damit verbun­
dene zusätzliche Unkosten hatten wir an seine Großzügigkeit appel-
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liert und darauf verwiesen, welch positives Signal ein gewisses 
Entgegenkommen seinerseits setzen würde. Während der gesam­
ten Sitzung kämpft er sichtlich mit sich (»Mit A lasse ich mich nicht 
erpressen! «) .  Die schließlich mit großer Geste ausdrücklich seiner 
Tochter überreichte Geldsumme übersteigt bei weitem die Erwar­
tungen und beraubt Frau S eines Teils ihrer gängigen Argumenta­
tion und Kritik am vormaligen Partner. Am eindrucksvollsten ist 
jedoch, wie A entsprechend der Auflockerung mütterlicher Vor­
behalte zunehmend unbefangener auf den Vater zugehen kann. 

In der Folge dreht sich die Diskussion primär um Details der 
Gestaltung der Besuchskontakte in Hinblick auf die Bedürfnisse 
der Beteiligten. So legt Herr S großen Wert darauf, daß A an den 
Besuchswochenenden auch in seiner Wohnung übernachtet (»Ich 
möchte auch einmal längere Zeit mit A zusammen sein, zusammen auf 
wachen und frühstücken. «) .  Mütterliche Einwände (»A braucht ihr 
Bett. «) können mit dem Verweis auf N.s eigenes Zimmer in der vä­
terlichen Wohnung ausgeräumt werden. A plädiert für erweiterte 
Eigenständigkeit während der Besuchszeit (»Ich möchte das selber 
entscheiden dürfen, ob ich fernsehen will oder allein sein oder mich mit 
ihm unterhalten. «) . 

4.10 Diskussion der Rahmenbedingungen ßir die Reorganisation 
familiärer Beziehungen nach der Scheidung. Konsequenzen 

für die zu wählende Sorgerechtsregelung 

Die konkrete Ausgestaltung eines Sorgerechtsmodells, einschließ­
lich der Zuordnung elterlicher Funktionen und Verantwortlich­
keiten, dient der Intention, eine eindeutige und verbindliche 
Handlungsrichtlinie zu erstellen. Bestandteile der schriftlich fi­
xierten Regelung sind die Einzelheiten der zu vereinbarenden Sor­
gerechtsregelung einschließlich der Modalitäten der Betreuung 
und des Umgangs sowie »Wohl verhaltensklauseln« ,  die helfen 
sollen, das Vertrauen zwischen den Eltern wieder zu festigen. 

Besonderen Beifall aller Seiten erhielt die gleichfalls im Modell 
enthaltene »Schiedsrichterklausel << : Ist eine einvernehmliche Re­
gelung nicht zu erzielen und treten Schwierigkeiten bei der An-
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wendung dieser Vereinbarung auf, die von den Eltern nicht eigen­
ständig bewältigt werden können, so verpflichten sie sich, sach­
verständige Hilfe in Anspruch zu nehmen und die Empfehlung 
des Sachverständigen zu akzeptieren. 

Herr und Frau S erklären sich auch bereit, in Hinblick auf die 
vorhandenen kommunikativen Probleme und zur Vermeidung 
des Risikos eines Scheiterns dieser Regelung über einen Zeitraum 
von 2 Jahren, in 6-wöchigem Abstand, beratende Hilfe in An­
spruch zu nehmen. 

Für die Familie beinhaltet dieses Modell nicht nur Entschei­
dungshilfe in einer bestimmten Situation, sondern einen komple­
xen Lernprozeß, in dessen Verlauf die Kompetenz der Familien­
mitglieder hinsichtlich kindbezogener Kommunikation, Koope­
ration und des Erarbeitens von Problemlösungen erweitert wird. 

4.11 Diskussion aller in Frage kommenden Sorgerechtsalternativen -
V&r- und Nachteile for Kind und Eltern 

Die gegenwärtig theoretisch vorhandenen Alternativen, die sich 
juristisch zur Regelung einer Sorgerechtsfrage anbieten, sind auf 
der folgenden Seite aufgelistet. Von Punkt 15 bis 01 zeigt sich hier 
eine Zunahme der Möglichkeiten zur effektiven Wahrnehmung 
elterlicher Verantwortung, der Realisierbarkeit von autonomen 
Entscheidungen durch die Familie und des Erhalts beider Eltern­
teile für das Kind. 
In der Ausgangssituation war vom Vater demnach eine Regelung 
entsprechend dem Punkt 06 »Alleinige elterliche Sorge für einen 
Elternteil und großzügig geregelter Umgang« ,  von der Mutter 
entsprechend dem Punkt 07 )) Alleinige elterliche Sorge und einge­
schränkter Umgang für den zweiten Elternteil« angestrebt wor­
den. Im Verlaufe der beraterischen Intervention konnte eine Ver­
besserung der elterlichen Kooperationswilligkeit erreicht werden, 
die eine in Hinblick auf die kindlichen Interessen optimale Ent­
scheidung entsprechend dem Punkt 03 ))Belastung der elterlichen 
Sorge bei beiden Eltern auf einvernehmlichen Vorschlag der El­
tern« als möglich erscheinen ließ. In Anbetracht der für die kom-
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Möglichkeiten der Regelung des elterlichen Sorgerechts nach der Scheidung 

A) Formen der gemeinsamen elterlichen Sorge 
01 Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft 
02 Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft unter Inan­

spruchnahme einer Beratung 
03 Belassung der elterlichen Sorge bei beiden Eltern auf einvernehmli-

chen Vorschlag der Eltern 
04 Belassung der elterlichen Sorge mit begleitender Beratung 

B) Formen der alleinigen elterlichen Sorge 
OS Alleinige elterliche Sorge für einen Elternteil und großzügig gere­

gelter Umgang für den nichtsorgeberechtigten Elternteil auf ein­
vernehmlichen Vorschlag der Eltern hin 

06 Alleinige elterliche Sorge für einen Elternteil und großzügig gere­
gelter Umgang unter begleitender Umgangsberatung 

07 Alleinige elterliche Sorge und eingeschränkter Umgang für den 
zweiten Elternteil 

08 Sorgerecht für einen Elternteil und eingeschränkter Umgang für 
den zweiten Elternteil unter Einschluß einer Umgangsberatung 

09 Alleinige elterliche Sorge unter befristetem Ausschluß eines Um­
gangsrechts 

10 Alleinige elterliche Sorge unter befristetem Ausschluß des Um­
gangsrechts und begleitender Beratung bei Wiedereinsetzung des 
Umgangs 

11 Alleinige elterliche Sorge unter dauerndem Ausschluß eines Um­
gangs für den nichtsorgeberechtigten Elternteil 

12 Alleinige elterliche Sorge bei Entzug der elterlichen Sorge hinsicht­
lich des zweiten Elternteils 

C) Im Falle mehrerer Kinder: Formen getrennter elterlicher Sorge 
(vgl. 4 bis 11, in Fällen mangelnder elterlicher Eignung unter 12 
bis 15) 

D) Formen elterlicher Sorge unter Einbeziehung von Maßnahmen der öffent-
lichen Erziehungshilje, z. B. 

13 Bestellung eines Vormundes 
14 Anordnung einer befristeten oder unbefristeten Pflegschaft 
15 Freigabe der Kinder zur Adoption unter gerichtlicher Ersetzung 

der Einwilligung der Eltern 
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menden Monate anstehenden Auseinandersetzungen im finanziel­
len Bereich muß jedoch die Alternative 04 »Belassung der elter­
lichen Sorge mit begleitender Beratung« als stabiler bewertet 
werden. 

4.12 Wahl einer Sorgerechtsregelung 
(unter Beteiligung aller Familienmitglieder) 

Entsprechend der Untersuchungsergebnisse und der Bedürfuisse 
aller Beteiligten hatte Herr S nicht mehr auf seinem vormalig 
vorgebrachten Anspruch auf alleinige übernahme der elterlichen 
Sorge bestanden. Als im abschließenden Gespräch noch einmal 
die Alternative einer gemeinsamen Übernahme elterlicher Verant­
wortung auf einvernehmlichen Vorschlag der Eltern hin ange­
sprochen wird, erweist sich Frau S als unerwartet einsichtig und 
flexibel (»Jetzt hat sich alles etwas verändert, inzwischen, und man sieht 
alles aus einer etwas anderen Sicht. Grundsätzlich sollte man nie nur ei­
nem Elternteil die elterliche Sorge geben, wenn einer nicht etwas derart 
Schlimmes macht, daß er die verantwortung nicht übernehmen kann. «) .  

Nach einer Bedenkzeit von einer Woche und unter Vorlage des 
ausgearbeiteten Sorgerechts- und Umgangsmodells wird eine Re­
gelung der gemeinsamen elterlichen Sorgen von beiden Eltern ak­
zeptiert. Beide Eltern wünschen sich zudem die Verfugbarkeit un­
terstützender Beratung zur Überwindung erwarteter Anfangs­
schwierigkeiten bei der Anwendung des Modells. 

4.13 versuch einer Optimierung des Kindeswohls im Rahmen der 
gewählten Sorgerechtsalternative unter Einbeziehung des Meso- und 
Exosystems; insbesondere Berücksichtigung von Stützungssystemen 

Da bezüglich der sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen und 
der Verftigbarkeit außerfamiliärer sozialer Beziehungen im Falle 
der Familie S, bedingt durch die geringe Distanz zwischen den 
beiden elterlichen Wohnungen, ftir A geradezu ideale Bedingun­
gen vorliegen, sollen sich unterstützende Maßnahmen insbeson­
dere auf die Verbesserung der zwischenelterlichen Kommunika-
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tionsfähigkeit und Kooperationsbereitschaft beziehen. Es wird 
deshalb den Eltern vorgeschlagen, über einen Zeitraum von zwei 
Jahren hinweg in 6wöchigem Abstand beratende Hilfe in An­
spruch zu nehmen. 

4.14 Schriftliche Fixierung des Sorge- und Umgangsmodells 

a) Generelle Regelung 

Die generelle Regelung der gemeinsamen elterlichen Sorge impli­
ziert folgende Verpflichtungen: 

1. Der Wohnort des Kindes verbleibt bei der Mutter. 
2. Beide Eltern erklären sich bereit, die Versorgung und Betreuung des 

Kindes gemeinsam und in vollem Umfang zu übernehmen. 
3. Die Entfernung des Kindes aus dem Landkreis bzw. der Wohnort­

wechsel eines Elternteils ist zwischen den Eltern abzusprechen. 
4. Jede wichtige Entscheidung im Leben des Kindes (wie z. B. Gesund­

heit, Schule, Religion etc.) sollte von beiden Eltern in Übereinstim­
mung getroffen werden. 

5. Bei wichtigen öffentlichen Ereignissen im Leben des Kindes (z. B .  
Schulfeiern, Elternabende etc.) treten die Eltern gemeinsam auf. 

6. Beide Eltern haben uneingeschränktes Informationsrecht über wich­
tige Ereignisse im Leben des Kindes. 

6. Der Kontakt zu beiden Großelternhäusern ist zu ermöglichen. 
7. Jegliche elterlichen Konflikte sind zu vermeiden, die die Eltern-Kind­

Beziehung und das Wohl des Kindes beeinträchtigen könnten. 
9. Das Bild des anderen Elternteils ist dem Kind gegenüber positiv dar­

zustellen. Beeinflussung des Kindes gegenüber dem anderen Eltern­
teil oder gegen ein Mitglied seiner Familie ist zu unterlassen. 

10. Dem Kind wird der ungehinderte telefonische Kontakt zum jeweils 
abwesenden Elternteil ermöglicht. 

b) Umgangsregelung 

Es wird folgende Umgangsregelung für den Vater vorgeschlagen: 

l. Jedes erste und dritte Wochenende eines Monats, von Freitag 17.00 
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Uhr bis Sonntag 18.00 Uhr, verbringt A. mit dem Vater. Außerdem 
sollte dem Vater an einem Nachmittag pro Woche (vorerst Donners­
tag) der Kontakt mit dem Kind ermöglicht werden. 

2. Die erste Hälfte der Sommerferien (3 Wochen) verbringt A. mit dem 
Vater, die zweite Hälte mit der Mutter (in den darauffolgenden Jahren 
alternierender Wechsel.) 

3. Den Heiligen Abend verbringt A.  bis 18.00 Uhr bei der Mutter, an­
schließend beim Vater. Die Weihnachtsferien werden vom 23. 12. mit­
tags bis 31. 12. mittags bei der Mutter, vom 31. 12. mittags bis zum 
Schulbeginn beim Vater verbracht (in den folgenden Jahren alternie­
render Wechsel) . 

4. Die Osterferien verbringt A. mit dem Vater, die Pfingstferien mit der 
Muttet (in den folgenden Jahren alternierender Wechsel) . 

5. Jeden zweiten, nicht in die sonstige Umgangsregelung fallenden 
schulfreien Tag verbringt A. mit dem Vater. 

6. Der Geburtstag des Kindes wird alternierend bei Vater und Mutter ge­
feiert. An dem auf den Geburtstag des Kindes folgenden Wochenende 
hat der Elternteil - unabhängig von der generellen Regelung - Priori­
tät, mit dem das Kind den Geburtstag nicht gefeiert hat. 

7. Die Geburtstage von Mutter und Vater werden beim betreffenden El­
ternteil verbracht. 

8. Beide Eltern erklären sich bereit, auf berufsbedingte oder in wichti­
gen sonstigen Ereignissen begründete Abweichungen bei der Anwen­
dung dieser Regelung Rücksicht zu nehmen und diese flexibel zu 
handhaben. 

c) Weitere Rahmenbedingungen 

1. Abweichungen von dieser Regelung können nur im Interesse des Kin­
des und nur einvernehmlich erfolgen. 

2. Ist eine einvernehmliche Regelung nicht zu erreichen w1d treten 
Schwierigkeiten bei der Anwendung dieser Vereinbarung auf, die von 
den Eltern nicht eigenständig bewältigt werden können, so verpflich­
ten sie sich, sachverständige Hilfe in Anspruch zu nehmen und die 
Empfehlung des Sachverständigen zu akzeptieren. 

3. Im Hinblick auf die vorhandenen kommunikativen Probleme und zur 
Vermeidung des Risikos eines Scheiteros dieser Regelung verpflichten 
sich beide Eltern über einen Zeitraum von zwei Jahren, eine in sechswö­
chigem Abstand stattfindende beratende Hilfe in Anspruch zu nehmen. 
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4.15 Phase der Begleitung des Modells 

Das mit Gerichtsurteil vom Januar 1986 bestätigte Sorge- und 
Umgangsmodell fiir die Familie S. befindet sich nunmehr im drit­
ten Monat der Erprobung. Es ist vorgesehen, die Eltern fiir 1 bis 
2 Jahre 1 bis 2 Stunden pro Monat zu beraten und bei Bedarf 
Schlichterfunktionen wahrzunehmen. 
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V. Tkifahrensrechtliche Aspekte 
der Scheidung 

Petra Jost-Tietzen I Fritz ]ost 

Zur Prozedur der Ehescheidung 

1. Die Scheidung in der Scheidung 

In den vorstehenden Erfahrungsberichten kommt die Eheschei­
dung als Rechtsproblem kaum vor.1 Das gilt auch fiir ihre Verfah­
rensfragen. Um die formelle Auflösung der Ehe ranken sich vor­
und nachgeschaltete soziale Probleme, die rechtlich im wesentli­
chen vom Trennungszeitpunkt ab erfaßt werden, wie elterliche 
Sorge für die Kinder, Unterhalt, Hausratsteilung und Wohnungs­
zuweisung, Vermögensauseinandersetzung und Zugewinnaus­
gleich. Die Scheidung der Ehe selbst ist demgegenüber relativ 
problemlos: die Scheidungsvoraussetzungen sind durch die Neure­
gelung von 1977 entleert bei Aufwertung der Trennungs- und 
Scheidungsfolgen. 2 Systematisch gesehen steht dennoch weiterhin 
die Ehescheidung, die Aufhebung eines Statusverhältnisses im Mit­
telpunkt; an die Einleitung des Scheidungsverfahrens knüpfen sich 
die verschiedensten rechtlichen Besonderheiten. Wrr wollen mit der 
Frage anfangen, wer hier außer den Ehepartnern mitzuwirken hat. 

1 S. aber die Fallbeschreibung von Fabricius-Brand, in Fabricius-Brand (Hg.), Anwaltspro­

tokolle, Frankfurt a. M. 1986, S. 115 ff. 

2 Vgl. Voegeli, "Funktionswandel des Scheidungsrechts« ,  KJ 1982, 132, 14S ff. 
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2. Das Gericht in der Familie 

Weiß die Familie in ihren Konflikten nicht weiter, muß ein Dritter 
als Entscheider her: das Farniliengericht. 

Diese Bezeichnung verspricht mehr, als die Definition in § 23 b 
I GVG hält, wonach nämlich das Familiengericht nur eine beson­
dere Abteilung des Amtsgerichts ist. Von den hochfliegenden Plä­
nen für ein Gremium, in welchem mit umfassender Kompetenz 
neben dem unvermeidlichen juristischen auch der sozialwissen­
schaftliche Sachverstand vertreten gewesen wäre3, ist allein übrig 
geblieben, daß der Richter, der im Gegensatz zur früheren Zu­
ständigkeit der Zivilkammer des Landgerichts nunmehr allein 
über die Ehescheidung befindet, nicht lediglich »Richter auf 
Probe« sein darf (§ 23 b III GVG) , sondern bereits eine Lebenszeit­
stellung inne haben muß. 

Ein wesentliches Anliegen des 1. Gesetzes zur Reform des 
Ehe- und Familienrechts vom 14. 6 . . 1976 war es, die Aufspal­
tung der rechtlichen Bewältigung des sozialen Konfliktes »Ehe­
scheidung« auf die verschiedenen Gerichtszweige zu beseitigen. 
Die Zuständigkeit ist weitgehend beim Familiengericht ge­
bündelt, welches über sämtliche Familiensachen im gesetzli­
chen Sinne (neben den Ehesachen: elterliche Sorge für das eheliche 
Kind, Umgangsregelung, Herausgabe des Kindes an den ande­
ren Elternteil, Kindes- und Ehegattenunterhalt, Versorgungs­
ausgleich, Regelung der Rechtsverhältnisse an Ehewohnung 
und Hausrat, eheliches Güterrecht, § 23 b I GVG) zu entscheiden 
hat. 

Davon ist aber keineswegs alles umfaßt, was wir im »natürli­
chen« Sinn des Wortes als Familiensachen ansehen würden. Über 
den gesetzlichen Kindesunterhalt hat das Familiengericht nur zu 
befmden, sofern es sich um Ansprüche eines ehelichen Kindes 
handelt. Es ist nicht zuständig für gegenläufige Ansprüche der El­
tern an ihr Kind oder solche, die dem Kind gegen seine Großel-

3 Vgl. Brüggemann, »Familiengcrichtsbarkeit«, in: Kühn/Tourneau (Hg.), Familienrcchts­

riform - Chance einer besseren Wirklichkeit, Biclefeld 1978, S. 103 ff. 
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tern zustehen 4, und auch nicht für die Unterhaltsansprüche des nicht­
ehelichen Kindes. Ebenso sind vermögensrechtliche Ansprüche au­
ßerhalb von Unterhalts- und Güterrecht keine Familiensachen. 

Auch vom Verfahrensablauf her ist eine Konzentration gesetzes­
technisch erreicht worden durch die Möglichkeit, im Scheidungs­
verfahren die genannten Familiensachen mit der Folge anhängig 
machen zu können, daß über sie zusammen mit der Ehescheidung 
einheitlich durch Urteil zu befmden ist (§§ 623, 629 ZPO [sog. 
Scheidungsverbund]) ,  soweit die anstehenden Fragen die nach­
eheliche Zeit betreffen. Im Idealfall erhalten die Beteiligten mit 
dem Scheidungsurteil eine komplette Regelung der durch die Ehe­
auflösung bedingten familienrechtlichen Probleme. 

Für zwei der Verfügung der Parteien nur begrenzt zugängliche 
Gegenstände tritt die Verbindung mit dem Ehescheidungsverfah­
ren und der Zwang zur gleichzeitigen Entscheidung auch dann 
ein, wenn die Parteien dies nicht besonders beantragt haben: Die 
elterliche Sorge für die ehegemeinschaftliehen Kinder und der öf­
fentlichrechtliche Versorgungsausgleich sind sogenannte notwen­
dige Folgesachen. Hiervon abgesehen ist zur Herstellung des Ver­
bundes mit der Ehesache erforderlich, daß eine Entscheidung in 
einer Folgesache bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung des 
Ehescheidungsverfahrens in der ersten Instanz von einer Seite be­
antragt worden ist (§ 623 I u. II ZPO). 

3. Die Familie im Gericht 

Abgesehen von den Ehegatten, welche das Familiengericht wäh­
rend der Trennung anrufen, können von dessen Entscheidung in 
besonderer Weise auch die ehelichen Kinder betroffen sein, so­
lange sie minderjährig sind. Schließlich wird darüber befunden, 
bei wem sie weiter aufwachsen und welche Unterhaltsleistungen 
für sie erbracht werden sollen. 

4 BGH NJW 1978, 1633. 
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Was den Kindesunterhalt angeht, so sind Klagen vom Zeit­
punkt der Trennung an nicht vom Kind, sondern von demjenigen 
Ehepartner im eigenen Namen zu erheben, in dessen Obhut es 
sich befindet (§ 1629 II u. III BGB) . Damit soll verhindert werden, 
daß das Kind in die Auseinandersetzung der Eltern mit hineinge­
zogen wird. 

Bei Fragen der Sorgerechtszuweisung ist das Jugendamt zu hö­
ren (§ 48 a JWG) . Es spricht mit den Beteiligten und erstattet dem 
Familiengericht einen Bericht darüber, welcher in der Regel mit 
einem Vorschlag für die anstehende Entscheidung versehen ist. 
Das Jugendamt kann auch selbständig ein Rechtsmittel gegen die 
Entscheidung einlegen. Das gilt auch für die von der Sorgerechts­
entscheidung betroffenen Kinder, soweit sie das 14. Lebens­
jahr vollendet haben (§§ 64 k, 57, 59 FGG) . Sie sind ebenfalls vor 
der Entscheidung persönlich durch das Gericht anzuhören, was 
bei Erreichen des genannten Alters obligatorisch ist (§ 50 b FGG). 

Beteiligt am Gerichtsverfahren sind auch die Versorgungsträ­
ger, soweit es um den Versorgungsausgleich geht. 

Mit ihrer reinjuristischen Ausbildung sind Familienrichter und 
-richterinnen in der Sorgerechtsfrage häufig überfordert. Sie zie­
hen daher in besonders »kritischen« Fällen Sachverständige heran, 
denen das Gesetz keine aktive Parteirolle zubilligt; sie sind viel­
mehr nur »Beweismittel« ,  entscheiden aber sehr häufig und zu 
Recht mit ihrem Votum die Sorgerechtsfrage, indem sich das Ge­
richt diesem mehr oder weniger wortreich anschließt. Geht es um 
die Ehescheidung selbst und um Scheidungsfolgesachen, über die 
mit ihr zusammen zu verhandeln und zu entscheiden ist, so kön­
nen allerdings die Ehegatten als Parteien des Verfahrens nicht 
selbst ihre Anträge stellen. Vielmehr herrscht hier der sog. An­
waltszwang, was bedeutet, daß nur Antragsschriften und in der 
mündlichen Verhandlung gestellte Anträge für das Gericht be­
achtlich sind, wenn sie von einer Rechtsanwältin oder einem 
Rechtsanwalt, die bei dem entscheidenden Gericht zugelassen 
sind, vorgebracht werden. 

Anders ist dies bei sogenannten isolierten Familiensachen, also 
beispielsweise einem Unterhaltsanspruch für die Zeit des Ge-
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trenntlebens. Hier können die Parteien ihre Rechte selbst wahr­
nehmen, was einerseits eine erhebliche Kosteneinsparung mit sich 
bringen kann, aber andererseits wegen der Kompliziertheit des 
Verfahrens auch Fallstricke in sich birgt. 

4. Die Vielfalt in der Scheidung 

a) Ehescheidung und Folgesachen. Unter der Herrschaft des Schei­
dungsrechts vor 1977 war das Verfahren überwiegend zu einem 
Scheinprozeß geworden. Eine einverständliche Ehescheidung 
kannte das materielle Recht nicht, die Frage der Eheauflösung war 
gleichwohl unter der ganz überwiegenden Zahl der vom Schei­
dungsverfahren betroffenen Eheleute gänzlich unumstritten. 
Dem hat das 1. Eherechtsreformgesetz Rechnung getragen. Es 
geht nicht mehr darum, ein Recht gegenüber dem anderen Ehe­
gatten auf Scheidung zu haben, sondern darum, ob die soziale Be­
ziehung Ehe gescheitert ist. Um die Feststellung hierzu ohne 
Durchleuchtung der Intimsphäre der Ehegatten zu ermöglichen, 
bedient sich das Gesetz mehrerer Vermutungstatbestände. Es 
nennt in § 1566 I BGB an erster Stelle als unwiderlegbare Vermu­
tung für das Scheitern der Ehe den Fall, daß die seit einem Jahr ge­
trenntlebenden Eheleute beide die Scheidung beantragen bzw. der 
eine dem Antrag des anderen hierauf zustimmt. Dies ist der Fall 
der offenen Konventionalscheidung. Er sollte nach dem Willen 
des Gesetzgebers eigentlich der Regelfall sein. 
Prämiert wird dieser Weg für die Parteien damit, daß bei Vorliegen 
sämtlicher gesetzlicher Voraussetzungen das Scheitern der Ehe 
und damit die Begründetheit des Scheidungsbegehrens nicht wei­
ter vom Gericht zu untersuchen ist. Als Thema fur eine Beweis­
aufnahme bzw. für die Anhörung der Eheleute nach § 613 ZPO 
bleibt nur noch der obligate, mindestens einjährige Trennungs­
zeitraum übrig. Eine Ursachenforschung fur das Scheitern oder 
Durchleuchtung der früheren ehelichen Lebensgemeinschaft bzw. 
dessen, was davon übrig geblieben ist, findet nicht statt. 
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Erschwert wird dieser Weg fiir die Eheleute aber durch zusätzli­
che Erfordernisse, die nicht im materiellen Scheidungsrecht des 
BGB, sondern im Verfahrensrecht in Gestalt von § 630 ZPO ent­
halten sind. 5 Abweichend von § 622 ZPO muß der Scheidungsan­
trag in diesem Fall auch die Mitteilung enthalten, daß der andere 
Ehegatte zustimmen oder in gleicher Weise die Scheidung bean­
tragen wird; die einfache Zustimmung zur Scheidung braucht 
nicht einmal über einen Anwalt geschehen, sondern kann von der 
antragsgegnerischen Partei selbst gegenüber dem Gericht erteilt 
werden. Außerdem ist ein übereinstimmender Vorschlag der Ehe­
gatten zur Regelung der elterlichen Sorge und des Umgangs mit 
den gemeinschaftlichen Kindem sowie ein Einigungspapier über 
die Regelung der Unterhaltspflichten und der Rechtsverhältnisse 
an Ehewohnung und Hausrat vorzulegen. Absatz 3 von § 630 
ZPO bestimmt weiterhin, daß über die Unterhaltsfrage und die 
Regelung der Übernahme von Ehewohnung und Hausrat voll­
streckbare Titel vor dem Ausspruch der Ehescheidung vorzulegen 
sind. 

Diese Anforderungen, insbesondere die Schaffung vollstreck­
barer Titel, stellen ein arges Erschwernis dar und enthalten die 
Nagelprobe darauf, ob sich die Parteien wirklich weitgehend über 
die Auseinandersetzung ihrer persönlichen und vermögensrecht­
lichen Verhältnisse einig sind. Hier zeigt sich verfahrensrecht­
lich die Entleerung der Scheidungsvoraussetzungen zu Gunsten 
einer Aufwertung der Scheidungsfolgen, zu deren Regelung die 
Scheidungswilligen veranlaßt werden sollen, um spätere Streitig­
keiten bzw. die Fortsetzung der Beziehung als Zwist auszu­
schließen. 

Indessen ist die Vorschrift des § 1566 I BGB i. V mit § 630 ZPO 
kein Nadelöhr, durch welches Scheidungswillige, die beide mög­
lichst rasch und unkompliziert auseinander streben, hindurch 
müßten. Ihnen bleibt die Scheidung ohne Zerrüttungsvermu­
tung, bei der sie die Voraussetzungen der genannten Vorschriften 

5 Vgl. Jost, » Anwaltszwang und einverständliche Scheidung«,  NJW 1980, 327 ff. 
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nicht erfullen müssen. 6 Auch wenn noch keine dreijährige Tren­
nung gegeben ist, die ebenfalls unwiderlegbar das Scheitern der 
Ehe indizieren würde, wird sich bei übereinstimmender Bekun­
dung in der Anhörung vor dem Familiengericht kein Zweifel re­
gen, daß die Lebensgemeinschaft nicht wiederherstellbar und so­
mit die Ehe zu scheiden ist. Fragwürdig sind allerdings manchmal 
die (übereinstimmenden) Angaben zur Trennungsdauer. 

Andererseits läßt sich die Durchführung eines mit Nachdruck 
von einer Seite betriebenen Scheidungsbegehrens kaum dadurch 
verhindern, daß gegen die Voraussetzung des Scheiteros der Ehe 
argumentiert wird. Wenn auch nur eine Seite den ernsten Willen 
bekundet hat, die aufgehobene eheliche Lebensgemeinschaft 
nicht wiederherstellen zu wollen und die Mindesttrennungszeit 
nach § 1565 II BGB abgelaufen ist, so wird die Ehe geschieden 
werden, da die strengen Ausnahmevoraussetzungen der negati­
ven Härteklausel des § 1568 BGB kaum je vorliegen. Auch die 
Aussetzungsmöglichkeit mit der Empfehlung, eine Ehebera­
tungsstelle aufzusuchen (§ 614 ZPO), ist äußerst selten, obwohl 
diese Vorschrift einen » Scheidungsautomatismus « ausschließen 
und damit die Fristenregelung bei der Eheauflösung verfassungs­
konform machen soll. 7 

Hinauszögern läßt sich die Ehescheidung von dem scheidungs­
unwilligen Partner eher dadurch, daß über die ohnehin mitzube­
handelnden Fragen des Versorgungsausgleichs und der Zuwei­
sung der elterlichen Sorge hinaus weitere Folgesachen, insbeson­
dere der Auskunfts- und/oder nacheheliche Unterhaltsanspruch 
anhängig gemacht wird. Dies kann prozeßtaktische Gründe ha­
ben, nämlich Zugeständnisse auf der Gegenseite zu erreichen. Er­
strebt etwa die antragsstellende Partei eine möglichst rasche Ab­
wicklung des Verfahrens, ohne zu einer für die andere Seite befrie­
digenden Übereinkunft zur Unterhaltsfrage oder anderen Folge­
sachen bereit zu sein, so bewirkt die Stellung eines Antrags in 

6 Über den Umgang mit § 630 ZPO in der Praxis vgl. Müller-Alten, Ehescheidung und 

Scheidungsverträge, Hannover 1984 

7 BVerfG NJW 1980, 689, 690 
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einer Folgesache im Scheidungstermin, daß dieser nicht mit dem 
Scheidungsurteil abgeschlossen werden kann. 8 Die Gegenseite 
muß zu dem Antrag erst Stellung nehmen, und möglicherweise 
ist sogar eine Beweisaufnahme in der Folgesache erforderlich, so­
daß ein erneuter Termin anzuberaumen ist. Die dadurch gewon­
nene Zeit kann ftir weitere Vergleichsverhandlungen, z. B. zur ln­
formationsbeschaffung und Beratung bezüglich des weiteren Vor­
gehens benutzt werden. 

Der Antrag zur Folgesache kann noch in der mündlichen Ver­
handlung über den Scheidungsantrag gestellt werden und ist nicht 
deshalb zurückweisbar, weil damit eine Verzögerung des Rechts­
streits verbunden sei (§ 615 ZPO). Es handelt sich nämlich nicht 
um irgendein Angriffs- oder Verteidigungsmittel bei der Ausein­
andersetzung über die Ehescheidung selbst, sondern um den ei­
genständigen Angriff in einer Folgesache, der von den Vorschrif­
ten zum Ausschluß verspäteten Verbringens nicht erfaßt wird, 
sondern nach dem Verbundsprinzip zusammen mit der Ehesache 
zu bescheiden ist. 

Andererseits kann eine möglichst baldige Stellung des Schei­
dungsantrags wegen dessen materiellrechtlicher Wirkungen wich­
tig sein. Mit dem Ende des Monats vor Eintritt der Rechtshängig­
keit des Scheidungsantrages endet nämlich die Ehezeit, welche ei­
nerseits fur die Berechnung der im Versorgungsausgleichsverfah­
ren zu berücksichtigenden Rentenanwartschaften zugrunde zu le­
gen ist (§ 1587 II BGB), und zum anderen ist der Tag der Zustel­
lung des Scheidungsantrags auch der Stichtag ftir die Berechnung 
des Zugewinns, den die Eheleute während der Ehe erwirtschaftet 
und auszugleichen haben (§ 1384 BGB). Der Beitrag von Beren­
berg-Gosslar (s. oben S. 22ff.)  macht die Problematik besonders 
deutlich. Erst im Zeitpunkt der Zustellung des Scheidungsan­
trags erwerben die Eheleute gegeneinander einen ins einzelne ge­
hende Auskunftsanspruch über das bei jedem in der Ehe angefal­
lene Vermögen (§ 1379, BGB), während sie vorher vom anderen 

8 Es sei denn, der weitere Aufschub der Ehescheidung wäre als »unzumutbare Härte« an­

zusehen (§ 628 I Nr. 3 ZPO) 
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Ehepartner nur eine unbelegte Unterrichtung über seinen Vermö­
gensstand im Rahmen der ehelichen Pflichterfüllung (§ 1353 
BGB) verlangen können. Die Voraussetzungen fur einen Zuge­
winnausgleich schon vor Ablauf von drei Trennungsjahren und 
ohne Stellung eines Scheidungsantrags, welchen das Gesetz in 
§ 1386f. BGB vorsieht, betreffen nur Ausnahmefälle. 

b) Isolierte Familiensachen. Wird die Entscheidung in einer Familien­
sache, welche eine Regelung fur die Zeit nach der Ehescheidung 
treffen soll, nicht innerhalb des Scheidungsverfahrens begehrt, so 
ist hierüber ein gesonderter Prozeß zu fuhren. Dies gilt auch fur 
solche Familiensachen, welche Probleme im Vorfeld der Eheschei­
dung, also Regelungen für die Trennungszeit der Eheleute betref­
fen. Es ist demnach durchaus möglich, daß mehrere verschiedene 
Verfahren zwischen den Eheleuten gleichzeitig laufen, etwa wenn 
eine Klage aufEhegattenunterhalt für die Zeit des Getrenntlebens 
und daneben das Scheidungsverfahren - möglicherweise verbun­
den mit anderen Folgesachen - anhängig sind. Hier ist zu beach­
ten, daß der Ehegattenunterhalt, welcher für die Zeit des Ge­
trenntlebens zu gewähren sein mag, aber durchaus auch nach der 
Ehescheidung weiter zu bezahlen ist (etwa wegen Betreuung eines 
ehegemeinschaftliehen Kindes) nach der Rechtssprechung des 
Bundesgerichtshofes auf unterschiedlichen Anspruchsgründen 
beruhen soll. Ein in einem Prozeß über Ehegattenunterhalt wäh­
rend des Getrenntlebens ergangenes Urteil wird daher mit Eintritt 
der Rechtskraft der Ehescheidung für die danach liegende Zeit 
wirkungslos, ohne daß es einer besonderen Anfechtung bedurfte. 

Wegen der Vervielfältigungsmöglichkeiten der Verfahren, wel­
che neben der nervlichen Belastung auch eine finanzielle Bean­
spruchung der Eheleute mit sich bringen, ist es durchaus ratsam, 
baldmöglichst eine vergleichsweise Regelung zu treffen, welche 
Trennungszeit und nacheheliche Zeit umfaßt. 

c) Einstweilige Anordnungen. Regelungen fur die Zeit des Getrennt­
lebens können aber nicht nur im Wege isolierter (Hauptsache-) 
Verfahren getroffen werden. Vielmehr sieht das Gesetz als Annex 
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zum Ehescheidungsverfahren vor, daß derartige Regelungen vom 
Familiengericht im Wege einstweiliger Anordnungen getroffen 
werden können (§§ 620- 620 g ZPO) . Sie sind vom Zeitpunkt der 
Anhängigkeit der Ehesache bzw. der Einreichung eines Antrags 
auf Bewilligung von Prozeßkostenhilfe hierfür möglich. Das Ver­
fahren ist Bestandteil der Ehesache, sodaß die hierfür geltenden 
Verfahrensbestimmungen anwendbar sind. 
Die einstweiligen Anordnungen können sich auf die elterliche 
Sorge für das gemeinschaftliche Kind, den Umgang eines Eltern­
teils mit dem Kind, die Herausgabe des Kindes an den anderen El­
ternteil, die Unterhaltspflicht gegenüber einem minderjährigen 
Kinde sowie gegenüber dem Ehegatten, das Getrenntleben der 
Ehegatten, die Benutzung der Ehewohnung und des Hausrats, 
die Herausgabe oder Benutzung der zum persönlichen Gebrauch 
eines Ehegatten oder eines Kindes bestimmten Sachen und auf die 
Verpflichtung zur Leistung eines Kostenvorschusses für die Ehesa­
chen und die Folgesachen beziehen (§ 620 ZPO) . Zur elterlichen 
Sorge für ein gemeinschaftliches Kind kann das Gericht auch ohne 
einen Antrag der Beteiligten eine Maßnahme treffen. 

Eine mündliche Verhandlung muß der Entscheidung nicht vor­
ausgehen. Allerdings muß die Gegenseite grundsätzlich vor Erlaß 
der Entscheidung gehört werden. Die beantragende Partei soll die 
Voraussetzungen fur die von ihr begehrte Regelung glaubhaft ma­
chen (§ 620 a III ZPO) . 
Ein Rechtsmittel gegen den Beschluß des Familiengerichts (sofor­
tige Beschwerde) ist nur vorgesehen, wenn die elterliche Sorge für 
ein gemeinschaftliches Kind geregelt, die Herausgabe des Kindes 
an den anderen Elternteil angeordnet oder die Ehewohnung ei­
nem Ehegatten ganz zugewiesen worden ist. Dennoch gibt es ge­
genüber den an sich unanfechtbaren übrigen Entscheidungen im 
Wege der einstweiligen Anordnung eine Abwehrmöglichkeit. Ei­
nerseits kann das Gericht nach § 620 b ZPO seinen Beschluß auf 
Antrag aufheben oder ändern, wenn der hierdurch Belastete ent­
sprechenden Tatsachenvortrag glaubhaft macht. Andererseits 
muß es mündliche Verhandlung anberaumen und erneut beschlie­
ßen, wenn vor der getroffenen Entscheidung ein Verhandlungs-
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termin nicht stattgefunden hat und eine Seite einen diesbezügli­
chen Antrag nunmehr stellt. 

d) Prozd]kostenhilje - Staatliche Unterstützungsleistung und Test der 
Eifolgsaussichten. Die Gewährung von Prozeßkostenhilfe stellt 
nicht nur eine spezielle staatliche Unterstützungsleistung ftir Par­
teien dar, welche die Gerichts- und Anwaltskosten nicht selbst 
aufbringen können. Das Verfahren, in dem geringere Kosten als 
im normalen Prozeß anfallen und in dem es keine Erstattung der 
Kosten der Gegenseite gibt (§ 118 I 4 ZPO), kann bei schwierigen 
Rechtsfragen und bei mangelnder fmanzieller Ausstattung der an­
tragstellenden Partei auch als Test benutzt werden. Bei der Prü­
fung des Antrags hat das Gericht nämlich auch die Erfolgsaussich­
ten einzubeziehen (§ 114 I ZPO). Ist etwa fraglich, ob das Gericht 
vor dem Ablauf der einjährigen Trennungsfrist die in der Person 
des anderen Ehegatten liegenden Gründe für das Scheitern der 
Ehe als so schwerwiegend ansieht, daß eine weitere Aufrechterhal­
tung des ))Ehebandes« nicht mehr zurnutbar erscheint und somit 
ausnahmsweise die Ehe schon jetzt geschieden werden kann (§ 
1565 II BGB), oder bereitet die Bemessung des Unterhaltsan­
spruchs besondere Schwierigkeiten, so kann der Antragstellung 
im Prozeßverfahren diejenige auf Gewährung von Prozeßkosten­
hilfe vorgeschaltet werden. Wird eine Bewilligung mangels Er­
folgsaussicht abgelehnt, so ist hiergegen die Beschwerde gege­
ben, über welche letztlich das Oberlandesgericht zu entscheiden 
hat. Man erhält damit eine Entscheidung des Berufungsgerichts, 
welche möglicherweise zu materiellrechtlichen Vorfragen schon 
eine klare Stellungnahme enthält. Außerdem können im Prozeß­
kostenhilfeverfahren sogar ohne Einschaltung von Rechtsanwäl­
tinnen und Rechtsanwälten vollstreckb<!re Prozeßvergleiche zwi­
schen den Parteien geschlossen werden (§§ 118 I, 794 I 1 ZPO), 
mit denen eine abschließende Regelung der strittigen Angelegen­
heiten getroffen und die Voraussetzungen für eine einverständli­
che Ehescheidung geschaffen werden können (§ 630 III ZPO). 
Die Ehescheidung selbst kann natürlich nicht per Vergleich, son­
dern stets nur durch Urteil erfolgen (§ 1564 BGB) . 
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Vor Stellung eines Antrags auf die Gewährung von Prozeßko­
stenhilfe ist immer zu prüfen, ob nicht die Gegenseite aufgrund ih­
rer besseren finanziellen Situation einen Vorschuß auf die Prozeß­
kosten der antragstellenden Partei zu leisten hat. Hierüber kann 
durch einstweilige Anordnung (§ 620 Nr. 9 ZPO für Ehe- und 
Folgesache, § 127 a ZPO für isolierte Unterhaltssachen) und vor 
Anhängigkeit der Ehe- bzw. Unterhaltssachen durch einstweilige 
Verfügung entschieden werden. Im vorgerichtlichen Raum, in 
welchem ebenfalls Kosten für die Inanspruchnahme juristischen 
Rats anfallen, kann als staatliche Unterstützungsleistung Bera­
tungshilfe gewährt werden. 9 

5. Zur normativen Kraft des Faktischen ­
veifahren zur Regelung der elterlichen Sorge 

während des Getrenntlebens 

Besondere emotionale Bedeutung fiir die auseinanderstrebenden 
Eheleute hat die Regelung der elterlichen Sorge über die gemein­
schaftlichen Kinder (§§ 1671, 1672 BGB) . Sie ist auch für die Unter­
haltsregelung von wesentlicher Bedeutung. Weil die Eltern das bei 
der gemeinschaftlichen Wahrnehmung ihrer Aufgabe erforderliche 
Einvernehmen nicht mehr herstellen können, ist in vielen Fällen 
nicht bis zur notwendigerweise mit dem Ehescheidungsurteil ver­
bundenen Zuweisung der elterlichen Sorge abzuwarten, sondern 
schon während der Trennungszeit eine gerichtliche Regelung her­
beizuführen. 

Das hierauf gerichtete Verfahren ist demgemäß keine Scheidungs­
folgesache, sondern isoliertes Verfahren, welches vom Zeitpunkt 
der Trennung der Eheleute an in Betracht kommt (§ 621 I Nr. 1 
ZPO). Durch die Verweisung in § 621 a I ZPO wird klargestellt, daß 
hierfür grundsätzlich die Verfahrensvorschriften über die Ange-

9 Zur Problematik der Beratungshilfe s. auchJost-Tietzen, »Der ganz kleine Konkurs«, in: 

Anwaltsprotokolle (Anm. 1), S. 143 ff. 
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legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten, so auch § 12 
FGG, wonach in diesem Verfahren das Gericht von Amts wegen 
die entscheidungserheblichen Umstände zu ermitteln hat. Dabei 
ist nicht von den Wünschen der Eltern auszugehen, sondern der 
Zustand anzustreben, welcher dem Kindeswohl am ehesten 
dient. 

Es gilt, sofern Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ehe­
leuten über Erziehung, Aufenthalt, Ausbildung etc. zu Tage treten, 
die Angelegenheit möglichst früh anzupacken. Für die Frage der 
endgültigen Zuweisung der elterlichen Sorge an einen Elternteil, 
was trotz der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
3. 11. 1982 (FamRZ 1982, 1179) zum möglichen Weiterbestand der 
gemeinschaftlichen Zuständigkeit der Eltern auch nach der Schei­
dung die Regel ist, stellen die Gerichte im starken Maße auf das so­
genannte Kontinuitätsprinzip ab (vgl. die Beiträge von Fabricius­
Brand und Grotevent) . Es bedeutet, daß stabile Lebensverhältnisse 
des Kindes und damit sein Aufenthalt und seine primäre Bezugsper­
son nur bei Vorliegen ganz besonderer Gründe verändert werden 
soll, etwa wenn dem Kind aus der bestehenden Situation Schaden 
erwachsen kann. Der einmal geschaffene status quo, selbst wenn 
er einseitig und gegen den Willen des anderen Ehepartners herge­
stellt worden ist, verfestigt sich bei längerer Dauer immer stärker, 
sodaß eine spätere Veränderung mehr und mehr ausgeschlossen 
erscheint. 

Befindet sich das Kind, um dessen Sorge es geht, somit nicht 
bei dem Elternteil, welcher hier eine gerichtliche Regelung zu sei­
nen Gunsten herbeifuhren will, so sollte aus diesem Grunde mit 
der Einleitung eines solchen Verfahrens gleich ein Antrag auf 
einstweilige Anordnung zur Übertragung des Aufenthaltsbestim­
mungsrechts oder besser auch des Erziehungsrechts verbunden 
werden. 

Für den Vater, der die elterliche Sorge ftir das Kind, welches 
sich bei der Mutter befindet, an sich ziehen will, wird aber am 
Ende des von ihm eingeleiteten Sorgerechtsverfahrens während 
des Getrenntlebens häufig die Entscheidung stehen, daß der Mut­
ter vorläufig die elterliche Sorge übertragen wird. Hiermit ver-
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stärkt sich noch deren Position. Das liegt nicht nur an der soge­
nannten Brust-Theorie, sondern vielmehr daran, daß in der ganz 
überwiegenden Zahl der Fälle die Mutter tatsächlich die primäre 
Bezugsperson von Geburt des Kindes an gewesen ist, und die An­
strengung eines Sorgerechtsverfahrens als Beleg dafür genom­
men wird, daß schon vor der endgültigen Zuweisung bei Schei­
dung eine Regelung getroffen werden muß. 

Die Kinderbetreuung durch einen Elternteil, insbesondere die 
gerichtlich legitimierte, wirkt für die Trennungszeit über § 1361 
BGB, für die Zeit nach der Ehescheidung über § 1570 BGB an­
spruchsbegründend für den Ehegattenunterhalt. Die Sorgerechts­
zuweisung ist selbstverständlich allein am Kindeswohl auszurich­
ten. Wegen des bezeichneten Zusammenhangs muß aberjede Par­
tei auf den Vorwurf der Gegenseite gefaßt sein, sie betreibe das 
streitige Sorgerechtsverfahren als »Stellvertreterkrieg« fur den 
Unterhaltsprozeß. 

6. Unterhalt - besser bald! 

Von den durch Trennung und Scheidung ausgelösten Regelungs­
problemen soll weiterhin die Unterhaltsfrage angesprochen wer­
den. Hier fmden sich besonders viele gerichtlich auszutragende 
Konflikte, während andere Bereiche (Wohnungszuweisung, 
Hausratsteilung, Zugewinnausgleich) häufiger außergerichtlich 
von den Parteien einvernehmlich geregelt werden, wenn es viel­
leicht auch vorher einer langwierigen und heftig geführten, 
schriftlichen Auseinandersetzung wegen der Symbolhaltigkeit 
der Besitzverhältnisse bedarf. 

Wie bereits oben erwähnt, betrachtet die Rechtsprechung den 
Ehegattenunter halt, wie er während der Trennungszeit zu entrich­
ten ist, und den nachehelichen Unterhalt als zwei grundverschie­
dene Ansprüche. Geht es um den nachehelichen Unterhalt, so 
kann eine Berücksichtigung mit rechtzeitiger Anhängigmachung 
im Scheidungsverfahren beim Ausspruch der Ehescheidung er-
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wirkt werden. Die Regelung des Trennungsunterhalts wird hinge-­
gen häufig im Wege einer einstweiligen Anordnung innerhalb des 
Scheidungsverfahrens getroffen (§ 620 Nr. 6 ZPO), während der 
Weg der einstweiligen Verfügung oder des Unterhaltsprozesses 
gegangen werden muß, solange noch kein Scheidungsverfahren 
anhängig ist. Vielfach werden Fragen des Ehegatten- und Kindes­
unterhalts letztendlich durch Vergleich geregelt, der auch inner­
halb eines der angesprochenen Verfahren abgeschlossen werden 
kann, und damit ein Vollstreckungstitel bildet. 

Von Seiten des Anspruchsberechtigten ist wichtig, die Voraus­
setzungen für einen günstigen Vergleichsabschluß rechtzeitig zu 
schaffen. Da das Einvernehmen im Schatten einer drohenden 
streitigen Geltendmachung und gerichtlichen Entscheidung des 
betreffenden Anspruchs gefunden werden muß, ist die Darle­
gungs- und Beweislast im Unterhaltsprozeß zu berücksichtigen. 
Für die Frage der Bedürftigkeit ist die Unterhaltsberechtigte, fur 
die Frage seiner Leistungsfähigkeit der Unterhaltsschuldner vor­
trags- und beweispflichtig. Dennoch ist die Unterhaltsberechtigte 
darauf angewiesen, selbst die maßgebenden Daten zur Leistungs­
fähigkeit des Verpflichteten, insbesondere dessen Einkommen zu 
kennen, um sie in Vergleichsverhandlungen und Prozeß einfuhren 
zu können. Insbesondere wegen der gängigen Unterhaltsbemes­
sung in Abhängigkeit vom Einkommen des Verpflichteten kann 
die Berechtigte nur unter dieser Voraussetzung feststellen, wel­
cher Monatsbetrag ihr zusteht und gerichtlich durchsetzbar wäre. 
Hierzu kann eine sogenannte Stufenklage erhoben werden, wel­
che der genauen betragsmäßigen Festlegung des monatlich zu be­
zahlenden Unterhalts die Verurteilung des Pflichtigen zur Ertei­
lung der erforderlichen Auskünfte verschaltet. Je kürzer die Tren­
nung zurückliegt, um so eher verfugt der anspruchsberechtigte 
Teiljedoch selbst noch über Informationen zum Einkommen des 
anderen Ehegatten. Auch wird, wer nach langer Dauer der Tren­
nung bzw. des Beginns des Scheidungsverfahrens einen Schei­
dungsfolgenvergleich über Unterhaltsrückstände für die Vergan­
genheit herbeiführen will, einen schlechten Stand haben, wenn er 
nicht während der Trennungszeit schon durch Auskunftsklage 

187 



Unterlagen über die Leistungsfähigkeit des Unterhaltsschuldners 
beschafft oder gar auf eine, wenn vielfach auch zeitig befristete 
Entscheidung über die Unterhaltsverpflichtung durch einstwei­
lige Anordnung oder einstweilige Verfügung verweisen kann. 

7. Uils kostet die Scheidung? Mindestens den Ehepartner 

Soweit es um Folgesachen geht, hat die Verbindung mit der Ehe­
scheidung auch einen kostenmäßigen Vorteil. In Unterhaltsver­
fahren etwa schwillt der Streitwert, nach welchem die gerichtli­
chen und außergerichtlichen Kosten (hier insbesondere die An­
waltsgebühren) zu bemessen sind, schnell an, weil zu seiner Be­
stimmung die verlangte Monatsrente mit 12 zu multiplizieren ist 
(§ 17 GKG) . Das Kostenrisiko fur den Fall der erfolglosen Geltend­
machung wird dadurch gemindert, daß die Streitwerte der Folge­
sachen mit der Ehescheidung zusammengerechnet werden und 
die ohnehin verringerten Kosten nach § 93 a ZPO in der Regel ge­
geneinander aufzuheben sind, sodaß jede Seite ihre außergerichtli­
chen Kosten selber trägt und nicht für diejenigen der anderen Seite 
zusätzlich aufkommen muß, obwohl die antragsstellende Partei 
mit ihrem Anspruch mehr oder weniger unterlegen ist; sie müßte 
nach allgemeinen Grundsätzen insoweit auch die Kosten der Ge­
genseite erstatten. Bei unklarer Rechtslage, insbesondere bei Fra­
gen, inwieweit der Unterhaltsverpflichtete bestimmte Belastun­
gen von seinem Einkommen vorrangig vor der Unterhaltsgewäh­
rung absetzen kann und wie der Zugewinn zu bemessen ist, mag 
diesem Gesichtspunkt erhebliche Bedeutung beikommen. 

8. Zum Gericht oder nicht? 

Für die Beschreitung des Rechtsweges gibt es natürlich auch ganz 
>>Unjuristische« Motive. Der Gegenpartei soll klargemacht wer-
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den, daß sie im Unrecht ist, um damit die eigene Kränkung besser 
verarbeiten zu können. Die Verbindung wird mit negativen Vor­
zeichen fortgesetzt, weil der Gedanke, daß die andere Seite ein 
selbständiges Leben, möglicherweise sogar mit einer neuen » bes­
seren Hälfte« führt, unerträglich ist. 

Insbesondere Folgesachen bzw. isolierte Verfahren während der 
Trennungszeit können hier zum symbolischen Akt werden. Die 
Aufgabe der Rechtsanwältin oder des Rechtsanwalts liegt darin, 
wenn nicht tatsächlich rechtliche Vorteile mit diesem Verfahren er­
reichbar sind, den Parteien die Ebenenverwechslung aufzuzeigen 
und Verhärtungen zu vermeiden. 

Andererseits gibt es natürlich auch das umgekehrte Motiv, wel­
ches davon abhält, möglicherweise erforderliche Verfahrens­
schritte einzuleiten, um den Mißhelligkeiten des offenen Konflikts 
mit dem Ehepartner aus dem Weg zu gehen. In beiden Fällen zei­
gen sich quasi-therapeutische Anteile der anwaltliehen Berufsaus­
übung. Das Problem der Parteien läßt sich zum einen Teil über­
haupt nicht auf dem Rechtsweg, zum anderen Teil nur hier lösen. 
Mangels ausreichender Kompetenz der Juristen ist außerordentli­
che Zurückhaltung bei der »Korrektur« des Parteiwillens gebo­
ten. 

Inwieweit derartige Aufgaben gelöst werden können und die 
Einschaltung von Anwältinnen und Anwälten eskalierend oder 
versachlichend wirkt, davon mag sich die Leserschaft anhand vor­
stehender Erfahrungsberichte ein Bild machen. 

Schwierig wird es auch bei solchen Mandanten, die alles be­
kommen wollen, ohne aber zur Prozeßftihrung entschlossen zu 
sein. Wasch' mir den Pelz, aber mach' mich nicht naß! Dabei spielt 
nicht nur die Angst vor den Beunruhigungen des Rechtsstreits, 
sondern auch vor den anfallenden Kosten eine Rolle. Manchmal 
wird von der auftraggebenden Partei ein (scheinbares) Einverneh­
men mit dem anderen Ehepartner vorgetragen, um damit die an­
waltliche Tätigkeit und den Grad der Auseinandersetzung mög­
lichst einzuschränken. Hier liegt die Aufgabe darin, über dieses 
Pseudo-Einvernehmen aufzuklären, ohne andererseits das Maß 
des tatsächlich gegebenen (partiellen) Einverständnisses zwischen 
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den Eheleuten zu reduzieren. In der Vorgehensweise, aber auch in 
der Form der Darlegung streitiger Positionen ist dabei größte Be­
hutsamkeit angebracht. Schließlich kommt es nicht selten vor, 
daß der rechtsschutzsuchende Teil trotz der Inanspruchnahme ei­
nes Beistandes fur seine Interessen immer noch diejenigen der an­
deren Seite »mitvertritt« und in die Erörterung der Vergehens­
weise einbringt. Solche Fürsorglichkeit für den Ehepartner oder 
vielleicht die ausemderfallende Familie als Einheit scheint es be­
sonders bei Frauen zu geben, und zwar selbst dann, wenn die 
Grundlagen der Beziehung schon vollständig zerstört sind. Zu­
weilen besteht auch das Autoritätsgefalle der früheren ehelichen 
Beziehung fort, sodaß der Mann jetzt noch Einfluß darauf neh­
men kann, wie die Ehefrau den Streit mit ihm austrägt. Er be­
stimmt, worüber man sich untereinander »einigt« und wofür an­
waltliche und notarielle Dienste in Anspruch genommen werden 
und wie das Scheidungsverfahren insgesamt abgewickelt wird. 

Dann ist eine Stützung der Eigenständigkeit und des Selbstbe­
wußtseins der Mandantin erforderlich, aber auch große Zurück­
haltung und Behutsamkeit geboten, da emotional die Eheleute in 
der Sicht der Mandantin doch noch eine Einheit darstellen und der 
Angriff auf die Gegenseite zum Angriff auf die Mandantin selbst 
werden kann. 

Wegen der Verwobenheit der Rechtsbeziehungen mit emotio­
nalen Anteilen ist die Vielgestaltigkeit und Aufsplitterung in ver­
schiedene Vorgehensmöglichkeiten, die das ziemlich komplizierte 
Familienverfahrensrecht aufweist, möglicherweise nicht zu arg zu 
beklagen. Hierdurch lassen sich eben auch ganz unterschiedliche 
Verfahrensgestaltungen erreichen. 

Sollte es die List der Vernunft gewesen sein, die uns die Vielfalt 
beschert hat, wo doch die Weisheit des Gesetzgebers im Wirrwarr 
der Verfahrensvorschriften nur schwer zu erkennen ist? 
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